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wikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Eckartsberga und die Manskelder Kreiſe.

Aufrüſtungsdebatte.
Bethmanns „panſlawiſtiſche“ Gründe.

Der Reichstag begann am Montage die Beratung der
wichtigſten Vorlagen, die ihm die Regierung zugewieſen.
Militär und Steuern zu bewilligen iſt ja ſeine hervor
ragendſte Aufgabe. In der Tat iſt der Reichstag während der
ganzen Zeit ſeines Beſtehens im Grunde genommen nie etwas
anderes geweſen als

eine Bewilligungs maſchine

für neue Soldaten und neue Steuern.
Veides geſchah immer im Jntereſſe der herrſchenden Klaſſen,
während die Volksmaſſen nur immer proteſtieren mußten.
Die Arbeiterklaſſe iſt nie aus den Proteſtaktionen gegen
Reichstagsbeſchlüſſe herausgekommen. Solange der Reichstag
nichts weiter als das Machtinſtrument der kapitaliſtiſchen, mili
tariſtiſchen und imperialiſtiſchen Bourgeoiſie iſt, wird es auch
vorläufig ſo bleiben.

Die Regierung kennt dies Inſtrument und ſpielt darauf, wie
es ihr beliebt. Die geſtrige „Begründung“ der Heeresvorlagen
durch Herrn Bethmann war erſtens ſo dürftig, wie es ſich nur
ein Mann erlauben kann, der die Bewilligung ſchon in der
Taſche hat. Zweitens aber ſo widerſpruchsvoll, daß man eben
im imperialiſtiſchen Denken befangen ſein muß, um
einen Reſt (kapitaliſtiſcher) Logik darin zu entdecken. Das
Deutſche Reich habe mit England keine Differenzen, im
Gegenteil: die Verbindungen mit Großbritannien ſeien aus
gezeichnet. Mit Frankreich ſtänden wir „gut“, wie Beth
mann bektonte, und mit Rußland durchaus freundſchaftlich. Da

wir überdies mit Oeſterreich und Jtalien verbündet
ſind, ſo brauchen wir 186 000 Mann Soldaten mehr.
Dieſen Kopfſprung verſteht nur, wer die Herrſchaftsanſprüche
der deutſchen Kapitaliſtenklaſſe „auf die Welt“ verſteht.
Der ungeheuer aufgetürmte deutſche Kapitalbeſitz lauter
den Arbeitern vorenthaltener und abgepreßter Lohn! will in
der Welt auf Profit ausgehen, wozu er eine ſtarke Rüſtung
braucht, die die auszubeutenden Länder bedrohen und den Kon
kurrenten aus dem Felde ſchlagen kann. Das iſt die Trieb-
feder des Aufrüſtens. Formell freilich klammert man ſich
an die „panſlawiſtiſche Gefahr“.

Dem deutſchen Reichskanzler muß es peinliche Verlegenheit
bereitet haben, eine, auch nur ſeinen beſcheidenen Anſprüchen be
friedigende Begründung für die Rüſtungsvorlage zuſammen
zu ſtoppeln. Die Mehrzahl der Gründe, die er am geſtrigen
Montage in einer halbſtündigen Rede aneinander reihte, waren
alt und abgedroſchen. Man kannte ſie ſchon aus all den Reden
über Heeresverſtärkung, die wir ſeit etlichen Jahren zu hören
bekommen haben. Sie haben ihre Dienſte getan 1912, 1911
und ſo immer weiter zurück. Aber etwas neues mußte doch
vorgebracht werden, um die plötzliche und über alles frühere
Maß weit hinausgehende Heeresverſtärkung zu begründen.
Was in aller Welt war da zu machen Die Ankündigungen der
journaliſtiſchen Regierungshandlanger hatten ſchon darauf
ſchließen laſſen, daß der Balkankrieg der Reichsregierung den
ausſchlaggebenden Vorwand für die ungeheuerliche Volks
ſchröpfung liefern würde. Und richtig:

der panſlawiſtiſche Popanz
wurde von dem Reichskanzler an die Wand gemalt, um die
biederen Geſetzgeber in die Gemütsverfaſſung zu bringen, die
ihnen die Zuſtimmung zur Verſtärkung des Heeres um 136 000
Mann erleichtern würde. Wer aber, unbelehrt durch frühere
Erfahrungen, ſich der Erwartung hingegeben haben ſollte, von
dem Reichskanzler eine wirklich eingehende ſachliche Erörte-
rung der panſlawiſtiſchen Gefahr zu hören, muß arg ent-
täuſcht geweſen ſein.

Der Gedankengang des Herrn v. Bethmann Hollweg war der,
daß der Balkankrieg die Fähigkeiten der ſiegreichen Balkan
völker zu einer aktiven Politik erwieſen habe. Während die
Paſſivität der Türkei ſie zu einem Element des Friedens in
Europa gemacht habe, ſei zu erwarten, daß bei einer künftigen
kriegeriſchen Verwicklung in Europa die aktiven Balkanſtaaten
als friedengefährdende Faktoren in Rechnung zu ſtellen ſeien.
Hert Bethmann folgerte nun aber ohne weiteres noch, daß dieſe
Balkanſtaaten in einem etwaigen Kriege zwiſchen Deutſchland
ind Rußland auf die Seite Rußlands treten würden. Erdras in dieſem Zuſammenhange von der „Gegnerſchaft des

Germanentums gegen das Slawentum“; er gebrauchte das
Schlagwort von der „panſlawiſtiſchen Bewegung“, vermied es
aber peinlich, auch nur mit einem Worte zu erörtern, welche
dieſer Balkanſtaaten denn überhaupt als ſlawiſche Hilfstruppen
Rußlands in Betracht kommen könnten. Wenn man aber die
„panſlawiſtiſche Gefahr“ als Beweggrund für eine dauernde

erſtärkung des deutſchen Heeres verwenden will, kommt es
erade auf dieſe Einzelnachweiſe an. Seine Unterlaſſungs

fünte ſpricht nicht gerade dafür, daß der Reichskanzler bei
dieſer Frage ein gutes Gewiſſen gehabt hat. Es iſt deshalb
notwendig, in der Oeffentlichkeit die Unterſuchung anzuſtellen,
die er gefliſſentlich übergangen hat.Was ſeh auf ſich mit dem Panſlawismus (pan iſt griechiſch

und bedeutet all, demnach Allſlawentum) überhaupt? Die

panſlawiſtiſche Jdee beruht auf der Vorausſetzung, daß alle
ſlawiſchen Völker untereinander durch gemeinſame Jntereſſen
gegenüber allen anderen Völkern, insbeſondere gegenüber den
germaniſchen Völkern, verbunden ſind. Auch der Reichskanzler
teilt offenbar dieſe Auffaſſung, denn an einer Stelle ſeiner
Rede ſprach er von dem Gegenſatz des Slawentums gegen das
Germanentum. Das iſt aber weiter nichts als ein Hirn-
geſpinſt, das allerdings von gewiſſen ruſſiſchen Politikern im
Intereſſe des zariſchen Jmperialismus künſtlich aufrecht er
halten wird.

Die ſprachliche Zuſammengehörigkeit iſt allerdings ein Fak-
tor von großer politiſcher Bedeutung darauf beruht die ſo-
genannte nationale Jdee, die ſich ſeit dem Anfang des vorigen
Jahrhunderts in Europa mehr und mehr Geltung verſchafft
hat. Die ſprachliche Zuſammengehörigkeit bildet den Kitt für
das Staatsgefühl der Völker in den meiſten Staaten Europas.
Sie iſt aber an ſich noch nicht einmal ein Beweis für die ge
meinſame Abſtammung aller dieſelbe Sprache ſprechenden
Leute, oder, wie man das auch ausdrückt, für die „Raſſenein-
heit“ eines Volkes. Denn alle heute eine Sprache ſprechenden
Völker Europas ſind aus der Verſchmelzung verſchiedenartiger
Volkselemente entſtanden. Daß die Sprache eines der wich-
tigſten Bindemittel eines Staates iſt, liegt auf der Hand, da
ſie die gegenſeitige Verſtändigung und die gemeinſame Be
handlung aller öffentlichen Angelegenheiten ungemein erleich-
tert. Staaten, in denen verſchiedenſprachige Völker zuſammen
wohnen, haben deshalb auch unter den Nachteilen der dar-
aus entſtehenden nationalen Antipathien der einzelnen Völker
untereinander ſchwer zu leiden. Am auffälligſten tritt dieſer
Nachteil in dem vielſprachigen Oeſterreich zutage. Es kann
noch einmal durch die beſtändigen nationalen Zwiſtigkeiten
zerſprengt werden, wenn es nicht gelingt, die Volksbeſtandteile
Oeſterreichs zur gegenſeitigen Duldung und Verſtändigung
zu bringen, wie das in der Schweiz möglich geweſen iſt.

Es liegt aber gar kein Grund vor, daß Völker, die ver
ſchiedene Sprachen ſprechen, bloß deshalb ein Gemeinſamkeits
gefühl und eine gemeinſante Gegnerſchaft gegen andere Völker
notwendigerweiſe entwickeln müßten, weil die Sprachen, die
ſie ſprechen, unter einander näher verwandt ſind.

Jn ihrer überwiegenden Mehrzahl ſprechen die Völker
Europas Sprachen, die ſich auf eine gemeinſame Urſprache, die
man die ariſche nennt, zurückführen laſſen. Die ariſchen
Sprachen zerfallen wieder in mehrere Gruppen, unter denen
drei an Zahl die kleineren Sprachgemeinſchaften weſentlich
übertreffen, und die deshalb auch hier hauptſächlich in Be
tracht kommen. Das ſind die romaniſchen Sprachen, die
ſich auf eine gemeinſame Mutter, das Lateiniſche, zurück
führen laſſen. Es ſind das: Jtalieniſch, Franzöſiſch, Spaniſch,
Portugieſiſch und Rumäniſch. Der germ'a niſchen Gruppe
gehören an: Deutſch, Holländiſch, Flämiſch, Schwediſch, Däniſch,
Norwegiſch und Engliſch. Die ſlawiſche Gruppe endlich
umfaßt: Ruſſiſch, Bulgariſch, Serbiſch, Sloweniſch, Rutheniſch,
Polniſch und Tſchechiſch. Außerdem gibt es in Europa noch
drei iſolierte ariſche Völker, die Griechen, Albaneſen und
Litauer.

Schon aus dieſer Zuſammenſtellung geht hervor, daß die ge
meinſame ſprachliche Verwandtſchaft keineswegs ein politiſches
Gemeinſamkeitsgefühl erzeugt. Das gilt für die romaniſchen
und germaniſchen Völker, nicht minder aber auch für die
Slawen, denn die Ruſſen laſſen ſich durch ihre ſprachliche Ver
wandtſchaft mit den Polen nicht von der brutalſten Unter
drückung dieſes ſlawiſchen Nachbarvolkes abhalten. Auch Ser-
ben und Bulgaren haben noch vor wenigen Jahren unterein-
ander einen erbitterten Krieg geführt. Der Balkanbund, der
letzt gegen die Türken Krieg führt, umfaßt allerdings drei
ſlawiſche Völker, Bulgaren, Serben und die ſerbiſch ſprechenden
Montenegriner. Sollte der Balkanbund Beſtand haben, ſo
müſſen ihm außer den nichtſlawiſchen Griechen auch noch die
nichtſlawiſchen Rumänen und Albaneſen beitreten. Es iſt alſo
völlig aus der Luft gegriffen, dieſem Bunde notwendigerweiſe
eine panſlawiſtiſche gegen das Germanentum gerichtete Politik
zuzuſchreiben. Der Balkanbund, wenn er zu dauernden, ge-
meinſchaftlichen, ſtaatlichen Einrichtungen kommen ſollte, kann
nur eine friedliche Politik dem übrigen Europa gegenüber be-
treiben. Die Befürchtung liegt aber ſehr nahe, daß zunächſt
wenigſtens die neuen Balkanſtaaten ſich unter einander um
die türkiſche Beute raufen werden, und zwar die Griechen mit
den ſlawiſchen Serben vereinigt gegen die ſlawiſchen Bulgaren.
Die Petersburger Machthaber möchten ſich zwar herzlich gern
die Gefolgſchaft irgendwelcher Balkanvölker bei einer kriegeri-
ſchen Verwicklung gegen Oeſterreich oder auch Deutſchland
fichern. Dazu wäre aber bei den Balkanvölkern unter keinen
Umſtänden Rumänien, Griechenland oder gar Albanien zu
bringen, ja nicht einmal Bulgarien, das nirgends mit ſeinem
Gebiet ein weſteuropäiſches Land berührt, ſondern allerhöchſtens
Serbien und Montenegro. Aber auch das könnte nur geſchehen,
wenn Oeſterreich es nicht verſtehen würde, durch Befriedigung
der berechtigten Anſprüche ſeiner eigenen ſerbiſchen Bevölke
rung dieſe Gefahr im voraus zu bannen. Unter keinen Um-
ſtänden kann aus dieſen ſehr entfernten und winzigen Mög-
lichkeiten eines ſerbiſch öſterreichiſchen Krieges, die Notwendig-
keit der geplanten ungeheuerlichen Verſtärkung des deutſchen
Heeres hergeleitet werden. Der Hinweis auf die „panſlawi-
ſtiſche Gefahr“ iſt eine Spekulation auf die kritikloſe Leicht-
gläubigkeit, die gerade die ſogenannten nationalen Kreiſe aus
zeichnet. Jnſofern mag die Phraſe eine gewiſſe Zugkraft aus
üben, bei der Arbeiterklaſſe verfängt ſie nicht mehr.

Im übrigen geht das Aufrüſten zugunſten des Jmperialis-
mus ſeinen ilvollen Weg. Schon der erſte Tag der

Debatte zeigte, daß es für die kapitaliſtiſchen Parteien kein
Halten mehr gibt. Der deutſche Moloch erfährt eine Stärkung,
die auf die ganze Welt wirtſchaftlich und kulturell nieder
drückend wirkt und dem Weltkriege immer näher treibt.
Möge die Arbeiterklaſſe in gleich intenſiver Weiſe rüſten!

Der „große Tag“.
Ueber den Sitzungsverlauf wird uns aus dem Reichstage ge-

ſchrieben:

C. B. Ein großer Tag ſollte es werden. Man wußte, daß
die allgemeine Erörterung mit einer Rede des Kanzlers be
ginnen würde, und Herr v. Bethmann Hollweg hatte ja auch
tiefgründige Betrachtungen der internationalen Politik ſchon
vor einigen Tagen in Ausſicht geſtellt. Den äußeren Anſchein
des welthiſtoriſchen Ereigniſſes bot freilich der Anblick des
Saals und der dichtgefüllten Tribünen. Sogar die Hofloge
wies einen reichen Beſuch auf, und in den Tribünen der Diplo-
maten, des Bundesrats und der Abgeordneten wechſelten die
eleganteſten Frühjahrstoiletten der Damen mit blendenden
Uniformen ab. Ob aber der vornehme Beſuch auf ſeine Rech-
nung gekommen iſt und die erſehnte Senſation erhalten hat?
Herr v. Bethmann Hollweg iſt ſicherlich kein glänzender Tenor;
es iſt faſt zu fürchten, daß er ſein Publikum enttäuſcht hat

Was man von ihm erwarten durfte, war zum mindeſten eine
einigermaßen ausreichende Ergänzung der überaus dürftigen
Gründe, die ſeine Vorlage zugunſten der Heeresvermehrung
anführt. Aber die Argumente, die er gebracht hat, in der
unſicheren und faſt ängſtlichen Beredſamkeit, die ſein politiſches
Denken zugleich charakteriſiert, dieſe Argumente ſind von einer
o trivialen Gleichgültigkeit, daß ſie dem ſpießig
en Bierbankdebatter vertraut vorkommen werden. Allgemeine

Redensarten über die Verſchiebung der militärpolitiſchen
Situation in Europa durch den letzten Balkankrieg, unerhört
ungenaue und falſche Deduktionen über einen Gegenſatz zwi-ſchen Slawentum und Germanentum, ſchließlich vie Märchen

von dem allmächtigen franzöſiſchen Chauvinismus: das iſt der
Jnhalt ſeiner Rede. Denn die paar konventionellen Bemer
kungen über die friedlichen Abſichten Deutſchlands, über die
Ablehnung jeglichen Wettrüſtens, wollen nichts beſagen. Der
einzige Punkt von allgemeinem Jntereſſe und von großer Be
deutung, den der Kanzler berührt hat, war die Anregung, die
der engliſche Miniſter Churchill über eine Rüſtungsver-
ſtändigung gegeben hat, und hier blieb der Kanzler, der
doch eben noch die Vorzüglichkeit unſerer Beziehungen zu Eng
land, zu Frankreich, zu Rußland hervorgehoben hatte, ſtumm.
Er antwortete nicht mit irgendeinem Wort offenherzigen Ent-
gegenkommens, erklärte vielmehr nur, daß man die konkreteren
Vorſchläge der engliſchen Regierung abwarten müſſe.

War es bloß Subordination, daß der Kriegsminiſter,
der die techniſchen Einzelheiten der Vorlage begründen ſollte,
ſich Mühe gab, ſeinen Vorredner nicht in den Schatten zu
ſtellen, oder begnügte er ſich mit der geradezu überraſchenden
Kürze, weil er von vornherein weiß, daß die büxgerlichen Par
teien ja doch den Forderungen zuſtimmen werden Die Fort-
ſchrittler werden vielleicht morgen ihre Entrüſtung über ſoviel
Zurückhaltung äußern, aber ſchließlich braucht ſich die Regie
rung nicht in Unkoſten zu ſtürzen, um noch beſonders das
Dekorum zu wahren, wenn ſie ohnehin keine bürgerliche Oppo
ſition zu vermuten braucht.

Von der Unbeſtimmtheit und Phraſenhaftigkeit der Reden,
die von der Miniſterbank gehalten wurden, hob ſich überaus
wirkungsvoll ab die präziſe Schärfe der Darlegungen des
erſten Redners aus dem Hauſe, des Genoſſen Haaſe, der die
Ablehnung der Vorlage im Namen der ſozialdemokratiſchen
Fraktion vertrat. Unſer Redner ſtellte zunächſt die unſägliche
Armut der Begründung feſt und ſchloß daran eine eingehende
und überlegene Kritik der Scheinargumente, die der Kanzler
mündlich vorgetragen hatte. Die dilettantenhaften Bemer-
lungen über die Gefahr eines Juſammenſtoßes zwiſchen der
ſlawiſchen und der germaniſchen Welt, die phantaſtiſchen Ueber
treibungen des Einfluſſes, den angeblich der franzöſiſche Chau-
vinismus hat, zerſtörte er durch eine ſachverſtändige und über-
zeugende Darlegung der wirklichen Tatſachen, und namentlich
durch den Hinweis auf die mächtige Aktion, die der franzöſiſche
Sozialismus entfaltet. Und dem Kanzler, der aus einer Ver-
änderung der politiſchen Karte Europas mechaniſche militäriſche
Konſequenzen zieht, gab er die beſfere, die politiſche Lehre, daß
die ſelbſtverſtändlichere und wirkſamere Folgerung ein kluges
Verhalten der deutſchen Diplomatie ſein muß. Der ſozial-
demokratiſche Redner vertrat ſo die Politik der Verſtändigung
unter den Nationen gegen den imperialiſtiſchen Ehrgeiz der
Eroberungen, der die ernſteſte Urſache dieſer Rüſtung iſt. Die
Verteidigung der Grenzen kann nicht durch ein Wettrüſten
geſichert werden. Die Miliz, die freie Volkswehr iſt in dieſem
Sinne die gegebene Organiſation, deren Leiſtungsfähigkeit
Haaſe an den Zeugniſſen der Geſchichte, vornehmlich aus dem
Jahre 1813 beweiſen konnte. Die Rede, die im ganzen Hauſe
mit großer Aufmerkſamkeit angehört wurde, erweckte bei
unſeren Freunden den lebhafteſten Beifall.

Nach ihm ſprach für das Zentrum Herr Dr. Spahn. Der
kluge Führer der Partei, die ſich anfänglich durch allzu ſcharfe
Oppoſition gegen die Vorlage etwas ſehr kompromittiert hat,
verſuchte möglichſt vorſichtig zu reden. Aber ſeine Ankündi
gung, daß man ſehen würde, was aus den Kommiſſi
beratungen hervorgehen wird, blieb nicht mißverſtändlich.

weiß, was n 53 n iſt an dem End
erfolg ſolcher Gedan nicht zu nachdem He.
Dr. Spahn jetzt ſchon ſeine Argumente zugunſten
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nahezu wörtlich einer Broſchüre des Wehrvereins ent
nommen hat!

Den Abſchluß bildeten die Herren v. Liebert und
Behrens, von denen man nicht erſt zu ſagen braucht, daß
ſie für jede Rüſtung Feuer und Flamme ſind. Ein allzu
unvorſichtiger Angriff, den der Reichsverbandsgeneral in ſeiner
Rede gegen unſeren Genoſſen Wendel wagte, brachte ihm von
unſerem Freunde die verdiente Abfertigung.

Jn der morgigen Debatte wird Genoſſe Scheidemann für
unſere Fraktion ſprechen.

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), den 8. April 1913.

Kein Geld für die Greiſe der Arbeit.
Als die Sozialdemokratie bei Beratung der Reichsverſiche-

rungsordnung forderte, man ſolle das Alter für den Bezug der
Altersrente von 70 auf 65 Jahre herunterſetzen, erhob die Re-
gierung Einſpruch; die Koſten würden zu hoch ſein, das
Reich habe dafür keine Mittel. Die Koſten wurden auf etwa
7 Millionen Mark veranſchlagt. Die Regierung drohte, das
Geſetz an einem ſolchen Beſchluſſe ſcheit ern zu laſſen,
worauf die bürgerlichen Parteien ſämtlich umfielen. Aber. es
wurden „Erhebungen“ zugeſagt, die jetzt ſtattgefunden haben.
Die Norddeutſche Allgemeine berichtete geſtern, daß in Berlin
eine Konferenz der Landesverſicherungsanſtalten ſtattgefunden,
auf der die Koſten für Herabſetzung des Alters der Alters-
rentner von 70 auf 65 Jahre 47 Millionen Mark koſten
ſollten. Daß das ein Wahnſinn ſein mußte, lag klar auf der
Hand. Heute berichtigt ſich das Blatt; nicht 47, ſondern 4
Millionen Mark würde es koſten! Na alſo!

Aber um ſo toller wirkt dieſe Feſtſtellung gerade jetzt. wo man
viele Hunderte von Millionen dem Militarismus in ſeinen
unergründlichen Schlund ſchleudert. Für die Greiſe der Arbeit
hat man nicht einmal vier Millionen, für den Moloch unge
zählte. Etwas Aufreizenderes als dieſe beiden Tatſachen kann
es für das ſchaffende Volk überhaupt nicht geben.

Echt Nationalliberales.

Die preußiſchen Nationalliberalen hielten am Sonntag ihren
Parteitag in Hannover ab, der die letzten Vorbereitungen zu
den Landtagswahlen treffen ſollte. Am Sonnabend vorher
fand die übliche Demonſtrationsverſammlung ſtatt, die indeſſen
durch die Schuld eines Fortſchrittlers nicht ſo ganz nach Wunſch
verlief. Man gedachte, ſich in dieſer Verſammlung recht
patriotiſch zu erweiſen und die Militärvorlage in allen Ton-
arten zu feiern. Ein vorlauter Fortſchrittler aber äußerte
ſtarke Zweifel, ob die Nationalliberalen auch darauf beſtehen
würden, daß die neue Belaſtung diesmal wirklich allein durch
Beſitzfteuern gedeckt werden würde. Der Landtagsabgeordnete
Senator Fink- Hannover bedauerte auf dem Parteitag am
Sonntag noch dieſen fortſchrittlichen Zweifel an den Natio-
nalliberalen; er kündigte an nicht etwa, daß die National-
liberalen künftighin das Vertrauen der Wähler beſſer recht-
fertigen würden, ſondern, daß man künftig keine Dis-
kuſſion mehr zulaſſen werde, um die Harmonie
beſſer zu wahren.

Der Parteitag hatte im weſentlichen den Wahlaufruf für die
Landtagswahlen feſt zuſtellen. Der Führer der National-
liberalen im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe Dr. Friedberg
hielt hierzu das einleitende Referat. Es war beherrſcht von
der ſchmerzlichen Klage über die „rote Flut“ und über die 110
Sozialdemokraten im Reichstag. Jn der weiteren Ausſpin-
nung dieſer Klage ſchob er den Konſervativen die Verant-
wortung dafür zu, daß die Blockpolitik in die Brüche ge-
gangen und der ſchwarzblaue Block entſtanden ſei, welche
Wendung nur der Sozialdemokratie genützt habe. Die Be-
ſprechung des Wahlaufrufs ſelbſt gipfelte in den Ratſchlägen,
wie der Wahlaufruf ſo vorſichtig wie möglich abgefaßt werden
könne, um möglichſt allen Schichten der Bevölkerung Rechnung
zu tragen: den Klaſſenwahlrechtsfreunden und den Klaſſen-
wahlrechtsfeinden, dem Mittelſtand und der Großinduſtrie, kurz
allen denen, auf deren Hilfe die Nationalliberalen bei den
Wahlen ſpekulieren. Und das Ergebnis nach ſehr langer
Debatte? Es wurde beſchloſſen, den Satz: „Wir bekämpfen
mit allen geſetzlichen Mitteln die Sozialdemokratie“ im Wahl-
aufruf beſonders fett zu drucken; es wurde beſchloſſen, den
Satz: „Auswüchſe der Warenhäuſer und Konſumvereine ſind
durch geſetzliche Maßnahmen zu bekämpfen“ neu in den Wahl-
aufruf aufzunehmen, weil man damit auch die Sozialdemo-
kratie zu treffen hofft, und es wurde vor allen Dingen daran
feſtgehalten, daß die Wahlreform nur in direkter und geheimer

Stimmabgabe beſtehen dürfe, wofür dann die Drittelung in
den Urwahlbezirken, die allein heute der Arbeiterſchaft eine
Vertretung im Dreiklaſſenhauſe ermöglicht, zu beſeitigen iſt.
Dem ſo geſtalteten Wahlaufruf fügte man dann noch die nach
ſtehende Reſolution an:

Der vierte allgemeine Vertretertag der nationalliberalen
Partei in Preußen ſpricht die Erwartung aus, daß bei den
kommenden Landtagswahlen die Wahlkreisorganiſationen
und die Kandidaten gegenüber der Sozialdemokratie keinerlei
Verpflichtungen übernehmen.

Mit dieſem Gelöbnis ging der nationalliberale Preußen-
tag auseinander.
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Gegen gleiches Recht aber für ein Zuchthausgeſetz! Das
ſind eigentlich die zwei Hauptpunkte des nationalmiſerablen
Wahlaufrufs, die für das arbeitende Volk Jntereſſe haben.
Der Aufruf ſagt:

Die Einführung des gleichen Wahlrechts lehnt die national
liberale Partei entſchieden ab; ſie verlangt vor allem das
direkte und geheime Wahlrecht, die Beſeitigung der Dritte-
lung in den Urwahlbezirken und Vermehrung der
Zahl der Abgeordneten, wo es durch die veränderten wirt-
ſchaftlichen Verhältniſſe gerechtfertigt erſcheint.

Da die Nationalliberalen die Vertreter der induſtriell-
kapitaliſtiſchen Klaſſen ſind, erſcheint ihre Ablehnung der Wahl
rechtsgleichheit nur natürlich. Die Herrſchaften wollen Vor-
rechte für den Beſitz, Privilegien für die „Gebildeten“. Würden
ſie den nichtbeſitzenden Volksmaſſen gleiches Wahlrecht ge-
währen, ſo wäre ihre Vorherrſchaft bedroht, denn die Reichen
ſind in der Minderzahl, die Armen bilden aber die gewaltige
Mehrheit des Volkes.

Wird aber die Gleichheit der Stimmen nicht eingeführt,
ſo hat die Form der Stimmabgabe ob geheim oder direkt

nicht mehr viel zu bedeuten. Was nutzt es, wenn die dritte
Klaſſe geheim wählen könnte, wenn man zugleich die
völlige Einflußloſigkeit der dritten Klaſſe beſtehen
läßt? Die nationalliberale „Reform“ iſt alſo ein Schein-
manöver für die Dummen. Höbe man überdies die Dritte-
lung in den Urwahlbezirken wieder auf und „drittelte“ wieder
über die ganze Gemeinde, dann fegte man auch die ſechs
Sozialdemokraten aus der Dreiklaſſenſtube wieder hinaus.
Das wäre freilich das nationalliberale Jdeal.

Da die Kapitaliſten weiter die Aufklärungsarbeit der Ar-
beiterklaſſe fürchten und beſonders die gewerkſchaftlichen
Kämpfe haſſen, fordern ſie ſtramm ein Zuchthausgeſetz. Der
Aufruf ſagt:

Jnduſtrie und gewerblicher Mittelſtand müſſen diejenigen
Rückſichtnahme bei weiteren ſozialpolitiſchen Geſetzen be-
anſpruchen, die ſie brauchen, um konkurrenzfähig gegenüber
dem Auslande zu bleiben (alſo „Sozialpolitik für die Kapi-
taliſten“! Red.) Die Hebung der wirtſchaftlichen Lage der
Arbeiterſchaft bedingt die Aufrechterhaltung der Koalitions-
freiheit. Jhre notwendige Ergänzung iſt aber ein ſtärkerer
Schutz der Arbeitswilligen.

Der Abg. Schiffer betonte, daß man aus der Ablehnung
des Streikbrecherſchutzantrages der Konſervativen im Reichs-
tage keine Folgerungen ziehen dürfe, denn jener Antrag ſei
nur um deswillen abgelehnt worden, weil er in der Form
ausſichtslos erſchienen ſei. „Sachlich“ ſtehen alſo die National-
liberalen auf dem Standpunkte, daß das Streikpoſtenſtehen zu
verbieten und mit Polizeigewalt brutal zu hindern ſei. Uebri-
gens quittierte eine große Anzahl Delegierter die Tatſache der
Ablehnung mit dem lebhaften Zuruf „Leider!“ das ſagt
genug. Die Arbeiterklaſſe ſieht aus dieſen Tatſachen wieder,
wer die nationalliberale Partei iſt: die Vertretung des großen
Geldſacks.

Gegen Rüſtungswahnſinn und Volksbelaſtung.
Demonſtrationsverſammlungen gegen die neuen Militär-

und Steuervorlagen wurden in den letzten Tagen in einer
weiteren Anzahl von Städten und Orten abgehalten.

Eine gewaltige Demonſtration veranſtaltete die Arbeiterſchaft
ron Elberfeld-Barmen am Sonntag auf dem in der
Mitte der Stadt Elberfeld erhöht liegenden ſogenannten Exer-
zierplatze. Es mögen hier 12000--15 000 Teilnehmer ver-
ſammelt geweſen ſein. Von verſchiedenen Rednertribünen
ſprachen zu gleicher Zeit und abwechſelnd die Reichstagsabge-
ordneten Ebert und Haberland, der Landtagsabgeordnete Hirſch,
ſowie Genoſſe Wilhelm Gewehr-Elberfeld. Die Ausführungen
aller Redner wurden mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen.
Jrgend welche Zwiſchenfälle wurden nicht verzeichnet, da ſich
die Polizei, die nur durch einzelne Beamte vertreten war, voll-
ſrändig ruhig verhielt.

Weitere Demonſtrationen fanden teils unter freiem Himmel
in allen Teilen des Reiches ſtatt.

Jn Württemberg wurden in den letzten Tagen in zahl
reichen Städten ebenfalls zum Teil maſſenhaft beſuchte Proteſt
verſammlungen gegen das aberwitzige Rüſtungstreiben abge
halten. Jn Stuttgart und in Kannſtatt wurde in den zum
Beſchluß erhobenen Reſolutionen neben der entſchiedenen Ab-
lehnung der Rüſtungsvermehrung auch die Verwerfung
jeder Deckungsvorlage von der Reichstagsfraktion er-
wartet. Jn den übrigen Verſammlungen wurde der Kund-
gebung der deutſchen und franzöſiſchen Parlamentsvertretung
zugeſtimmt, wonach die Sozialdemokratie im Falle der An
nahme der Rüſtungsvermehrung durch die bürgerliche Mehr
heit des deutſchen Reichstags alle Kraft aufbieten wird, um
die Laſten den Beſitzenden aufzubürden. Jn den
Deckungsvorſchlägen der Regierung wird keine annehmbare
Beſitzbeſteuerung erblickt.

Das preußiſche Dreiklaſſenhaus
erledigte am Moritag, bevor es die Beratung des Kultusetats
fortſetzte, eine Reihe kleinerer Vorlagen. Die Vorlage über
die Verpflichtung zum Beſuch ländlicher Fortbildungsſchulen
wurde der verſtärkten Gemeindekommiſſion überwieſen, nach-
dem ſich u. a. Genoſſe Leinert im Gegenſatz zu den Rednern
der konſervativ-klerikalen Mehrheit ſich gegen die Einführung
des Religionsunterrichts in den Lehrplan der Fortbildungs-
ſchulen gewendet und nachdrücklich betont hatte, daß die Fort
bildungsſchulen keine politiſchen ſeien, ſondern einzig und
allein den Zweck verfolgen dürften, die jungen Leute zum
Kampf ums Daſein zu befähigen. Der Geſetzentwurf über
die Bewilligung weiterer 15 Millionen zur Verbeſſerung der
Wohnungsverhältniſſe von Staatsarbeitern und gering be-
ſoldeten Staatsbeamten wurde in erſter und zweiter Leſung
erledigt.

Die Beratung des Kultusetats, die ſich um das Kapitel:
Höhere Lehranſtalten drehte, verlor ſich völlig in Einzelheiten.
Hervorzuheben iſt nur die Beſchwerde des konſervativen Abg.
Goßler darüber, daß im vergangenen Jahre zum erſtenmal
in Preußen ein Jude als Direktor einer höheren Lehranſtalt
beſtätigt wurde, ſowie die ganz haltloſen Klagen des Zentrums
über die Zurückſetzung der Katholiken. Dienstag Fortſetzung.

Deutſches Reich.
Der Unfug des Maſſenſchwörens vor Gericht. Vor einer

Breslauer Strafkammer weigerte ſich ein Zeuge, den vorge
ſchriebenen Eid zu leiſten, mit dem Hinweis auf die mitge-
brachte Bibel, in der ſtände: Eure Rede ſei ja, ja nein,
nein uſw. Der Vorſitzende entgegnete, die Bibel fordere aber
auch: Jedermann ſei untertan der Obrigkeit. D
der Zeuge behauptete, daß mit jener Stelle eine beſtimmte
Regierung gemeint ſei. Hier brach das Gericht die intereſſanten
Auseinanderſetzungen ab mit der Begründung: daß dem Ge
richt nicht die Bibel, ſondern das Geſetzbuch das Maß
gebende ſei. Der Mann wurde zu 80 Mark Geldſtrafe ver-
urteilt. Ob er nun von ſeinem Bibelglauben geheilt iſt?

Der Hanſabund und die Wehrvorlagen. Jn Königsberg
in Preußen nahm am Sonntag die Organiſation des Hanſa-
bundes von Oſtpreußen zu den Wehr- und Deckungsvorlagen
Stellung. Regierungsaſſeſſor Dr. Kleefeld als Referent
ſprach ſich für den Wehrbeitrag aus, und betonte, daß feſtge-
ſtellt werden müſſe, wie hoch das tatſächliche ſteuerbare Ver
mögen im Deutſchen Reiche ſei. Dieſes ſei nach den Berech-
nungen der Vorlage auf 200 Milliarden geſchätzt; doch werde
es von dem Direktor der Deutſchen Bank, Herrn v. Gwinner,
auf 300 Milliarden und von anderen maßgebenden Perſönlich-
keiten noch höher geſchätzt. Weiter verlangte der Redner, daß
im Jntereſſe des ſchwer ringenden Mittelſtandes das ſteuerfreie
Minimum höher angeſetzt werde und vor allem die Sonder-
belaſtung der Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften
auf Aktien fällt. Auch gegen die übrige von der Regierung vor-
geſchlagene Beſteuerung hegte der Redner mannigfache Be

denken. 2Frankreich.
Die zerſchundene Militärvorlage. Die Agitation unſerer

franzöſiſchen Genoſſen trägt Früchte. Die eingefleiſchten
Rüſtungshetzer laſſen, wie man uns aus Paris ſchreibt, die
Regierungsvorlage im Stich und klammern ſich an ein Gegen-
projekt Montebello-Reinach, das allerdings nicht beſſer iſt.
180 000 Mann ſollte die Regierungsvorlage der Friedens-
präſenzſtärke hinzufügen, um den Preis der Verlängerung der
Dienſtzeit von zwei auf drei Jahren. Bei näherem Zuſehen
bleiben von den 180 000 Mann ganze 60 000 Mann übrig! Nach
der Regierungsvorlage ſoll künftig eine ſchärfere Auswahl bei
der Einziehung der Rekruten getroffen werden, was ein
Minus von 20 000 Mann ausmachen würde. Die Soldaten, die

Kleines Feuilleton.
Was iſt eine Milliarde?

Die Rüſtungsforderungen gehen jetzt nur noch in die Milliar-
den: im Deutſchen Reiche, in Japan, in Frankreich und wer
weiß ſonſt wo noch werden nur noch Milliardenſummen ge-
nannt. Was iſt denn aber eigentlich eine Milliarde? Jeder,
der eine gute Volksſchule beſucht hat, wird über dieſe Frage ent-
rüſtet die Naſe rümpfen. Und dennoch iſt das Wort nicht ſo
Allgemeingut der Bevölkerung wie man's denken ſollte. Um ſo
mehr, als die Amerikaner unter einer Milliarde etwas ganz
anderes verſtehen als wir! Das mag vielen merkwürdig er-
ſcheinen, aber doch iſt's ſo. Wir verſtehen unter einer Milliarde
eine Zahl, die hinter der Eins noch neun Nullen hat, alſo
1 600 000 000. Das ſind alſo tauſend Millionen, während man
unter einer Billion eine Million Millionen verſteht. Das iſt
überall in der wiſſenſchaftlichen Ausdrucksweiſe ſo. Die noch
höheren Zahleneinheiten bildet man nach den lateiniſchen Zahl-
bezeichnungen: Trillion (eine Million Billionen, alſo 1 mit
18 Nullen dahinter), Quadrillion (1 mit 24 Nullen), Quin-
quillion, Sextillion, Septillion, Oktillion uſw. Wie geſagt,
weichen davon die Amerikaner ab. Mancher wird ſich ſchon
darüber gewundert haben, daß es bei uns wohl einen Haufen
Millionäre gibt, aber keinen einzigen Milliardär, die in
Amerika nach geläufiger Anſchauung nur ſo auf der Straße
herumliegen, daß jeder anſtändige Menſch eigentlich Milliardär
ſein muß. Das kommt nicht allein daher, daß bei uns die
Akkumulgation der Vermögen noch in keiner Hand ein ſo weit-
gehendes Maß erlangt hat wie in Amerika, ſondern auch an
der Verſchiedenheit der Bezeichnungsweiſe. Ein Milliardär iſt
in Amerika ein Mann, der 100 Millionen Dollars im Ver-
mögen hat, während er bei uns 1000 Millionen haben müßte.
Wirkliche Milliardäre gibt's daher ſelbſt in Amerika nur
wenige, ſo wenige, daß man ſie faſt dem Namen nach kennt.
Und in ähnlicher Weiſe nennt man in Amerika 1000 Millionen
bereits eine Billion. Das iſt natürlich ſehr irreführend, weil
man eben der Kürze wegen für ſo große Zahlen immer die
Wortbezeichnung zu ſchreiben und zu drucken pflegt, nicht die
Zahlen ſelbſt. Bei denen iſt kein Jrrtum möglich, ſie ſind wie
die chemiſchen Formeln wahrhaft internationale Symbole. Die
erwähnte Abweichung gebraucht man übrigens nur in Amerika.
Dennoch beſteht angeſichts der Einbürgerung ſolcher Unarten
wenig Ausſicht. noch mal auf eine einheitliche Bezeichnungs-
weiſe zu kommen. Von der Summe einer Milliarde macht manſich übrigens zumeiſt gar keine richtige Vorſtellung. Die

e eeeeeeeeeeeeeeeeeeréegerraaaèaproo*
Rieſenſtadt Berlin, allerdings nur die politiſche Gemeinde Ber-
lin, nich! Groß-Berlin mit ſeinen 2,1 Millionen Einwohnern,
verſteuert ein Geſamteinkommen von rund 1,5 Milliarden
Mark. Acht Monate lang miüißten alſo die Einwohner von ganz
Berlin arbeiten und ihre geſamten Einnahmen abgeben, wenn
ſie die Rüſtungsvorlage von einer Milliarde Mark bezahlen
wollten. Lohnt es ſich da überhaupt noch, die „Verſicherungs-
prämie“, die man gegen die Unſicherheit bezahlen ſoll, aufrecht
zu erhalten? Jſt es nicht ein Unding, wenn ein Komplex von
GroßBerlin jahraus jahrein nichts weiter tun, als bloß für
die Erhaltung einer Einrichtung zu arbeiten. die die Sicher-
heit unter Umſtänden herbeiführen kann, ſie nicht etwa wirk-
lich ſichert?

Ueber die Vielweiberei des Negers
ſchreibt Franz Kolbe im Tag. „Daß die Vielweiberei des
Negers einer der ſchwerſten Schäden des geſamten afrikani-
ſchen Volkslebens iſt, dürfte wohl von keiner Seite ernſthaft
beſtritten werden. Eine andere Frage iſt es, ob und in welcher
Weiſe die Vielweihberei bekämpft werden kann und bekämpft
werden muß, ob nicht die gegenwärtigen Verhältniſſe erſt gänz-
lich geändert werden müſſen, ehe an eine Bekämpfung der Viel-
weiberei gedacht werden kann, und ob die Vielweiberei unter
den gegenwärtigen Verhältniſſen nicht auch ihre guten Seiten
hat. Je mehr wir die Hausſklaverei einſchränken, um ſo un-
entbehrlicher wird die Arbeit der Frau für die Neger. Sie hat
das Feld zu beſtellen, die Früchte zu ernten, Halmfrüchte zu
enthülſen und zu Mehl zu verarbeiten (in vielen Gegenden
Afrikas werden aus dieſem Grunde faſt gar keine Halmfrüchte,
ſondern nur Knollenfrüchte angebaut), hat Waſſer und Holz
auf oft unglaubliche Entfernungen heranzuſchleppen, die
Speiſen zu bereiten und für den faſt immer vorhandenen
Säugling zu ſorgen. Kein Wunder daher, daß viele Neger-
frauen durchaus nicht die Frau eines Monogamiſten ſein
mögen, da ſie dort zu viel zu arbeiten haben. Kein Wunder
aber auch, daß der Säugling vielfach infolge der Ueberlaſtung
der Mutter in der Einehe zu kurz kommt und eine erſchreckliche
Kinderſterblichkeit die Folge iſt. Aus Statiſtiken, welche Re-
gierungsarzt Dr. Külz bei verſchiedenen Südkameruner Volks-
ſtämmen und der engliſche Miſſionar Harris in Belgiſch-Kongo
aufzuſtellen verſucht hat. geht hervor, daß die Fruchtbarkeit derEhe mit der Entfernung von der europäiſchen Kultur zunimmt.
Harris konnte bei ſeinen Zählungen einen Unterſchied der Ge
burtenzahlen von Monogamiſten und Polhygamiſten nicht feſt
ſtellen. Rohrbach, welcher kürzlich in SüdNigeria dieſe Frageſtudierte, fand auch bei chriſtlichen Negern die Anſicht vertreten,

daß die Vielweiberei für den Neger ein Bedürfnis ſei. Dort

hat ſich auch, worauf auch Harris hinweiſt, eine chriſtliche
Eingeborenenkirche gebildet, welche die Polygamie
ausdrücklich geſtattet. Vielleicht ſei dies die zukünftige
Religionsform Afrikas, bemerkt Harris hierzu; denn das Ver
bot der Vielweiberei iſt das ſchwerſte Hindernis für die Aus-
breitung des Chriſtentums und treibe den Neger in die Arme
des Jslams. Das Vorſtehende dürfte genügen, um den Nach-
weis zu führen, daß das Problem der Vielweiberei des Negers
ein äußerſt verwickeltes und zum mindeſten ohne Umforſchung
der gang gegenwärtigen Wirtſchaftsform des Negers nicht zu
löſen iſt.“

Wie ſich die Pariſer Lebewelt „amüſiert“.
„Jm Vorijahre herrſchten die ſogenannten Apachenbälle, ſelbſt

in den erxkluſſiven gariſtokratiſchen Kreiſen der Faubourg St.
Germain,“ ſo zitiert der Vorwärts aus einem Geſellſchafts
bericht aus Paris. „Das Genre hatte ſein pſpſyhchologiſches
Jntereſſe, wenn man ſah, mit welcher Leichtigkeit die vor-
nehmen Damen das ungenierte Gehaben der Trottoirheldinnen
von Menilmontant und Pantin imitierten. Als Konverſations-
ton war das gröblichſte Argot vorgeſchrieben in den Salons
wurde Valſe chaloupée viel roher getanzt, als ſelbſt Max
Dearly und die Miſtinguette in der Cigale es gewagt hatten.
Den Vogel ſchoß eine authentiſche Komteſſe vom Quartier
d'Europe ab, die ohne Vorwiſſen ihrer Gäſte ein halbes Dutzend
echter Apachen von Belleville einlud, die ſich mit ihren „Damen“
auch pünktlich einſtellten, nicht ohne daß zuvor die Bedienten
das Silberzeug in Sicherheit gebracht hätten. Nur bedeutete
dieſes kühne Experiment eine Enttäuſchung, denn die vor-
ſtädtiſchen Herrſchaften benahmen ſich im Gegenſatz zu den
Pſeudoapachen ſehr manierlich in ihren Tänzen und auch dem
Büfett erwieſen ſie nicht übermäßige Ehre. Aber die Apachen
mode flaute recht bald ab, und der exzentriſche Poiret brachte
für eine Weile das perſiſche Genre in Flor. Was ſich da an
Feſten der Sherezade, an Märchen aus Tauſendeine Nacht, an
arabiſchen Phantaſias darbot, war ſicherlich von Reiz. Und
was dieſem Sinnenzauber noch eine willkommene ſchwüle Note
gab, war die Verquickung mit den bizarren Tänzen, mit denen
uns Amerika beglückt hatte. Einer der eleganteſten Vereine
des mondänen Paris, der ſich Bohème dorée nennt, gab dieſer
Tage einen Ball, der erſt um 1 Uhr früh begann und ſich bis
zum Sonnenaufgang hinzog. Es war das allerneueſte vom
allerneueſten. Dieſes Nachtfeſt nannte ſich Gala du deshabillé
und ſchrieb für die Damen jene Toilette vor, in der ſie ſich dem
Gatten oder dem Liebhaber präſentieren, während die
greß der Schöpfung dafür den Pyjama (Nachtangzug) zur

re brachten.“
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vier kebende Geſchwiſter haben ſollen nur 30 Monate di
und die fünf Geſchwiſter haben nur zwei Jahre um die rug
gängige Geburtenziffer zu heben! was ein weiteres Minus
von 60 000 Mann zur Folge haben würde. Schließlich kündigte
der Kriegsminiſter an, daß den Soldaten ein bis dreimonatliche
Urlaubsfriſten gewährt würden, was eine weitere Verminde-
rung der Präſenzziffer um 40 000 Mann ergäbe. Der tatſäch-
liche „Gewinn“ der unpopulären und unökonomiſchen Maß-
regel würde alſo 60 000 Mann betragen. Aber dieſe 60 000
Mann ſind nur Paradetruppen für den Frieden, während
die Kriegsſtärke nicht um einen Mann gehoben würde, ja eher
ließe ſich das Gegenteil nachweiſen. Das Gegenprojekt Monte
belloReinach will deshalb in erſter Linie ein Minimum der
einzelnen Truppenkörper fixieren. Da weder die Kommiſſion
noch die Regierung zu dem Jnitiativantrag bisher Stellung
genommen haben, gehen wir nicht weiter darauf ein. Wir
ſtellen nur feſt, daß die Vorlage der franzöſiſchen Regierung
ſich in ſehr ſchlechter Poſition befindet.

Unſere Genoſſen nützen die Parlamentsferien inzwiſchengründlich zu ihrer großzügigen Agitation et Jn e n
werden in den nächſten zwei Wochen über 60 Ver ſamm-
lungen abgehalten. Es iſt vorgeſehen, anläßlich der Ueber
reichung der zirkulierenden Petitionsliſten eine große öffent-
liche Demonſtration zu organiſieren. Trotz der verzweifeltſten
Anſtrengungen, verlieren die Rüſtungshetzer täglich an Boden.

Die Rüſtungen zu Waſſer folgen denen zu Lande, wie die
Nacht dem Tage. Zu der neuen Militärvorlage kommt jetzt
noch eine Flo ttenvorlage. Nach einer offiziöſen Mel
dung ſind in dem vom Marineminiſter Baudin ausgearbeiteten
Kadersgeſetz verſchiedene Maßnahmen ins Auge gefaßt, durch
die eine Verjüngung des Offizierkorps der Kriegsflotte erzielt
werden ſoll. Der Marineminiſter werde gleichzeitig beim Par-
lament einen auf 10—-12 Jahre zu verteilenden Nacht ra g s
kredit von etwa 500 Millionen verlangen, durch den
das bon der Kammer bereits bewilligte Flottenprogramm ſeine

völle Wirkſamkeit erlangen ſolle. U. a. ſollen aus dieſem Nach
tragskredit drei Panzerſchiffe und beſondere, die Torpedoboots
zerſtörer an Leiſtungsfähigkeit übertreffende Aufklärungs-
ſchiffe gebaut werden, die einen Tonnengehalt von 6000, eine
Geſchwindigkeit von 27 Knoten haben und mit 4 Kanonen von
138 Millimeter ausgerüſtet werden ſollen. Der Koſtenpreis
für ein ſolches Aufklärungsſchiff wird auf 19 Millionen ver
anſchlagt.

OeſterreichUngarn.
Chriſtlich-ſozialer Parlamentarismus. Der niederöſter

reichiſche Landtag wird von den Chriſtlich-So
zialen infolge des ſchlechten Wahlrechts vollkommen be
herrſcht. Es gehört ihm nur eine kleine ſozialdemokratiſche
Oppoſition an, deren Stellung man ganz gut mit der der
„Roten Sechs“ im preußiſchen Landtag vergleichen kann. Jn
den letzten Tagen kam es, wie ſchon öfter vorher, zu großen
Skandalſzenen. Die Chriſtlich-Sozialen hatten nämlich die
Gehälter des Landmarſchalls (Landtagsvorſitzenden) und der
Landesausſchüſſe, die eine Art Landesminiſter darſtellen, um
je 6000 Kronen erhöht, dies jedoch durch einfache Erhöhung der
betreffenden Etatstitel beſorgt, ohne den hierzu notwendigen
Landtagsbeſchluß einzuholen. Nicht genug damit, ſchnitten ſie
unſeren Genoſſen die Gelegenheit ab, Abänderungsanträge zu
ſtellen, und der Landmarſchall Prinz Liechtenſtein führte ſelbſt
den Vorſitz, obgleich es ſich doch um ſeine höchſt perſönliche An
gelegenheit handelte. Das führte zu einer ſcharfen Brand
markung der ganzen chriſtlich-ſozialen Verwaltung durch unſere
Genoſſen und zu wüſten Radau und Schimpfſzenen,
ſodaß ſchließlich ſelbſt der milde chriſtlich-ſoziale Dr. Heilinger
den Landtag zum Schluß mit einer Brantweinbude
verglich. Das war das Ergebnis der Debatte!

Die Juſtiz gegen die ungariſche Parlamentsoppoſition. Jn
dem Prozeß gegen die geweſenen Abgeordneten, die gegen den
Miniſterpräſidenten und den Ackerbauminiſter Tintenfäſſer und
andere Gegenſtände geſchleudert hatten, wurde Zakarias zu 30

Tagen Gefängnis und 500 Kronen Geldſtrafe, Hoffmann und
Beck zu 15 Tagen Gefängnis und 300 Kronen Geldſtrafe ver
urteilt. Vier andere Angeklagte wurden freigeſprochen. Die
Verteidiger und der Staatsanwalt haben Berufung eingelegt.

Amerika.
Die neue Tarifvorlage iſt dem Repräſentantenhaus in

Waſhington zugegangen. Der Ausfall der Zolleinnahmen, der
durch die Verminderung der Zollſätze verurſacht
wird, ſoll durch eine Einkommenſteuer eingebracht wer-
den, von der man gegen 100 Millionen Dollar erwartet.
Die Vorlage ſieht eine ſofortige Reduktion des Zuckerzolles um
25 Prozent und völligen Wegfall des Zuckerzolls im Jahre 1916
vor. Rohwolle wird ſofort zollfrei und die Zollſätze aller Woll
waren erheblich verringert. Die Freiliſte ſchließt folgende
Artikel ein: Fleiſch, Mehl, Brot, Stiefel, Schuhe, Nutzholz,
Kohlen uſw. Folgende bisher zollfreie Artikel werden künftig
Zöllen unterworfen: rohe ungeſchliffene Diamanten, Edelſteine,
Pelze, Kohlenteerprodukte mit 10 Prozent, flüchtige Oele mit
20 Prozent und Gewürze mit ein bis zwei Cents pro Pfund.

ne ev -„vVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Anzeigen verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (E. G. m. b. H.).

Die heutige Nummer umfaßt 10 Seiten.

Arbeiter Sekretariat, Hale a. S.

Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.
Sprechſnaden nur Wochentags von 11--1 Uhr und abends von

--8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags
geſchloſſen. Telephon Rr. 1541.

Ein Sonder- Verkauf
Von grösster Bedeutung!

DonnerstagMittwoch Freitag

Tages Artikel

Kleiderstoffe!!
Baumwoll waren

zu Pinheits-Preisen.

Kwlager auf Schlager!

Nur während
des Sonder Verkaufs.

Für S Ptg.
EGlasschesel
Kammkasten
1 Tasse mit Untertasse
l grosser Kaffeebecher
2 Wasserglüeer zus.,
2 Glasteller zus.
1 Messerputzer
1 gr. Kuchenteller
1 Toilette-Fettseife
1 Pack Seifenpulver
2 Kaffeelötfel zus.
1 dekor. Salatschüssel
IWeinglas
1 Dose Schuh-Creme
I Umsteckhalter
1 Konto-Buch
2 Oktavhefte
I Diaerium
1 Notizblock
1 Haussegen
1 Konsole

Für 18 Pfg.
1 Frisierkamm 18
1 Pfd. Seifenpulver 18
1 Glas-Zuckerdose 18
1 gr. Kompottschüssel 18
1 Klosettpapierhalter 18
1 Bratenplatte 18
l Tasse m. Untert., dek. 18
1 Sturzflasche mit Glas 18
3 Abendbrotteller, dek. 18
1 Wandspiegel 18
1 Schüssel mit Deckel 18

I Giesskanne 168
1 Brotbhüchse 18
1 Segelschiff 18
1 Karton Sandformen 18
I Kolleg FHeft 18
49 Griffel 18Dizd. Bleistifte 18
1 Schneidebrett 18
I Zahnbürste 18

Für G Pfg.
1 Zelluloid-Haartüte 68
1 Satz, 6 Schüsseln 68
1 Wasserkrug 68
1 Spirituskocher m. Topf 68
1 feuerfester Schmortopt 68
3 gr. Küchenbretter 68
1 gr. Waschschüssel 68
1 Handtuchhalter 68
1 Leder-Handtasche 68
1 Zigarrentasche 68
1 hauechtisch 68
1 Spiegelkonsole 68
1 P. Plüschpantotffel 68
1 P. Kind.-Ohrenschuhe 68
1 P. Kind. -Jahresschuhe 68
1 P. Segelt. -Kinderschuhbes6s
2 Tiscohläufer (Papier) 68
2 Glaztintenfägeer 68
I. geh äh 68

Klelderstoffe
i Wolle doppeltbreitCheviot 90 110 dleter, in l.

baren Farben r 5 7 5 Pf.

I Woll 110 65Popeline preit, in viel Farven, dMſtr. 1.95 1

Croige reine Wolle, 4oppeitbr r 160

e

CEMIIIIEE IIBlusen-Popeline t ert. Dur 95 r

Voile, heärucht h reit die er I“

n.rones IUINStler Gurulnen
in eigenen Ateliers

angefertigt.
Sorio 1 Serie 2 Serie 3
Moderne Moderne Hochmodern.

Allover-Net-Stoſſe, Aliover-Nel-Siolle Allover-Nel-Stolſe,

klein gemust. mit breiten sehr solide
mit Einsätzen TKinsätzen und Qualität breit.

und Volant Volant Eins. u. Vol.
Fenster Fenster Fenster

9

eicenstoffe
Besondere Schlager

Ei ine Seide, d.Rosten Busenseide Streifen Schortten u 5

und Karos Meter 1.75 1.25 Pf.
Ei ido letzte Neubeit,postan eleg. blusenseide u Butensten,

Bulgaren, Mille fleurs, Mtr. 3.50 2.50

Pi j Ia. reine Seide, viel 25en.
Ei ing Ia. Qualität. in gross. 195Posen Mexvaline r m 2.902 40

Ein J ch Musseline, vorzügliche zPosten l esge Qualitäten. Meter

p. Herbules-Seide n I
T 7

für Acte und Hauhal

Aufsehen erregender Extra- Verkauf
zu kaum denkbar billigen Preisen.

Ausstellung und Verkauf
in der III. Etage.

Kleiderstoffe
Wollmuszeline Pacnn Nehvunn 60

Alle fleurs 1.50 95 Pf.Hnzzeline t a t Z. r
Batigt à jour a erter 68 48 30 r

Tupfeumull e. Ne de 70 38 60 r
Schweier Stichereigtoffe e er 15

preiswert 2 Meter 2.90 1.50
y ch j ca. 120 cm breit, weiss u. 125as 4 Olle hellfarbig, Meter 1.95 1 50

frotte ca. 115 cm br., letzte Neuheit für
Kostüme, weiss und farbig

Meter 3.85 2.70

an Damen Halhschune:
Schwarz, braun, beige,

grau und Lack.

Serie 1 Serie 2
Schnürschuh. Hochelegante
Knopfschuhe Beige, grau,
mit u. ohne braun, schw2.,
Lackkappe u. Lackschuh,

durchweg

W

Serie 3
Luxus-Schuhe in

all. möglich.
Fantasie- und
prakt. Ausfrg.,

durchwegdurchweg

Crose Posten Lelnen- und Baumwollwaren.
Hemäentuch spottbillig Meter 16 Pf.

Hemdentuch cent teſte 55 26 re

Haccotuch den rn 95 85 99 r
bettuch-Haldleinen. die. 135 1.20 09 r

Betthattun nete Meter die 22 r

bettzeug kariert, selten billig, 52 35 25 Pf.

llett re Bee 99 r breite 29 re

lischtücher r v 10 re

Leopold Nusshaum.

F VEEIIIIIS
Schürzendruch er u 759 r
Kleider-bingham en Mne 6s 9 re

Polertücher n 90 50 re
Kaffeedechen en 7w 210 I
Garten-Tischäechen ne Slneter 95 e

Rete u. Coupons M nen Bern 93
egigs. Bärokont etc., jeder Rest r

Gerstenkorn-Handtücher 46)(105, derbe 1

Qualitüt, mit Rand 1/2 Dtad.
Meisse Drell-Handtücher besondere

95Schlager 1/2 Ditad. 3.10 2.50 1

Weise Jacguard-Handtücher Sepies, z
Halbleinen, 48)(110, 2/2 Dtzd. 4.25 3.25

Reinleinen I Dtazd. 6.75 5.25 3*

Reinlein. Vischtüch. e und 60)060, 1*

zohöne Karos i Dtitzd. 2.30
falblein. Lervietten Ware Stern a 25

Blumenmuster u Dtzd. 3.00 2
Reinlein. Kervietten 60)(60, gesäumt u.

75gebändert I Dtzd. 4.75 4.25 2

240

Tages Artikel
zu Einheits-Preisen.

xWlager auf Ahlager!

WMur während
des Sonder Verkaufs

Für T Pfg.
1 Borstenhandfeger 28
IScheuer-u. I Waschbürst. 28

1 Kleiderbürste 28
I gr. Milchtopf, dek. 28

Salatbesteck 28
I Zelluloid-Seifendose 28
1 Wäscheleine 28
1 grosse Kaffeekanne 28
2 Paar dek. Tassen 28
1 Kuchenteller, dek. 28
1 Paneel,. 28I Kleiderleiste 28
1 Tennisschläger 28
1 Staubtuchkorb 28
4 Kontobücher 28
1 Dutzend Bleistifte 28
4 Dutzend Schreibfedern 28
6 Bromsilberkarten 28

Für 39 Pfg.
1 gr. Riegel Kernseife 39
1 Pck. Kerzen, Riebeck 39
I Satz Schüsseln, 4teilig 39
6 Psslöffel
I grosse Butterdose 39
I Fischglas 391 Solinger Besteck 39
1 Kreppschere
1 Bierkrug
1 Suppen-Terrine 39
1 Messerkasten, Buche 39
1 Bündel Töpfe, 6 Stck. 39

1 Briefkasten 39
1 Emaille-Schmortopf 39
1 Emaille-Maschinentopfa39
1 Ds. weisse Schuhecreme 39
l extr. gr. Ds. Schuhecreme 39
I Alpakka-Armband 39
1 Postkarten-Album 39
1 Tischläufer m. 20 Serv. 39

Pär 3 Pfg.
1 Gemüse-Etagero 95
1 gr. Buchen-Topfbrett 95
1 gr. Buchen-Hackbrett 95
1 Schokoladen-Kanne 95
1 Satz dek. Milchtöpfe 95
1 Brennscheren-Garnitur 95
1 Bürsten-Garnitur 95
1 Manicure-Garnitur 95
1 Satz dek. Schüsseln 95
1 Waschkrug, dek., gr. 95
1 Waschschüss., dek., gr. 95

1 Papierkorb 95
1 Wandspruch 95
1 Vogelbauer m. Scheibe 95

1 Eck-Konsolo 95
I Handkorb 95
1 Fällfederhalter 95
1 P ostkarten- Album e 95

1 P. Lederpantoffeln im. 95
S

1 P. Zeugech. m. Ledors. 95
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mit Kolossalem Lacherſolx aa 6 Rosinen“,
e 4. Sohlat, Kindlein, vonlat,

Stadibahn- S iet. Fator ier in Crel

Walhalla Iheafer
Tagheh abends 8 Uhr:

re
T T

eene, mit d o. 6. Mudol, jung gefreit.

J
h3

Dev

freier gewivchter g. fragen Chor

Halle an der Saale.
e es A. Sagerdendes. G Leltong: Meter I. Fern

Sonnabend den 12. April 1913
im großen Saale des „Volksporks“,

Burgstraße 27:

krühlings- Konzert
(Heiterer Lieder Adend)

bestehend in

gemischten Chören, Frauen-Chören, Terzeſten und Duetten.

Musik von der Kapelle des Hrn Kapelhmeisters Hugo Engelmann.

Nach dem Konzert:

Großer Ball bis ruh.

Eintritt 30 P. Eintritt 30 PLieder Texte an der Abendsknsse.
Anlang 8/2 Uhr.

III geg. prnn

on

o
S

5

S v
0

i 2

e

S
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Sozialdemohratischer Verein
für Halle (Saale).

Donnerstag den 10. n r pünktleh abends S Uhrim V oikspark“:

Frauen -Versummlung.
Tages-Ordnung:

1. Referat des Genoſſen Koenen über Ver-

faſſungsFragen. 2392. Vereins-Angelegenheiten.
Zu zahlreichem Beſuche ladet ein

Freödenber-Vereimgung, Ha
Mittwoceh, den 9. A abends 8 Vhr, im VereinslokalGoldene Kette, Alter Narnt 11:

Mitglieder-Versammlung
Tagesordnung:

I. Vortrag eines Mitgliedes vom Dürerbund. Thema: Ausdruckskultur.2. Bericht von der wneralvegammiueg in Braunschweig.

3. Ungere Frühjahrsagitation. [2374. Abrechnung vom ersten Quartal.
In Anhbetracht der Wichtigkeit der Tagesordnung erwartet voll-

zähliges und pünkthehes Erscheinen Der Vorstand.
Gaste willkommen a m

Mersehburg,
Deffentl kinwohner-Ferrannung

Sonnabend den 12. April 1913
abends ,9 Uhr in der Kaiſer- WilhelmsHalle.

Thema:
Was bietet die Volksfürſorge der arbeitenden

Vevöllerung und Die Schäden der lapitaliſtiſchen
Vollsverſicherungsgeſellſchaften.

Referent: Geſchäftsführer Rich. Krüger.
Bürger, Arbeiter und Frauen Die von r Gewerkſchaften

und gniunzoengtenichg ten gegründete Volksfürſorge hatte ſchonvor ihrer Gründung alle käplaliſtiſchen Geſellſchaften als Feinde

gegen ſWinr ein Beweis, wie r ſte J Schmälerung ar ieſenöfite be wog und mit Recht. Dieſen gilt der Kampf. Viel
r viel Ehrl! iſt die Loſung. Darum iſt es Ehrenſache fedes

Der Vorstand

inwoh ners, ſich in J eſer Verſammlung Aſtlätung zu holen. Darum

erſcheint in Maſſen Die VorbereitungskKommission.
*131 J. A.: Otto Dietzel.Wegen Umzugr Ausverkauf v
in Gerger Kleiderſtoffen, Samt,
Sefde, Woll und Weißwaren.m A. Immer en
727 Gummiwaren. 72
Vorteilhaft nur im Sperialgeseh, wahl. billiaſte Preiſe

cher, Böttcher-Waren engmntere 6 e Kk, K u
e

2

e a sVWaschmifrfel
Nicht selbst waschen!

Das besorgt viel schnelſſer, desser und billiger
Persil. Nur einmaeliges etwa viertelstündiges
Kochen und die schmutzigste Wäsche ist

im Nu blendendweiss
frisch und duſtig wie auf dem Rasen gebleicht.

Veberan erhünlich, nie lose, nur in Originsl-Poketen.

HENKEL G Co., DUVSSELDORF.
Koch Fabrikanten der allveliedten

Henkel's Sieich Soda
BEEEBEBEEBBEEBEEBEBEEE

An unsere Leser!S

Wir bitten genau zu beachten, welche

S
5

*128

Geschäftsleute bei uns inserieren und
alle die zu meiden, die ihre politische
Gegnerschaft auf das Geschäftsleben

übertragen.3

BEBEBEBBBGEBBGEBBBEBEEBBBEBE

Blutr einigungiutreinigung h
Depots in Halle a. S. 22 gen Apotneig,

ſelbſt bei en ngerem Ge

i ung r
e t e Glas für eine

o än. Apo. s Uöäwon-Apo

vollkommen unarg ches Laxans zur

skur 1,650 .4h e Erhältlich h in den Kpetheren
Gratismuster verlange man direkt v. I veratoriee es Leo, Dresden A. 3.

Achtung AchtungKrei- und OrtsVertrauenslente, Erpedienten und

Zeitungsgusträger!
luſtethungen für die im Verlag „Vorwüärts“ erſcheinende reich 236

Malzeitung 1913
werden ſchon jetzt erbeten.

Preis 10 Pfg. (Ohne Remiſſtonsrech).

Die e Anngen müſſen r umgehend I bei uns ein
geſandt werden.

Volks Buchhandlung,
Halle a. S., Harz 42/43.

Saat- Kartoffeln! *chutt w. Je
Offeriere in e und Bruchfeld desſpäten3 t Se z ten perywett Alwiner Pereins

bei Bruekdort, koſtenlos ab
geladen werden. *118

f. engros e detail.

jetzt 71.zweiter Hof. Tel. 3329.
Bienen- zen

unter Garantie naturreieJen den e
F. u Weher, den.

Würmer
nebſt Brut beſeitigen ſicher„Wurma“-Tabletten, Schacht. 40 3

Bannh on Apothele a. Bahnhof

Gebrauchte Böbel
(Nußbaum und Birke)

e Segen .Schränkchen,Siederſchra rumeaus,
Steg u. Ausziehtiſche, viige,
Sofas, Garnitur, SchreibtiſSchreib Sekretäre Reiibiro
komplette Küchen Einrich-

tungen verkauft

Friedrich Peileke,
Geiststrasse 25. 233

Fahrräder

r T
Dickusclons- Abend.

„Der moderne Mensch u. diereligiöso Unterweisung seiner

Kinder“.
Freie Diskassfon.,

Religions- u. Kirchengegder
desonders eingeladen. 219

werden gemäßc. elt bei
Turmstrasse 186.

37 Großes Lager inI gebrauchen fahrtenſowie n gern Erſatzteilen.

Möbel!
7

r

Matratzen
in reeller Ausführung,

liefert zu billigsten Preisen

C. Lchalple
s MNöhbelfabrik,
Gr. Mürkerstr. 26, a. Ratskeller

Es empfiehlt ſich nach wie vor
Hermann Ioren7,

Schuhmacher,
Schwetſchkeſtraße 32.An III n

x Sie billigſt b

Ausführung von

Reparaturen un e

empfiehlt r
lan vont Sarg
Ein Kinderwagen Derröblingen a. S., Seeſtr 23 *129

re pfelPfuF. h. Weher, neben t berg

Mittwoch
Sehlacehte fest.r Böttoher,nie WilKe,riftſtraße 2. 42

Stadt Theater

Direktion: Geh. Hofrat Riehards.
Mittwoch den 9. 1913:

204. Abonnem. Vorſt. tertel.
Irädem Novität, Novität t

mm S. Male
Filmzauber.

eK B2edſchneider,
öffn. 7 Udr, Anaſſen ne d f Kpas Th. Udr.

Donnerstag den 10. April 1918:
205. Abonnem. Vorſt. 1. Viertel.

Novitä Novitäta ti um 1. Male t
esmiten.

Schauſpiel in 3 Akten
von Joſ. M. van Mens.

T

Standesantliche Raqhrichten

n i D, 7. April.Fuſge eboten:
und nna S eburgerſtraße 35
Jakobsberg). Arbeiter a
und Anng Blume Pra
und Kl. Ulrichſtr. 3 toral und Waler itz). Prakt. Arztrnold und enfriede
83 ünchen u.

chneider u. ellerdorf und e

n e g.e e gzraerira e
undnna Die Sind 18 und

a. e beiter Hundtgea e aufmann

med.

Große
mannHande Zmonn Brandt

wehr tate e 14). Arbeiter ter
F. ülershof 13).

eitz aus Steinfurth
ern

z

er ſtraße 4).

MittwochB. Seine c. 3 gwapp,57 Wage

ſ

E Httit e Peitſch, 4a ihn n h
ammerger z e Se

Führer
J linie OberSchaf ſtädt ehe

ba zer 3 u h i Segen
(Klinik Hennidurch das Mietzrecht. et

Gemeinverſtändliche
Erläuterungen des geſetzlichen und

vertraglichen Rechts.
Von

Arbeiterſekretär Güldenberg.
Preis 40 Pf., Porto 5 Pf.

Zu beziehen durch die

ſtraße 15). Kaufmanns
ſtein S rau Rebecka65 J. d e Lucie eländer, t urTiſchlers G d ig-ſtraße 41). e g S lbrich T
4 J. e Wterpi an 8 Bauarbeiters
Hund t T. 2 T. gpſtrg een
Konditor 'Theei, 2 2 ebenVolks Buchhandlung auerſtraße er t Jan
garten To

S nRestergeschaäft W
wird anſtändigen Leuten unt. gün-
ſtigen Bedingungen eingerichtet.
Anzahlung erforderlich. Laden
nicht notwendig. Offerten unter
D. F. 8186 an Rudolf Mosse,
Dresden. *130

(Jakobſtr. 38). Arbe ters Berger
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Vor der Blockade.
Im Gegenſatz zu einer früheren Meldung, nach der die

Blockade gegen Montenegro auf die nordalbaniſche
Küſte ausgedehnt werden ſolle, meldet die Wiener Neue Freie
Preſſe aus Sutomore, daß die Blockade überhaupt noch
nicht begonnen hat.
demonſtrativn an. Der engliſche Vizeadmiral Burley wartet
weitere Befehle ſeiner Regierung ab.

Wien, 7. April. Wie die Neue Freie Preſſe „von beſon-
derer Seite“ erfährt, finden unter den Mächten Verhand-
lungen ſtatt wegen Ausdehnung der Blockade auch auf die
nordalbaniſchen Häfen Midig und Durazgo. Jnsbeſondere iſt
es OeſterreichUngarn, daß ſich in dieſer Richtung bemüht und
die Jnitiative zu einer ſolchen Maßnahme ergriffen hat. Die
Mächte des Dreibundes haben ſich für die Annahme des öſter
reichiſchen Vorſchlages ausgeſprochen. Die Zuſtimmung der
Staaten der Triple-Entente liegt noch nicht vor. Man hofft,
daß dieſe heute erfolgen wird, da die Durchführung der Aus-
dehnung dringend geboten erſcheint, weil ſonſt in dieſen Häfen

Munition uſw. ausgeſchifft werden könnte. Die ernſten Vor
ſtellungen in Belgrad dauern fort. Sie ſind um von ſo größerer
Wichtigkeit, als ein ſerbiſcher General die Aktionen auf dem
Kriegsſchauplatz leitet.

Die nächſten Schritte.
Wien, 7. April. Wie verlautet, liegt nach der neuerlichen

Ablehnung der in dem Telegramm des Vigzeadmirals Burney
ausgeſprochenen Forderungen der Großmächte durch Monte
negro die Entſcheidung über die von der internationalen Flotte
zu unternehmenden Schritte nunmehr dem Admiralsrat
ob, deſſen Mitglieder im Beſitze der notwendigen Jnſtruktionen
ihrer Regierungen ſein dürften. Zunächſt handelt es ſich dar
um, die Blockade für effektiv zu erklären und ihre Ausdehnung
zu beſtimmen. Da der Widerſtand Montenegros in hervor
ragendem Maße durch die in Zahl und Kriegsmaterial vor
Skutari weit überwiegende Beteiligung Serbiens genährt wird,
ſo iſt anzunehmen, daß der Admiralsrat einen Beſchluß faſſen
wird, nach dem die Blockade auch eine weitere Aus chiffung
ſerbiſcher Truppen verhindern ſoll.

Die Antwort der ſerbiſchen Regierung.
Belgrad, 8. April. Wie ein heute veröffentlichtes halb

amtliches Communique beſagt, hat die ſerbiſche Regierung in
Beantwortung der Note der Großmächte zur albaniſchen
Frage erklärt, daß ſie die ſerbiſchen Truppen vor Skutari
nach dem Friedensſchluß oder nach der Einnahme
Skutaris und die ſerbiſchen Truppen aus Albanien nach Be
kannigabe der Grenze zurückziehen werde. Der Forde-
rung einer Garantie für die Mohammedaner und Katholiken
könne die ſerbiſche Regierung nicht entſprechen, weil dieſe For

derung einem Rechte der ſtaatlichen Souveränität widerſpreche
und weil die Verfaſſung genügende Sicherheit für die weit-
gehendſte Glaubensfreiheit biete.

Keine Erfolge vor Skutari?
Wien, 8. April. Von „wohlunterrichteter Seite“ erfährt

die Neue Fr. Pr, aus Antivari, daß die Serben und Monte-
negriner bisher noch keine einzige Poſition in der Umgebung
von Skutari eingenommen haben. (2)

J

Brey über die Flottendemonſtration.
London, 7. April. Jm Unterhauſe erwiderte heute der

Miniſter Sir Edward Grey auf eine Anfrage betreffend die
lottendemonſtration mit folgenden Ausführungen:

wei britiſche Kriegsſchiffe haben ſich nach der montenegrini-
chen Küſte begeben, um an der internationalen Flottendemon
tration teilzunehmen. Oeſterreichiſchungariſche, franzöſiſche,

deutſche und italieniſche Kriegsſchiffe befinden ſich zu dem
ſelben Zwecke dort. Der rangälteſte britiſche Marineoffigzier
iſt angewieſen worden, ſich mit den rangälteſten Marineoffi-
zieren des internationalen Geſchwaders in Verbindung zu
ſetzen und mit ihnen alle Schritte zu beraten, P möglich
ſind, um auf die montenegriniſche Regierung einen Druck aus
wen daß ſie die Entſcheidung der Mächte annimmt. Eine

andung von Marineabteilungen und Feldgeſchützen oder ein
Bombardement wird nicht vorgenommen werden, ohne daß
weitere Jnſtruktionen erteilt ſind. (Beifall.) Die Haltung der
ruſſiſchen Regierung, die keinen Mangel an Schiffen hat, iſt
durch das am 2. April veröffentlichte Communique erklärt
worden. Das Haus wird mir vielleicht geſtatten, einige Er-
klärungen über das Ziel der Flottendemonſtration zu geben
und darüber, wie und warum die britiſche Regierung daran
teilgenommen hat. Wir nehmen daran teil, weil wir mit den
anderen Großmächten an einem Uebereinkommen beteiligt ſind,
das durch die Flottendemonſtration aufrechterhalten werden
ſoll. Dies Uebereinkommen beſteht darin, daß Albanien auto-
nom werden ſoll. Wir ſind willens, hieran ein Umfange weil
die Albaneſen in Raſſe, Sprache und in großem Umfange auch
in der Religion ein Volk für ſich bilden. Der Krieg, der gegen
ſie geführt wird, hat lange aufgehört, von irgendeiner Trag-
weite für den Krieg zwiſchen der Türkei und den Verbündeten
oder ein Befreiungskrieg zu ſein. Die Operationen der Monte-
negtiner gegen Skutari ſind ein Teil eines Eroberungskrieges,
und es liegt kein Grund vor, warum die Sympathie, die für
Montenegro oder für andere Länder, die für ihre Freiheit
oder für ihre nationale Exiſtenz kämpften, nicht auch auf die

eſiſche Bevölkerung von Skutari und ſeiner Umgegend,
die hauptſächlich aus Katholiken und Mohammedanern beſteht,
und die für ihr Land, ihre Religion, ihre Sprache und ihr
Leben kämpft, ausgedehnt werden ſoll. Aus dieſen Gründen
hat die britiſche Regierung nicht gezögert, an dem Ueberein-
kommen der Mächte betreffend Albanien teilzunehmen. Das
Uebereinkommen der Mächte iſt nach langen, mühevollen diplo-
matiſchen Anſtrengungen zuſtande gekommen. Es wurde ent-

eden, daß das Küſtengebiet und Skutari Albanien zufallen
ollten, während Jpel, Prizrend, Dibra und nach vielen
erhandlungen Diakova von Albanien ausgeſchloſſen wer

den ſollten. Bei dieſem Uebereinkommen bleibt ein weites
Gebiet Landes als Frucht ihrer Siege zur Verteilung zwiſchen
Serbien und Montenegro übrig. Das Erzielen des Ueberein
kommens war weſentlich für den Frieden Europas, und nach
meiner Meinung iſt es zur rechten Zeit getroffen worden, um
dieſen Frieden zwiſchen den Großmächten zu erhalten.
das Uebereinkommen durch eine internationale Aktion aufrecht

an den

Vorläufig dauert noch die Flotten
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erhalten werden ſoll, bleibt für die Fortdauer dieſes Friedens
weſentlich. Die brittſche Regierung hat kein virektes Intereſſe

inzekheiten des Uebereinkommens, und wir werden
uns aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht einem Vebereinkommen
widerſetzen, welches die Zuſtimmung ver näher intereſſierten
Mächte gefunden hat, Aber weil wir glauben, daß das Ueber
einko men ſeinen Hauptlinien in Uebereinſtimmun ſtehtmit Menſchlichkeit, r t und Gerechtigkeit, und weil wir
wifſſen, daß der Friebe Europas auf der Aufrechtethalkung der
Eintracht zwiſchen den Mächten beruht, die itt dieſem Gebiet
am nächſten intereſſiert ſind, deswegen haben wir es für rich
tig gehalten, und durch Teilnahme an dem Uebereinkommen
haben wir eine ehrenvolle Verpflichtung übernommen an
der internationalen Aktion teilzunehmen, die ſich jetzt vollzieht,
um das Uebereinkommen aufrechtzuerhalten und ihm Reſpekt
zu verſchaffen. (Beifall.)

Bulgariſch-ſerbiſche Gegenſätze.
Wien, 8. April. Die Neue Frete Preſſe ſchreibt über die

ſerbiſch- bulgariſchen Gegenſätze, von denen der ruſſiſche
Miniſter des Aeußeren Sſaſonow in ſeinen letzten Aeuße-
rungen ſprach, es verlaute in hieſigen diplomatiſchen Kreiſen,
Bulgarien hätte im Bündnisvertrag Serbien den Beſitz der
nordalbaniſchen Küſte verſprochen. Da nun Serbien auf
Grund der Abmachungen der Großmächte die nordalbaneſiſche
Küſte nicht erhalten werde, erhebe es andere Anſprüche,
die ihm Bulgarien ſtreitig mache.

Das chineſiſche Parlament.
Die Eröffnung des Parlaments. Am 8. April (heute) tritt

das erſte Parlament der chineſiſchen Republik
zuſammen. Seine erſte Aufgabe wird die Genehmigung der
Verfaſſung, und im Anſchluß daran die Wahl des Präſidenten
ſein. Könnte man nach dem Stärkeberhältnis der Parteien
die Stellungnahme des Parlaments beurteilen, ſo würde der
Grundton der neuen Verfaſſung Volksherrſchaft im Reich, in
Provinz und Gemeinde ſein, und an Stelle des konſervativen
Huanſchikais würde ein Mann von liberaler Anſchauung treten.
Allein bei der Entſcheidung dieſer Frage werden politiſche Er
wägungen eine wichtigere Rolle ſpielen als die Mandatzahl der
Parteien.

Jn den beiden Häuſern des Parlaments werden ſich zwei
Richtungen gegenüberſtehen: der Kunghotang und der Koming-
tang. Der erſtere iſt die Partei der „glorioſen Reſtauration“,
der andere die der Nationaliſten; im Kunghotang iſt das
konſervative Element vereinigt, deſſen Ziel Verſtärkung der
Macht der Zentralregierung und des Präſidenten iſt, während
im anderen die Nationaliſten, das liberal geſinnte Element,
vertreten iſt, das ein parlamentariſches Regime und weiteſt
gehende Selbſtverwaltung der Provinzen und Gemeinden an-
ſtrebt. Die Nationaliſten, deren geiſtiges Haupt
Sunyatſen iſt, haben nichts gegen Yuanſchikai als zu-
künftigen Präſidenten, aber ſie ſind entſchloſſen, ſeine Macht-
befugniſſe verfaſſungsrechtlich ſo weit einzuſchränken, daß die
Oberherrſchaft des Parlaments gewahrt bleibt. Das aber iſt
es gerade, was Yuanſchikai um jeden Preis zu verhindern
trachtet. Bei dieſer Sache werden ſich die Geiſter meſſen, und
von ihrer Entſcheidung wird ſehr viel für das parlamentariſche
Regime, wenn nicht auch für den inneren Frieden Chinas ab-
hängen.Die Nationaliſten verfügen in beiden Häuſern des zukünf-

tigen Parlaments über eine ſtarke Mehrheit. Von den 5096
Sitzen der zweiten Kammer beſitzen ſie 368. Ob dieſe Zahl
nicht durch die nächſten Kämpfe im Parlament vermindert wer
den wird, iſt freilich eine andere Frage. Das politiſche Leben
der Republik iſt noch viel zu jung und zu unentwickelt, als daß
ſich die Parteien ſofort abſondern und innerlich feſtigen hätten
können.

Mit dem 8. April beginnt für das chineſiſche Volk eine neue
Epoche. Sein erſtes Parlament hat Aufgaben von beiſpielloſer
Größe und Vielſeitigkeit zu erfüllen. Es wird von den Hoff-
nungen der 40 Millionen Wähler, nein von der ganzen chine-
ſiſchen Raſſe begleitet.

Volkswirtſchaftliches.
Der Reichskriegsſchatz.

Zu den gewaltigen Kriegsrüſtungen, die die neue Heeres
vorlage enthält, gehört auch der Vorſchlag, den Reichskriegs-
ſchatz um 240. Millionen auf 360 Millionen zu erhöhen. Die
Bildung des im Juliusturm zu Spandau niedergelegten
Schatzes von 120 Millionen iſt im Jahre 1871 erfolgt, um
bei einem ausbrechenden Kriege über die erſten finanziellen
Schwierigkeiten hinwegzuhelfen. Da ein zukünftiger Krieg
weit erheblichere Koſten verurſachen würde, hält die Begrün
dung der Geſetzesvorlage eine Erhöhung dieſes Schatzes für
erforderlich. Das ſoll geſchehen durch Anſchaffung eines Be
ſtandes an Silbermünzen in Höhe von 120 Millionen Mark
und einer Goldreſerve von ebenfalls 120 Millionen. Die
Silberreſerve ſoll in ausgeprägten Münzen beſtehen, die in
den Treſors der Reichsbank aufbewahrt werden. Die Koſten
für Ankauf des Silbers und Prägung würden ſich auf rund
54 Millionen Mark ſtellen. Bei Ausgabe der Münzen würden
dem Reiche alſo nachträglich 66 Millionen Mark als Gewinn
zufließen. Die Prägung ſoll in ſechs Jahren zu je 20 Mill.
Mark erfolgen. Die Koſten dafür werden weſentlich durch
Einnahmen aus dem Prägegewinn gedeckt werden.

Die aufgeſpeicherten 190 Millionen Silber ſollen nach der
Vorlage zur Befriedigung eines außerordentlichen Bedarfs,
hauptſächlich alſo im Kriegsfall, dienen. Jm Gegenſatz zur
Goldreferve, die nur für den Kriegsfall in Betracht kommt,
ſoll die Verwendung der Silberreſerbe aber auch ſchon in
Zeiten drohender Kriegsgefahr oder wegen einer aus ſonſtigen
Gründen beſonders unruhigen Geſtaltung der volkswirtſchaft-
lichen Verhältniſſe (Geldmarktlage) geſtattet ſein.

Die Mittel zur Beſchaffung der Goldreſerve werden
durch Vermehrung der Reichskaſſenſcheine zu fünf und zehn
Mark gewonnen werden. Die Koſten für Herſtellung der
Scheine beziffern ſich auf rund 1,75 Millionen Mark. Das
Gold, das die Reichsbank durch dieſe Scheine an ſich zieht,
ſoll ebenfalls in den Treſors der Reichsbank aufgeſpeichert
werden. Die 120 Millionen Gold ſollen aber nicht ſchon jetzt

ur Deckung von Reichsbanknoten dienen, ſondern ungerutztr den Kriegsfall daliegen. Exſt im Mobilmachungefall

24. Jahrg. J

würden ſie entſprechend dem Zweck der ſonſtigen Goldreſerven
der Reichsbank, zur Dritteldeckung der Banknoten benutzt wer
den können. Erſt im Kriegsfalle alſo könnten für die 120
Millionen Gold 360 Millionen Mark Noten ausgegeben werden.

Die Sozialdemokratie ſteht natürlich auf Grund ihrer prinzipiel-polltiſchen Haltung dem Gedanken eines Kriegsſchatzes

und ſeiner Erhöhung ablehnend gegenüber. Aber auch
die bürgerlichen Parteien müßten ſich gegen dieſe Art der
Kriegsſchatzbildung wenden. Vom volkswirtſchaftlichen Stand
punkt aus liegen die Silber- und Goldreſerven völlig brach.
Würden fie wie die übrigen Bankreferven behandelt werden,
fo würden fie der Deckung der Kreditmittel dienen. Aber es
kommt noch hinzu, daß die durch Ausgabe der Reichskaſſen
ſcheine entzogenen Metallvorräte zum größeren Teile wieder
der Reichsbank entnommen werden, ſowie ſie der Weldzirku
lation im Warenverkehr entſtammen. Eine weitere Schädigung
des Metallvorrats der Reichsbank wird dadurch eintreten, daß
die neuen Reichskaſſenſcheine den alten gleichgeſtellt ſind und
damit zur Deckung der Banknoten (ſtatt des Metalls) ver
wandt werden können. Man kann alſo ſagen: Jede Million,
um die der Kriegsſchatz wächſt, verliert die Reichsbank als
Zentralnoteninſtitut. Wird ſchon heute über zu geringe Metall
vorräte der Reichsbank geklagt, ſo muß dieſer Mangel ſich im
Maße der Schatzbildung vermehren, wenn er auch äußerlich
durch im kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß entſtehende Schatz
bildungen zum Teil oder ganz verdeckt wird.

Die Geſchäftslage in der Mordwaffenbranche.
Sieht die geſamte Induſtrie der Zukunft voll Sorgen ent

gegen, ſo weiß die Mordwaffeninduſtrie nicht, wie ſie die Auf
träge, die fie erhält, ausführen ſoll. Sie hat ſchon in den
letzten Jahren ungeheure Verdienſte eingeheimſt, und neue
glänzende Geſchäfte harren ihrer.

Die Deutſchen Waffen- und Munitionsfabriken ſchütten eine
Dividende von 32 Prozent gegen eine von 25 Prozent im Vor
jahre und eine von 20 Prozent im Jahre 1908 aus. Mit einem
Kapital von 15 Millionen haben ſie in den letzten fünf Jahren
nicht weniger als 18,45 Millionen an Dividenden ausgeſchüttet.
So vorteilhaft iſt es, dem Militarismus zu dienen!

Ueber die Ausſichten ihrer Tochtergeſellſchaften ſchreiben ſie
im Bericht:

Die Waffenfabrik Martinikenfelde war in normalem Um-
fange vorwiegend durch Ausführung von Lieferungen für
ausländiſche Heeresverwaltungen in Anſpruch genommen.
Für das laufende Geſchäftsjahr ſei ihr eine volle Be
ſchäftigung bereits geſichert. Die Munitions- und
Maſchinenfabrik in Karlsruhe war in den meiſten Betriebs
zweigen gut beſchäftigt und übernimmt einen erheblichen
Auftragsbeſtand in das neue Jahr. Die Kugellager- und
Kugelfabrik Wittenau war zur weſentlichen Erweite-
rung der Betriebsanlagen veranlaßt, die bereits teilweiſe
in Benutzung genommen wurden. Auch für 10918 ſei ein
flotter Geſchäftsgang zu erwarten.

Von den Beteiligungen wird die Waffenfabrik Mauſer,
A.-G., in Oberndorf a. N. vorausſichtlich wieder 10 Prozent
Dividende ausſchütten. Die Fabrique Nationale d'Armes de
Guerre in Herſtal-lez-Liége verteilt für 1911-12 eine Divi-
dende von 30 (im Vorjahre 24) Prozent; auch für das lau-
fende Jahr beſtehe Ausſicht auf ein gleiches Erträgnis. Die
Dürener Metallwerke, A.“G., werden wieder 12 Prozent
Dividende verteilen; auch für 1913 ſei ein gutes Erträgnis
zu erwarten.

Auch die Firma L. Loewe verteilt 18 Prozent Dividende
und erklärt, im nächſten Jahre das Geſchäft erweitern zu
wollen. Natürlich! Der Rüſtungswettbewerb feiert ja wahn-
ſinnige Orgien.

Was private „Volksverſicherungen“ verdienen.
Die privaten Verſicherungsunternehmen verfolgen die aus

der organiſierten Arbeiterſchaft erſtehende Volksfürſorge, bei
der jede Profitmacherei ausgeſchloſſen iſt, mit wütendem Haß
und möchten am liebſten ihr Jnslebentreten hintertreiben.
Warum, das wird klar, wenn man unterſucht, was die Er
werbsgeſellſchaften bei den Verſicherungen verdienen. Nach
uns vorliegenden Belägen ging Frau Sch., jetzt 30 Jahre alt,
vor 15 Jahren folgende Verſicherung ein: Wöchentlich waren
50 Pfg. Prämien zu bezahlen. Jm Falle des Todes, ſpäteſtens
aber nach 15 Jahren, ſollten 270 Mk. zuzüglich der „Prämien
und Zinſen“ ausgezahlt werden. Das Riſiko des Todesfalles
war in der Alterperiode gering. Am 1. Februar des Jahres
waren die 15 Jahre verſtrichen. Mittlerweile war die vertrag-
ſchließende Geſellſchaft Fides zunächſt in die Geſellſchaft
Prudentia und dann in die Arminia aufgegangen. desmal
war der Verſicherungsnehmerin von der neuen Geſellſchaft die
ausdrückliche Verſicherung zugegangen, daß ihre Anſprüche in
vollem Maße mit übernommen worden ſeien und befriedigt
werden würden. Die Verſicherungsnehmerin forderte nun den
Verſicherungsbetrag und die erſparten Zinſen und Prämien
ein. Großmütig zahlte man ihr 280 Mk. Nach erfolgter Be
anſtandung bekam ſie von der Geſellſchaft ein Schreiben des
Jnhalts, daß es mehr nicht gäbe, es ſeien keine ienſeegl
gemacht worden. Anſtatt erſparter Zinſen und Prämien ſandte
die Geſellſchaft aber noch einige Abzüge von Artikeln aus
Zeitungen, die zu dem beſonderen Zwecke der Propaganda und
Verteidigung der privaten Verſicherungen gegründet worden
ſind. Die Artikel enthalten plumpe Schimpfereien auf die
Sozialdemokratie und die „Belehrung“, daß Verſicherungen
keine Sparkaſſen ſeien. Trotzdem aber arbeite man ſo ſparſam

im Jntereſſe der Verſicherten daß bei dem Erlebensfall
mindeſtens annähernd das eingezahlte Kapital natürlich
ohne Zinſen an die Verſicherungsnehmer gezahlt werde.

Das zu antworten, iſt eigentlich etwas mehr als wie kühn.
Wie bemerkt, erhielt die Verſicherte 280 Mk. Eingegzahlt hat
ſie 15 mal 52 mal 50 Pfg. gleich 8390 Mk. Es ſind demnach
110 Mk. mehr eingezahlt worden als zur Auszahlung gelangten.
Rechnet man weiter mit einer Zinſeneinnahme von nur 110 Mk.
für die Geſellſchaft, dann ſtehen der Leiſtung von 280 Mk. rund
500 Mk. Einnahmen gegenüber

So arbeiten die privaten Volksverſicherungen! Sie ſchimpfenauf die Sozialdemokratie, weil die ewertſchaftligherrſen

ſchaftliche Volksfürſorge ihre feinen Geſchäftchen ſtört!
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Gewerkſchaftliches
Der Metallarbeiterverband im Jahre 1912.

Soeben veröffentlicht der Metallarbeiter Verband ſeine
r für 1912. Es iſt die Sprache der Zahlen!

n Worte und Begriffe überſetzt, zeigen ſie uns eine geradezu
glänzende Entwicklung, die der Verband im Jahre 1912 ge-
nommen hat.

Der Verband zählte bei 182 558 Beitritten 561 547 Mitglieder
am Jahresſchluß (515 145 im Jahre 1911), das iſt eine Zu
nahme von 46 402. Der Verband hat ſchon größere Mitglieder-
unahmen gehabt. Dabei iſt noch zu berückſichtigen, daß im

Jahre 1912 der Uebertritt des Schmiedeverbandes zum Metall
arbeiterverbande erfolgte. Die Zahl dieſer Uebergetretenen
wird nach einer vorläufigen Zuſammenſtellung in Nummer 2
der Metallarbeiterzeitung auf 14 875 angegeben. Der Wieſen-
thalſche Verband, der längere Zeit hindurch verzweifelte An
ſtrengungen machte, die Verſchmelzung des Schmiedeverbandes
mit dem Metallarbeiterverbande zu verhindern oder wenigſtens
einen größeren Teil Mitglieder für ſeine Organiſation einzu-
fangen, hat ſeinen Zweck nicht erreicht. Damit hat der Ge-
danke einer machtvollen Einheitsorganiſation der Metall-
arbeiter Deutſchlands einen weiteren beachtenswerten Fort-
ſchritt gemacht. Auf Grund der bisherigen Entwicklung des
Metallarbeiterverbandes darf man die Hoffnung hegen, daß
ſich die Vereinigung des Schmiedeberufs in einer Organiſation
ebenſo bewähren wird, wie das bei verſchiedenen anderen
Branchen bereits der Fall iſt. Die wirkliche Mitgliederzunahme
des Metallarbeiterverbandes beträgt nach Abzug der Schmiede
31 527, ein Reſultat, mit dem man in einem Jahre induſtrieller
Hochkonjunktur nicht zufrieden ſein kann. Jmmerhin befrie-
digt die Geſamt Mitgliederzungahme einſchließlich des Ueber-
trittes der Schmiede, beſonders angeſichts der Tatſache, daß
weder der chriſtliche noch der Hirſch-Dunckerſche Konkurrenz-
verband überhaupt ſoviel Mitglieder aufweiſen können, wie die
Mitgliederzunahme des Metallarbeiterverbandes in einem
Jahre beträgt.

Die buchmäßige Geſamteinnahme und -Ausgabe,
einſchließlich des Kaſſenbeſtandes und der durchlaufenden Poſten
beziffert ſich auf 18 694 111 Mk. Die Reineinnahme beträgt
17 934 086 Mk. (15 276 320 Mk. im Vorjahr), der eine Geſamt-
ausgabe von 12592 075 Mk. bei einem Vermögensbeſtand von
11 370 379 Mk. (6 860 419 Mk.) gegenüberſteht. Der Vermögens-
zuwachs beträgt 5 009 960 Mk. Damit hat ſich der Verband zu
einem gewerkſchaftlichen Großbetrieb ſowohl im Hinblick auf
die Zahl der ihm angehörigen Metallarbeiter wie auch in Be-
zug auf den Geſchäftsumſatz, die Jnangriffnahme und Durch-
führung gewerkſchaftlicher Aufgaben entwickelt. Jm einzelnen
wurden verausgabt für:

mehr1912 1911 D weniger
c c

Reiſegeld 344 246 309 649 34596Umzugsunterſtützung 140 831 124 268 16562
Arbeitsloſenunterſtützung 1690 529 1 463 324 227 205
Krankenunterſtützung 3435 106 3 139 848 295 653
Maßregelungsunterſtützung 177294 190974 13681
Notfallunterſtützung 70 871 64 120 6751
Sterbegeld 127 244 104 044 23201Rechtsſchutz 63 135 79 305 16170Streikunterſtützung 2342257 4247 667 1905 411
Verbandsorgan, Bildungs-

wecke 438 821 408 256 390564Agitation und Jnformation 250 101 232 249 17852
Hauptverwaltung 264 294 251 828 12466
Konferenzen 2 177 63 900 61723Für ausgeſperrte Tabakarbeiter 43 173 21500 S
Steuern 21 224 13 818 7 406Sonſtige Ausgaben (General-

kommiſſion, internat. Ver
bindungen, Bureaueinrich-
tung, Verſicherungsfonds c. 191 199 123 510 67 689
Den Verwaltungsſtellen verblieb als Anteil an den Bei-

trägen die ſtattliche Summe von 2989 573 Mt. Hiervon, ſowie
aus den Einnahmen von lokalen Extrabeiträgen beſtreiten die
Verwaltungsſtellen ihre Verwaltungsausgaben, leiſten aber
nebenher aus dieſen Mitteln noch beträchtliche Unterſtützungen.
Die Abrechnung der Lokaltaſſen, die 1911 eine Reineinnahme
von 2704 002 Mk. ergab und mit einem Vermögensbeſtand von
3 868 323 Mk. abſchloß, liegt noch nicht vor. Auf Grund des
günſtigen Abſchluſſes der Hauptkaſſe kann angenommen wer-
den, daß die Rechnungsergebniſſe der Lokalkaſſen nicht hinter
dem Jahre 1911 zurückbleiben werden.

Beſonders erfreulich iſt an der Abrechnung, auch für die
übrige Arbeiterſchaft, die finanzielle Erſtarkung der Organi-
ſation der Metallarbeiter. Sie war nötig! Stellt doch die
ſtete Kampfbereitſchaft angeſichts der Entwicklung der
Unternehmerverbände und deren Ausſperrungsgelüſten hohe
Anforderungen an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Ver-
bandes. Hinzu kommt, daß namentlich die Erwerbsloſen-
Unterſtützung ſteigend große Mittel beanſprucht.

Hierfür allein ſind für die Zeiten wiederkehrender Kriſen be
trächtliche Reſerven erforderli

Die Metallarbeiter-Zeitung ſchreibt u. eVermögensentwicklung des Verbandes: „Es wäre nur
ſchenswert, wenn ſich eine ſolche Stärkung des Vermögens noch
längere Zeit durchführen ließe. Je er wir gerüſtet ſind,
deſto weniger brauchen wir die a rohungen zu
fürchten, deſto erfolgreicher kann unſer Verband die Intereſſen
ſeiner Mitglieder vertreten und deſto weniger wird er genötigt
ſein, zum äußerſten Kampfmittel, zur Arbeitseinſtellung, zu
gareifen.“

Vom preußiſchen Arbeitswilligenſchutz.
Gelegentlich des Metallarbeiterſtreiks bei der Firma Mund-

los u. Ko. in Magdeburg im Herbſt vorigen Jahres ſoll
der Arbeitswillige Gotthardt auf der Straße von meh-
reren ſtreikenden Arbeitern umringt und bedroht worden ſein,
daß er Prügel erhalte, wenn er nicht die Arbeit niederlege.
Wegen dieſes Vorfalls wurde der Schloſſer Engel, der Mit-
glied der Streikkommiſſion war, unter Anklage geſtellt wegen
Vergehens gegen S 153 der Gewerbeordnung. Vom Schöffen-
gericht Magdeburg-Neuſtadt wurde der Angeklagte jedoch frei
geſprochen. Gegen den Freiſpruch legte die Staatsanwalt-
ſchaft Berufung ein. Vor dem Landgericht Magdeburg be
kundete der Arbeitswillige Gotthardt als Zeuge, daß Engel
zwar in der Gruppe, von der er bedroht worden ſei, geweſen
ſei, ob er aber ſelber auch Drohungen ausgeſtoßen habe, könne
er nicht ſagen. Auch andere Zeugen konnten derartiges nicht
bekunden. Trotzdem verurteilte das Landgericht den Ange-
klagten wegen Nötigung zu zwei Monaten Gefängnis;
er ſei als Mittäter anzuſehen, denn alles, was die Streikenden
getan hätten, habe ſeinem Willen entſprochen. Der Staats
anwalt hatte „nur“ vier Wochen Gefängnis beantragt.

Streik der Bäcker und Konditoren in München.
Schon ſeit dem Jahre 1902 beſteht mit dem Bäckerverbande

und der Bäckerinnung in München ein Tarifvertrag, der zuletzt
1909 auf vier Jahre erneuert wurde und jetzt am 1. April d. J.
ablief. Die Gehilfen, die zu über 90 Prozent organiſiert ſind,
ſtellten in der neuen Tarifvorlage neben durchſchnittlich 2 Mk.
Lohnforderung pro Woche auch den wöchentlichen Ruhetag als
ihre hauptſächlichſte Forderung mit auf. Jn vier Verhand-
lungen vor dem Einigungsamt des Gewerbegerichts kam es zuteiner Einigung wiſchen den Parteien, ſo daß ein Schieds-

ſpruch gefällt wurde, der in der Hauptſache beſtimmte: Einen
Ruhetag in jeder Woche in allen Betrieben mit vier und mehr
Gehilfen, in den kleinen Betrieben zunächſt auf zwei Jahre alle
14 Tage, dann ein Jahr alle zehn Tage und ſchließlich im
vierten Tarifjahre jede Woche. Ferner eine ſofortige Lohn-
erhöhung von 1'Mk. wöchentlich, nach zwei Jahren eine weitere
von 50 Pf.

Dieſen Schiedsſpruch lehnten die Verſammlungen der orga-
niſierten Bäcker und Konditoren einmütig ab, weil er beſonders
in der Lohnfrage ein viel zu winziges Entgegenkommen zeigte.
Einmütig wurde in beiden Verſammlungen der Streik be-
ſchloſſen, der am 5. April zum Ausbruch kam. Jn den geregel-
ten Großbetrieben konnten ſofort 200 Bäcker und Konditoren
zu neuen Bedingungen weiter arbeiten, während 1340 Bäcker
und Konditoren im Streik ſtehen. Der Streik iſt alſo ein all-
gemeiner. Es handelt ſich dabei um die Erkämpfung des
wöchentlichen Ruhetages in allen Betrieben und um
die geforderte Lohnerhöhung von 1,25 Mk. jetzt und nach zwei
Jahren weiteren 1,550 Mk. die. Woche. Zu zug von Bäckern
und Konditoren iſt von München fern zuhalten!
Der Streik in der Pommerſchen Eiſengießerei und Maſchinen

fabrik Jiſt für den Stralſunder Betrieb beendet. Es wurde
eine allgemeine Lohnzulage von 3 Pf. pro Stunde bewilligt,
die ungenügenden Akkordpreiſe ſollen eine Aufbeſſerung er-
fahren, auch einige weitere Wünſche der Arbeiter ſind berück-
ſichtigt worden. Die Sperre über Stralſund iſt aufgehoben
worden.

Jn Barth haben Verhandlungen zur Beilegung der Diffe-
renzen ſeit Beginn des Ausſtandes noch nicht ſtattgefunden.
Der Zuzug nach dort iſt noch fernzuhalten.
Die Ausſperrung in der holländiſchen Zigarren Jnduſtrie.

Schon ſechs Wochen dauert die große Ausſperrung der hol-
ländiſchen organiſierten Zigarrenarbeiter, die aus Anlaß eines
Streiks in Rotterdam, der nun ſchon zehn Wochen dauert, von
den Unternehmern über die Arbeiter verhängt wurde. Die
Ausſperrung erfordert wöchentlich mehr als 30 000 Gulden an
Unterſtützung, da über 3000 Arbeiter ausgeſperrt ſind. Der
für das kleine Holland bedeutungsvolle Kampf wird von den
organiſierten Arbeitern mit großer Opferwilligkeit geführt.
Der Diamantarbeiter-Verband hat beiſpielsweiſe allein ſchon
25 000 Gulden geopfert. Die Gewerkſchaften haben in Holland
in den letzten Jahren große Fortſchritte gemacht. Der Kampf
gilt der Niederringung der Gewerkſchaften durch die Unter

nehmer; der Tabakarbeiter-Verband foll dazu als Verſuchs

objekt dienen. Die Abſicht der Unternehmer wird aber zu
ſchanden werden, da der Tabakarbeiter- Verband ausreichende
Mittel zur Unterſtützung der Ausgeſperrten beſchaffen wird.
Die Solidarität der deutſchen Tabakarbeiter und der deutſchen
Gewexkſchaften iſt ihm ſicher.

Soziales.
Ein Stück deutſcher Sozialreform.

Typiſch für die Art, wie in Deutſchland ſoziale Reform ge
macht wird, iſt der ſogenannte Arbeiterſchutz im Gaſt
wirtsgewerbe. Für dieſes Gewerbe beſteht bekanntlich
ſeit 1902 eine Verordnung des Bundesrats, worin eine Rege-
lung der Ruhepauſen für das gaſtwirtſchaftliche Perſonal vor
geſehen iſt. Mit peinlichſter Sorgfalt war faſt ein ganzes
Jahrzehnt vorher die Regierung in „Erwägungen“ eingetreten,
es wurden umfangreiche ſtatiſtiſche Erhebungen und Unter
ſuchungen angeſtellt, ſchließlich mündliche Vernehmungen von
Auskunftsperſonen vorgenommen daß nicht etwa zu viel
geſchehe für den Schutz der menſchlichen Arbeitskraft.

Und das Ergebnis dieſer ſchweren geheimrätlichen Arbeit?
Vorgeſchrieben durch die Bundesratsverordnung iſt: eine acht-
ſtündige ununterbrochene tägliche Ruhezeit; ſodann: alle 14
Tage, in Städten von unter 20000 Einwohnern alle drei
Wochen ein Ruhetag; jugendliche Arbeiter unter 16 Jahren
dürfen „nur“ 15 Stunden pro Tag beſchäftigt werden. Das
iſt das Weſentliche des ganzen Arbeiterſchutzes. Durchlöchert
wird die Verordnung noch durch eine Beſtimmung, nach der
die tägliche Arbeitszeit 60 mal im Jahre überſchritten werden
varf. Kaum notwendig zu ſagen, daß die Beſtimmungen des
Geſetzes auch nur überall dort eingehalten werden, wo die
Machtverhältniſſe der Gehilfenorganiſation genügend ſtarke
ſind.

Das ſchlimmſte an der Verordnung aber iſt, daß ſie nur
den geringeren Teil der im Gaſtwirtsgewerbe beſchäftigten
Perſonen umfaßt, nämlich die gelernten Arbeiter, die Kellner,
Köche, Köchinnen und die am Büfett beſchäftigten Perſonen.
Der weitaus größte Teil, das geſamte männliche und
weibliche Hilfsperſonal bleibt ſelbſt von dieſem ge-
ringen Arbeiterſchutz ausgeſchloſſen. Was das bedeutet, zeigt
uns die Statiſtik: 1907 wurden Oberkellner, Kellner und Ge-
ſchäftsleiter gezählt: 106 000; das übrige Hilfsperſonal inklu-
ſive der mithelfenden Familienangehörigen dagegen zählte rund
308 000. Es iſt nicht einzuſehen, warum ein junger Menſch
von 14—-15 Jahren geſchützt iſt, ſobald er als Kellner oder Koch
lernt, von den Beſtimmungen des Geſetzes aber ausgeſchloſſen
bleibt, wenn er als Liftführer, Page oder Hausdiener be-
ſchäftigt iſt. Ebenſo iſt es mit dem weiblichen Perſonal: Das
„Herdmädchen“ unterſteht dem Geſetze, weil es bei der „Zube-
reitung von Speiſen“ beſchäftigt iſt, daß bei ſchwerer Arbeit
tätige Küchen und Abwaſchmädchen bleibt ungeſchützt. Dieſen
Widerſinn des geſetzlichen Arbeiterſchutzes zu beſeitigen, be-
müht ſich der Verband der Gaſtwirtsgehilfen ſeit dem Beſtehen
der Verordnung. Bisher vergebens.

Jn dieſen Tagen iſt nun wieder eine Petition beim
Bundesrat und beim Reichstag eingegangen, in der
die Ausdehnung der Bundesratsverordnung auf das geſamte
Perſonal gefordert wird. Dieſe Eingabe iſt unter Führung
der Geſellſchaft für ſoziale Reform von einer ganzen Anzahl
Korporationen und Verbände, u. a. auch von der freien Ge-
werkſchaft der Gaſtwirtsgehilfen eingereicht worden. Darin
wird die geradezu ungeheuerliche Ausbeutung des Hilfsperſo-
nals im Gaſtwirtsgewerbe, beſonders die der Hoteldiener
geſchildert. Danach ergab eine von 1201 Hoteldienern beant-
wortete Umfrage des Verbandes der Gaſtwirtsgehilfen amt-
liche Unterſuchungen fehlen bisher eine Beſchäftigungszeit

von 16—-17 Stunden täglich für 303 Perſonen 25,23 v. H.

17 B. 4 1408 v. H.18-19 177 214,4 w. H.19--20 49 14,8 v. H.insgeſamt eine Beſchäftigung von über 16 Stun-
den täglich für 1010 Perſonen oder 34,10 v. H. der Be
teilig ten. Das ſind Arbeitsverhältniſſe, die unvermeidlich
die Geſundheit der Angeſtellten raſch ruinieren müſſen, ganz
abgeſehen davon, daß Perſonen mit täglich 17—-20 ſtündiger
Beſchäftigung oder Arbeitsbereitſchaft weder ein geordnetes
Familienleben führen, noch ſich in irgendeiner Richtung weiter
bilden können. Obendrein hatten von den Befragten 589, alſo
faſt die Hälfte, noch Nacht dienſt zu verrichten, und zwar
131 täglich, 244 alle 2 Tage, 119 alle 3 Tage. Ausgehetage, die
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Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

Laura ging hinüber, wo ihr Mann lag. Sie nahm ſeinen
Kopf in ihren Schoß und ſtreichelte ſeine Stirne mit ihren
ſchlanken weißen Händen.

„Oh, wenn ich dich nur immer ſo halten könnte,“ flüſterte
ſie, „dich ſo ungeſtört und lieb und gut ganz für mich haben
dürfte. Das iſt wieder mein Mann. Oh, du biſt ein Mann,
Curtis, ein großer, ſtarker, guter Mann, ohne geziertes Vor-
nehmtum und Bildungsprotzerei, ohne lächerliches Schönreden
und falſche Talmipolitur. Jch lieb dich, ich liebe dich, mein
Einziggeliebter!“

„Meine gute Alte!“ ſagte Jadwin und ſtreichelte ihre Hand.
„Soll ich dir jetzt etwas vorleſen?“ fragte ſie.
„Das wäre ſehr ſchön.“
Während er noch ſprach, hörte man Schritte auf dem Flur,

und ſchon klopfte jemand an die Tür.
Laura richtete ſich ſtirnrunzelnd auf. „Jch habe doch geſagt,

daß ich nicht geſtört ſein wolltel“ rief ſie im Flüſtertone, und
dann laut: „Herein!“

„Herr Gretry iſt da,“ meldete der Diener.
Jadwin ſofort ſprechen, ſoll ich beſtellen.“

„Laß ihm ſagen,“ wandte ſich Laura ſchnell an ihren Mann,
„du wäreſt nicht zu Hauſe du könnteſt ihn nicht empfangen.“

„Jch muß ihn annehmen,“ entgegnete Jadwin, ſich erhebend.
„Er würde nicht hierherkommen, wenn es nicht was Wichtiges
wäre.“

„Darf ich eintreten, J2“ fragte der Makler von draußen her.
Und ſelbſt durch den dicken Vorhang hindurch konnten ſie die
Aufregung und Beſorgnis aus ſeiner Stimme heraushören.

„Darf ich eintreten? Jch bin nämlich dem Diener auf dem
Fuße gefolgt. Jch weiß

„Ja, ja, kommen Sie nur 'rein!“ rief Jadwin. Laura zog
errötend ein Stück der Diwandecke über ihr Koſtüm, als Gretry,
den Hut noch auf dem Kopfe, ſchnell ins Zimmer trat.

Jadwin ging ihm halbwegs entgegen, und Laura hörte von
ihrem Platze auf dem Diwan aus die zwiſchen dem General
und ſeinem vertrauten Unterbefehlshaber raſch gewechſelten

Worte. tz geht's Ilos!“ rief Gretrhy.
„So was Jadwins Stimme klang ſo ſcharf und kurz

wie der Schlag einer auf den Hackklotz herniederſauſenden Axt-
ſchneide.

„Er müßte Herrn

1

„Eben hab' ich herausgebracht,“ ſagte Gretry, „daß Crookes
und Genoſſen morgen zufaſſen wollen. Der Teufel wird los
ſein. Beim erſten Gongſchlag wollen ſie über uns herfallen.“

„Wen haben ſie noch auf ihrer Seite?“
„Jch weiß nicht, niemand weiß es. Sweeny natürlich. Aber

er hat ſtarke Hintermänner und außerdem guten Kredit bei den
Banken. Jch hab' Jhnen ja geſagt, daß es früher oder ſpäter
zum Kampfe kommen würde.“

„Da werden wir eben kämpfen.
iſt nicht der Großmogul.“

„Heiliger Moſes! Jch möchte wiſſen, wer's ſonſt iſt.“
„Jch bin's. Und er ſoll's merken. Bei dem Spiel haben

Crookes und ich nicht zuſammen Platz. Nur einer von uns
kann den Markt kontrollieren. Wenn er mir in den Weg kommt,
bei Gott, ich zerquetſche ihn!“

„Alſo J, wir haben heute nacht noch viel zu beſprechen. Sie
kommen am beſten gleich mit ins Grand-Pacific-Hotel. Court
iſt ſchon dort. Das ſchneidige Kexlchen hat mit ſeiner Spür-naſe davon Wind bekommen, was Ervokes vorhat. Können Sie

ſofort mitkommen?“ Guten Abend, Frau Jadwin. Es tut mir
leid, Jhnen Jhren Mann zu entführen, aber Geſchäft iſt
Geſchäft.“

Nein, das war es nicht. Für die Frau des großen Speku-
lanten, die bangen Herzens den Bericht des von der Gefechts-
linie kommenden Adjutanten mitanhörte, war es der Ent-
ſcheidungskampf. Wieder ſtanden die feindlichen Heere ein-
ander in Schlachtordnung gegenüber. Wieder rief die Trompete
zum Streite, und die Erde dröhnte von dem Gleichſchritte der
aufmarſchierenden Bataillone. Selbſt hier in ihrem Hauſe,
während des Gatten Haupt in ihrem Schoße ruhte, in der fried-
vollen Stille der von ihr erſehnten Stunde, drang das ferne
Getöſe an ihr Ohr. Weit, weit von hier rückten die Heeres-
maſſen unter dem Schleier der Nacht in ihre Stellungen.
Morgen würde es zum Kampfe, zum erbitterten Handgemenge
kommen, und einer von beiden mußte fallen ihr Gatte oder
ſein Gegner. Wie konnte ſie ihn zurückhalten, wenn der große
Kampf ſo nahe bevorſtand? Sie wußte, wie die Kommando-
ruſe der Unterführer und das Schlachtgeſchrei der Streiter
ſeinen Kampfesmut entflammte. Sie hatte eben geſehen, wie
er ſich aus ihren Armen riß und zu den Waffen ſprang. Er
beſaß die ganze Mannheit, die ſie noch eben an ihm gerühmt
hatte, und wäre er weniger ſtark, weniger ungeſtüm, weniger
tapfer geweſen, ſo hätte ſie ihn weniger geliebt.

Aber ſie hatte ihn wieder verloren, ſie hatte ihn verkoren
gerade in dem Augenblicke, in dem ſie glaubte, ihn ſich zurück
erobert zu haben.

„„Ach, geh nicht geh nicht,“ flüſterte ſie, als er ſie zum Abſchied
küßte „O Liebſter, geh nicht! Das war mein Abend]“

Nur ruhig Blut! Erookes

„Jch muß, ich muß, Laura. Gute Nacht, Altel! Halte mich
nicht du ſiehſt, Sam wartet!“

Haſtig küßte er ſie zweimal.
„Vorwärts, Sam!“
„Gute Nacht, Frau Jadwin.“
„Gute Nacht, Alte.“
„Sehen Sie, der junge Court war unten auf der Bank, und

da bemerkte er, daß Schecks
Die Stimmen erſtarben, als der zur Seite geſchobene Tür-

vorhang wieder zurückfiel. Schallend wurde die Haustür zu
geworfen.

Laura ſaß regungslos auf ihrem Platze und drückte die ge
ballte Hand auf die Lippen.

Nichts rührte ſich mehr. Die dem Schließen der Tür in dem
großen, leeren Hauſe folgende Stille zog ihre Kreiſe um Laura
her, wie die bei dem Falle eines Steines in unbewegtes Waſſer
um einen gemeinſamen Mittelpunkt ſich weitenden Ringe. Sie
preßte die Knöchel dichter und dichter über ihren Lippen zu
ſammen, drückte ihre Finger an die Augen, faltete und löſte
langſam die Hände und horchte, ſie wußte nicht worauf. Sie
dachte an ihren Mann, der in der Haſt und Hitze der Schlacht,
ihre Liebe vergeſſend, ſo eilig von ihr gegangen war. Sie
dachte an Corthell; auf immer hatte ſie ihn von ſich gewieſen
und ſeine Liebe aus ihrem Leben verbannt.

Gebrochen und das Herz von bitterem Weh erfüllt, ſank
Laurg, das Antlitz mit den Händen bedeckend, in die Kiſſen des
Diwans. Fahle Schatten fielen in das Halbdunkel der ſich um
ſie aufbauenden Rundung der Galerie, die nur von zwei ab
geblendeten Lampen ihr trübes Licht erhielt. Jn mattem
Glanze ſchimmerte das Gold der Bilderrahmen; die in ihren
Umriſſen verſchwimmenden mächtigen Orgelpfeifen ragten hoch
empor in das dämmerige Düſter der Kuppel. Der ganze Raum
mit ſeinen nur undeutlich zu erkennenden koſtbaren Vorhängen
und all ſeiner verdunkelten Pracht mutete an wie das matt er-
hellte Jnnere eines hochgewölbten byzantiniſchen Prunkbaues.

Verlaſſen und verloren inmitten des weiten, dämmerigen
Raumes lag Laura Jadwin, noch angetan mit all dem Tand
und Flitterſtaat von Arm- und Ohrringen, ſeidenen Stoffen,
hohem Schildpattkamm und zierlichen, roſettengeſchmückten
Halbſchuhen, halb verborgen zwiſchen den Kiſſen des Diwans.
Es waren ſtumme Tränen, die ſie vergoß; die tiefe Stille, die
den weiten Raum wie in einen ſchweren, jeden Laut erſtickenden
Schleier hüllte, wurde nur einmal unterbrochen, als ein Klage-
laut, halb Flüſtern, halb Schluchzen in dem tauben, blinde
Dunkel verhallte: „O, jetzt bin ich allein, allein, alleinl“

Fortſetzung folgt.)



ch etwa 7—9 freie Stunden zu umfaſſen pflegen,
wurden 329 der Befragten nur ganz unregelmäßig und ge
legentlich, h faſt nie häufiger als alle 2-4 Wochen
einmal gewährt. Jn der Mehrzahl ſind es Perſonen recht
jugendlichen Alters, die als Hotel und Hausdiener beſchäftigt
ſind. Deswegen fordert die oben bezeichnete Petition eine Er
weiterung des Schutzes für die jugendlichen Angeſtellten männ
lichen und weiblichen Geſchlechts bis zum vollendeten 18.
Lebensjahre.

Es wäre wirklich an der Zeit, wenn der Reichstag, der die
Eingabe der Gehilfen wiederholt dem Reichskanzler „zur
Be rückſichtigung“ überwieſen hat, endlich ein energiſches
Wort mit der Reichsregierung ſpräche, ſo daß die berechtigten
und beſcheidenen Wünſche der Gaſtwirtsgehilfen endlich erfüllt
würden.

Der Geburtenrückgang in Baden
iſt ſo ſtark, daß nach dem amtlichen, jetzt erſt vorliegenden Feſt
ſtellungen für das Jahr 1911 man ſeit hundert Jahren keine ſo
niedrige Geburtenziffer zu verzeichnen hatte. Jm Jahre 1815
wurden pro Tauſend der badiſchen Bevölkerung 28 Kinder ge
boren; genau ſo viel ebenfalls im Jahre 1911. Ein Jahr vor
her zählte die Statiſtik noch 30 geborene Kinder pro tauſend
Einwohner. Die verſchlechterten Lebensbedingungen und die
ſteigende Teuerung machen ſich mit mathematiſcher Sicherheit
bemerkbar. Da helfen alle Beichtſtuhlermahnungen, die man
neuerdings in Baden anwendet, nichts.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 8. April 1918.

Frauenverſammlung d. Sozialdemokratiſchen Vereins.

Am Donnerstag, den 10. April, findet im Volkspark
eine Verſammlung der weiblichen Mitglieder des Sozialdemo
kratiſchen Vereins für Halle und den Saalkreis ſtatt. Auf der
Tagesordnung ſteht ein Vortrag des Redakteurs Genoſſen
Koenen über die Verfaſſung des Deutſchen
Reiches. Es ſoll den Genoſſinnen einmal in gedrängter
Form klar gelegt werden, was Reichstag und Landtag bedeuten
und was ſie zu beraten und zu beſchließen haben und wie
weit auf der anderen Seite die Macht des Kaiſers, des Königs
und des Bundesrats geht.

Die Frauen und Mädchen werden erſucht, recht zahlreich zu
dieſer wichtigen für ſie veranſtalteten Verſammlung zu er-

ſcheinen. Derx Vorſtand.
Aus der Stadtverordnetenverſammlung.

Die geſtrige Sitzung brachte endlich mal wieder mancherlei
Jntereſſantes. Gleich Anfangs, bei der Verleſung der üblichen
Eingänge und Mitteilungen kam es zu Konflikten, die wiederum
zeigten daß die Hallenſer zwar ihre Polizei bezahlen dürfen,
aber ihr abſolut nichts zu ſagen haben.

Zunächſt gab der Vorſteher bekannt, daß der Magiſtrat dem
Beſchluß der Stadtverordneten auf Berückſichtigung der Petition
betreffend die Anbringung von Reklameſchildern keine Folge ge-
geben habe. Die Verſammlung hatte beſchloſſen, die Petition dem
Magiſtrat zur Berückſichtigung inſofern zu übergeben, daß er
ſeinen Einfluß bei der Polizeiverwaltung im Sinne der Petenten
geltend machen möge, und den künſtleriſchen Beirat verſtärke. Es
handelt ſich nach Auffaſſung des Magiſtrats aber um eine An-
gelegenheit, die einzig die Polizeiverwaltung angehe,
alſo nicht der Kompetenz des Magiſtrats unterſtehe. Auch die
Verſtärkung des Beirats ſei nicht angängig, ſolange nicht das
betreffende Ortsſtatut geändert ſei. Die Verſammlung beſchloß,
die Sache dem Rechts und Verfaſſungsausſchuß zu überweiſen,
und es bleibt nun abzuwarten, ob die Stadtverordneten ſich durch
die ewige bequeme Ausrede des Oberbürgermeiſters und Polizei
chefs, er habe keinen Einfluß auf die Polizei, abſchieben laſſen
werden. Noch deutlicher trat dieſe unglaublich kleinliche, aber um
ſo peinlichere kommunalpolitiſche Zwieſpältigkeit in einem weiteren
noch wichtigeren Fall in Erſcheinung.

Es lag eine Petition des Herrn Karl Lehmann vor, der wieder
über Beläſtigung durch die Dünſte der Kröllwitzer Papier-
fabrik klagt. Am Sonntag ſei das ganze Saaletal verpeſtet
geweſen, und der Geſtank ſei auch in die Wohnungen gedrungen.

Stadtv. Helmecke führte dazu aus Bei einzelnen Leuten, die
die Fenſter in jener Stadtgegend geöffnet hätten, habe ſich ſogar
Brechreiz gezeigt. Er fragte beim Magiſtrat an, welche Maß-
regeln der Magiſtrat gegen dieſe unausſtehliche Beläſtigung zu
tun gedenke.

Auch die Stadtvv., Döhler und Höſchele forderten nun end-
lich energiſches Vorgehen. Und was ſagt die verantwortliche
Stelle dazu.

Der Oberbürgermeiſter Rive erklärte ganz gelaſſen, daß die
Einwirkungen der Polizeiverwaltung zur Abſtellung des Uebel-
ſtandes bisher ohne ſonderlichen Erfolg geweſen ſeien. Die
Polizei nimmt Kenntnis von den Beſchwerden, ob aber
Beſſerung zu erlangen iſt, erſcheine zweifelhaft.

Und da ſaßen die Stadtväter ganz ruhig dabei; ſie müſſen ſich
gefallen laſſen, daß man ihnen erklärt: Zu ſagen habt ihr eigentllich
gar nichts, ſondern nur zu bezahlen. Das nennt man dann ſtolz:
Die ſtädtiſche Selbſtverwaltung. Und um ihre Ohn-
macht ausdrücklich zu dokumentieren, faßten die Stadtverordneten
noch den alleruntertänigſten Beſchluß, dieſe heikle Angelegenheit
zum tauſendſten Male dem Magiſtrat, der ſie eben ſo ſchön
vor den Bauch ſtieß, als Material zu überweiſen. Und wenn
jetzt der Magiſtrat gar nichts unternimmt, iſt's auch gut. Dann
ſtinkt's eben weiter, damit die Kapitaliſten der Kröllwitzer Papier-
fabrik nur ja nach wie vor ungeſchmälert ihre rieſigen Profite
einſtreichen können.

Bei den Eingängen gab es dann noch eine kleine, für die Ar
beiterſchaft bemerkenswerte Auseinanderſetzung. Vom Verbande
der Glaſer lag eine Petition vor, die darum erſuchte, die Ver
gebung von Glaſerarbeiten an ſtädtiſchen Neubauten möglichſt
raſch vorzunehmen, um der ſteigenden Arbeitsloſigkeit im Glaſer
gewerbe etwas entgegen zu wirken.

Der Vorſteher wollte dieſes Geſuch ohne Vorberatung dem
Magiſtrat übergeben. Die Stadtverordneten intereſſieren ſich
eben für Arbeiterſorgen abſolut nicht!

Stadtv. Em mer aber meinte, daß doch das Bauamt aufge
fordert werden müſſe, die Arbeiten ſo raſch wie möglich auszu
ſchreiben, damit nicht, wie es jetzt immer iſt, die Arbeiten Hals
über Kopf erledigt werden müſſen. Unter dieſen Umſtänden
können meiſt nur Großbetriebe ſich auf Ausſchreibung ſtädtiſcher

Arbeiten hin melden. Kleinmeiſter ſcheiden von vornherein aus.
Es iſt jetzt der Wunſch der Glaſergeſellen, daß allgemein für eine
rechtzeitigere Vergebung der Arbeiten Sorge getragen wird, um
damit der gegenwärtigen Arbeitsloſigkeit, die auch in neueren Ge
werben um ſich greift, zu ſteuern. Er erſuche das Bauamt, die
Petition in dieſem Sinne zu berückſichtigen.

Stadtbaurat Joſt erklärte, daß ſelbſtverſtändlich ſtädtiſche Ar
beiten ſo rechtzeitig wie möglich ausgeſchrieben werden müßten.
(Genoſſe Emmer ruft: Das geſchieht aber nicht) Für das in der
Petition erwähnte Siechenhaus ſei es noch nicht ſo weit, aber er

habe trotzdem ſchon ein Probefenſter anfertigen laſſen, um ſchleu

nigſt die Ausſchreibung der Glaſerarbeiten erfolgen zu laſſen. Jn
dieſem Sinne habe er auch ſchon auf die ebenfalls an ihn gerich
tete Petition der Glaſergeſellen ſchriftlich geantwortet. Mit
dieſer Mitteilung wurde die Petition für erledigt erklärt.

Bevor die laufenden Tagesordnungspunkte zur Behandlung
kamen, wurde jetzt die Vorlage über

das Schwimmhallen- Projekt
vorweg zur Beratung geſtellt. Nicht weniger wie drei Referenten
waren beſtimmt, die ſich ausführlich über die ſchon wiederholt
von uns behandelte Vorlage äußerten und ihre Annahme auf
Grund der einſtimmigen Beſchlüſſe der Bau und Finanzausſchüſſe
beantragten.

Die ſtädtiſchen Körperſchaften haben im Jahre 1907 beſchloſſen,
auf dem Grundſtück der Stadtgärtnerei an der Schimmelſtraße,
unter Zukauf des Weinholdt'ſchen Grundſtücks Gr. Steinſtraße 66,
eine Schwimm und Badeanſtalt zu errichten. Nach Veranſtaltung
eines öffentlichen Wettbewerbs zur Erlangung von Entwürfen
für die zu errichtende Anſtalt und nach Ausarbeitung verſchiedener
Vorentwürfe durch das Hochbauamt wurden durch Gemeinde-
beſchluß vom 18. Dezember 1908 und 27. Juni 1910 die Mittel
zur Ausarbeitung eines Hauptentwurfs bereitgeſtellt. Der
daraufhin ausgearbeitete Hauptentwurf nebſt Wirtſchaftsbe-
rechnung und Koſtenanſchlag letzterer abſchließend mit
1 153 000 Mk. wurde am 3. Juni 1911 der Stadtverordneten
verſammlung zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Zufolge eines
Beſchluſſes des Magiſtrats und einer gleichzeitigen Anregung
des Bauausſchuſſes wurden nun Ermittlungen angeſtellt über
die Verwendbarkeit von Kondenſationskühlwaſſer vom ſtädti-
ſchen Elektrizitätswerk zu den Zwecken der Schwimm- und
Badeanſtalt. Die genauen Unterſuchungen haben die Brauch-
barkeit des vom Elektrizitätswerk vorge-
wärmten Waſſers ergeben. Unter Berückſichtigung dieſes
Umſtandes iſt vom Hochbauamt ein neuer Vorentwurf ſowie
eine neue Wirtſchaftsberechnung aufgeſtellt worden, wonach
der von der Stadtgemeinde zu leiſtende Betriebszuſchuß ganz
erheblich geringer ſein wird, nämlich etwa 24 000 Mk.

Der Magiſtrat zieht ſeine Vorlage vom 3. Juni 1911 zurück
und beantragt unter Bezugnahme auf die vorgelegten Erläute-
rungen nebſt Wirtſchaftsberechnung, den neu auffgeſtellten
Vorentwurf zu genehmigen; zur Ausarbeitung eines neuen
Hauptentwurfs den Betrag von 3000 Mk. aus dem von privater
Seite geſtifteten Beitrag, deſſen Höhe einſchließlich Zinſen rund
52 000 Mk. beträgt, zu bewilligen. Jn dieſem Sinne machten
auch die Referenten ihre Ausführungen.

Jn der Debatte kam zuerſt die Reaktion zu Worte.
Stadtv. Froſt iſt gegen die Errichtung von Schwimmhallen

durch die Gemeinde. Er beſtreitet vor allem, daß geſundheitliche
Gründe für die Errichtung der Schwimmhalle ſprechen. Weiter
bedeute ihre Errichtung einen ſchweren Eingriff für die be-
ſtehenden Gewerbeunternehmungen und drittens erwarte er
für die Stadt große finanzielle Mißerfolge. Jn geſundheit-
licher Beziehung, meinte der erſtklaſſige Herr, habe nur dann
das Schwimmen Nutzen, wenn es in friſcher Luft gepflegt
werde und nicht in dem Dunſt der geſchloſſenen Anſtalt. Auf
einen Zwiſchenruf: Und wie iſt's im Winter! antwortete der
Herr Froſt kurz und bündig: Jm Winter braucht man nicht zu
baden! Dieſer kennzeichnende Ausſpruch geſteigerten Reinlich-
keitsgefühls rief ein ſo ſtürmiſches Gelächter hervor, daß die
weiteren ſehr wichtigtueriſchen Ausführungen keinen beſonderen
Eindruck machten.

Der Oberbürgermeiſter trat den Ausführungen des
Herrn Froſt recht wirkungsvoll entgegen. Er ſetzte auseinander,
daß die Erwägungen des Vorredners nicht davon zeugten, daß
der Herr Kaufmann iſt. Würde man nach ſeinen Vorſchlägen
in der Stadtverwaltung verfahren, ſo würde völlige Stagnation
eintreten und wir würden in einen Zuſtand des
Vanauſentums verfallen. Aber wir hätten jetzt die
Männer im Bauamt, die das Projekt künſtleriſch verwirklichen
könnten und da ſollten wir uns jetzt beeilen.

Stadtv. Em mer ſchloß ſich den Ausführungen des Ober
bürgermeiſters im weſentlichen an. Die Rückſchrittler hätten
ſchon oft große Projekte verhindern wollen, hätten aber nachher
erleben müſſen, daß die in eigene Regie übernommenen Unter-
nehmungen nachher glänzend florierten. Das Schwimmbad-
projekt ſei beſonders durch Leute, die den Aktionären des Park
bades nahe ſtehen, bekämpft worden. Und dieſe uns ſchon Jahr-
zehnte entgegenwirkende Jntereſſenpolitik ſei jetzt wieder in
Wirkſamkeit. Es ſei ſchon ſo oft die Notwendigkeit des Bades
nachgewieſen, daß die Aeußerung Froſts, das Schwimmen ſei
kein geſunder Sport, das kurioſeſte iſt, was hier je im Saale
ausgeſprochen worden iſt. Die Rückſchrittler hätten jetzt lange
genug dem Projekt mit ſolchen unglaublichen Redensarten
Hinderniſſe gemacht, daß es unbedingt nötig ſei, jetzt mit großer
Mehrheit das nötige zu bewilligen.

Der Vorſteher hielt es für nötig, Genoſſen Emmer zu er-
ſuchen, die Auseinanderſetzungen nicht noch durch perſönliche
Angriffe, die ſtark an Beleidigung grenzen, zu verſchärfen.

Herr Froſt verkroch ſich nun hinter dieſe Erklärung und
hatte ſo nicht mehr nötig, auf die ſachlichen Aeußerungen des
Genoſſen Emmer einzugehen. Er machte aber doch noch den
Verſuch, zu beweiſen, daß er auch für Reinlichkeit und ſogar
fürs Schwimmen iſt, nur für den Winter nicht.

Stadtv. Hos wies noch darauf hin, daß auch. im Intereſſe der
Studenten etwas für die Reinlichkeit und zur Schaffung von

Schwimmöglichkeiten getan werden müßte, da ſonſt Halle unter
den Studierenden für deren ganzes Leben lang als dreckige
Stadt verrufen bleibe. Die Saale komme als Schwimmgelegen-
heit nicht in Frage, über deren Schmutz kurſierten in Studen-
tenkreiſen ſehr kräftige abfällige Witze, und tatſächlich ſei man
ja auch in Gefahr, beim Baden ſchmutziger aus der Saale
herauszuſteigen, als man hineingegangen iſt. Weiter ſtellte
Redner feſt, daß prinzipiell die Schwimmhalle ja ſchon be-
willigt ſei, es komme jetzt nur auf die Ausführung an.

Stadtv. Reuß wandte ſich gegen dieſe letzte Feſtſtellung,
die er als Legende bezeichnete. Es ſei nach ſeiner Anſicht
vorläufig noch gar nichts beſtimmtes beſchloſſen.

Der Oberbürgermeiſter zählte nun dem Herrn gleich
eine ganze Serie von Beſchlüſſen auf Verlegung der Stadt-
gärtnerei, Ankauf von Gelände, Studienreiſen, Anleihe-
erhebungen von einer Million und Bewilligung von Geldern
für Projekte das alles ſei doch keine Legende mehr.

Stadtv. Em mer ſtellte noch feſt, daß er ſchon von Jahren
einmal Referent über das Hallenſchwimmbadprojekt war, und
daß damals ſchon prinzipiell die Errichtung des Hallenſchwimm-
bades beſchloſſen worden ſei.

Stadtv. Herz au trat als Arzt noch der Anſicht entgegen,
daß das Schwimmbad beſonders geeignet ſei, anſteckende Krank
heiten zu verbreiten. Das Schwimmbaſſin kann zum Jn-
fcktionsherd werden, aber in gleicher Weiſe kann man das von
jeder Schule, jedem Verſammlungslokal, jeder Kirche, über
haupt von allen Stätten, wo Menſchen ſich verſammeln, ſagen.
Die Uebertragung geſchieht ebenſo durch die Luft wie durch das

Waſſer. Und bei unſerem Bad wird genügend vorgeſorgt wer
den. Für den, der ins Schwimmbaſſin will, ſind zunächſt die

wirdl?

ußbäder zu paſſieren und auch für die Reinigung diskreter
örperteile iſt aufs peinlichſte geſorgt.
Nachdem dann noch die Stadtvv. Döhler und Reuß Be

denken geäußert, folgte die Abſtimmung. Sie ergab mit
33 gegen 16 Stimmen die Annahme der Magiſtratsvorlage. Es
ſtimmten f ür die Magiſtratsvorlage:

Beige, Borchert, Brehmer, Bruß, Dehne, Döhler, Emmer,
Föhring, Gerig, Gradehand, Grempler, Günter, Helmecke,
Herzau, Herzfeld, Hos, Höſchele, Kallmeyer, Kühme, Lembſer,
Mekus, Meyer, Michel, Oſterburg, Pfautſch, Pritſchow, Probſt,
Rabe, Rammekt, Renner, Scharſchmidt, Schrader, Springer;

gegen die Magiſtratsvorlage:
Achtelſtetter, Ahrenholz, Beuche, Daniel, Feldmann, Fiſcher,

Froſt, Haaſe, Kobert, Neſſe, Reiling, Reuß, Riediger, Schulze,
Spindler, Strumpf.

Ein Antrag Froſt, keine Wannenbäder und keine medi-
ziniſchen Bäder einzubauen, wird abgelehnt. Ein Antrag
Kallmeyer, für Wannenbäder und mediziniſche Bäder nicht
billigere Preiſe als die Privatanſtalten haben, einzuführen,
angenommen. Dieſes Troſtpfläſterchen haben die Jnter-
eſſenpolitiker ihren Freunden nun alſo doch noch gerettet. Jm
übrigen iſt noch gar nicht ſicher, daß der Widerſtand der kleinen
Reaktionsgruppe gebrochen iſt. Wenn das Spezialprojekt erſt
vorgelegt wird, geht der Kampf nochmals los. Alſo wiegen
wir uns nicht in Sicherheit. Die Reaktion wühlt weiter.

Ohne Debatte genehmigte die Stadtverordnetenverſammlung,
daß für das Reformrealgymnaſium ein Mann-
borg-Harmonium ſowie ein Flügel angeſchafft werden
und zur Deckung der Koſten ein Betrag bis zu 4000 Mk. aus
dem Baufonds für das neue Gebäude des Reformrealgymna-
ſiums genommen wird. Die Stadtverordneten erklärten ſich
weiter damit einverſtanden, daß der Ertrag der Waren-
hausſtener, der ſich mit Schluß des Rechnungsjahres 1912
auf 26 149,89 Mk. beläuft, in Höhe von 20 157,60 Mk. dazu ver
wendet wird, daß von der Gewerbeſteuerklaſſe 4 den beiden
unterſten Stufen die volle Jahresſteuer und der drittletzten
Stufe die halbe Jahresſteuer erlaſſen wird.

Der Magiſtrat legt ein von ihm genehmigtes Projekt über
notwendige Erweiterungen des Elektrizitäts-
werkes vor. Jm weſentlichen handelt es ſich hierbei um die
Beſchaffung von zwei Dynamo- Maſchinen à 1200 Kilowatt, ein-
ſchließlich der vorzunehmenden Fundament- und Ergänzungs-
arbeiten und Schaffung neuer Kühlanlagen. Die nachgeforder-
ten 338 000 Mk. wurden bewilligt. Weiter wurde beſchloſſen,
die für die Neueindeckung der Dachflächen des Hoſpitals be
willigtew Mittel in Höhe von 12 500 Mk. um den zu erwarten-
den Erlös aus dem Verkaufe von Altmaterialien (zirka 1200
Mark) zu verſtärken zur Beſtreitung der Koſten für unvorher-
geſehene Arbeiten. Die Stadtverordnetenverſammlung gab
auch ihre Zuſtimmung zur Verſtärkung des Fonds für Feuer-
löſchgeräte um 500 Mk. und beſchloß, auf Grund der in dem
Bericht der Branddirektion enthaltenen Beurteilung des
Benginkrankenwagens einen zweiten Krankenwagen dieſes
Typs zu beſchaffen und die Koſten in Höhe von 14 500 Mk. dem
Kap. XII. C. 2 des Haushaltsplans für 1913 zu entnehmen. Jm
Prinzip iſt die Beſchaffung eines zweiten Benzinkrankenwagens
bereits durch Feſtſtellung des Haushaltsplans für 1913 ge-
nehmigt worden.

Es iſt notwendig, mit der Belegung des neuen Fried-
hofes an der Deſſauer Straße bereits im Vorherbſt
dieſes Jahres zu beginnen. Das generelle Projekt über die
Bauten und Anlagen auf dem Friedhof iſt von der Stadtver-
ordnetenver ſammlung im Prinzip genehmigt worden. Das
ſpezielle Projekt wird in Kürze vorgelegt werden. Um dem
Friedhof den zunächſt öden Eindruck möglichſt zu nehmen, iſt
es empfehlenswert das erſte zur Belegung kommende Quartier
ſchon jetzt zu umpflanzen. Der Magiſtrat erſuchte daher die
Stadtverordnetenverſammlung, ihm zu dieſem Zwecke vorſchuß-
weiſe 8000 Mk. aus den für Anlage des neuen Friedhofes zu
bewilligenden Mitteln zur Verfügung zu ſtellen. Die Vorlage
wurde angenommen. Und ſchließlich ſtimmte die Stadtver-
ordnetenverſammlung noch dem zu, daß die Wege in der
alten Schrebergartenanlage auf dem ehemaligen
Grunebergſchen Ackerplan inſtandgeſetzt und die Koſten aus den
Erſparniſſen der für die letzte Gartenerweiterung bewilligten
Mittel 1024,50 Mk. gedeckt werden. Die Wege der alten
Gartenanlage ſind ſeinerzeit nicht befeſtigt worden und be-
finden ſich jetzt in einem derart ſchlechten Zuſtande, daß eine
Inſtandſetzung dringend erforderlich iſt.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurden der Polizei
kommiſſar Johannes Weniger aus Altenweddingen und der
Poliziſt Ewald Krug angeſtellt.

Gewerkſchaftsfeſtumzug und Oberverwaltungsgericht.

Der Feſtzug, den die Gewerkſchaften Halles für den 7. Juli
vorigen Jahres geplant hatten, beſchäftigte das OberVerwal-
tungsgericht zum zweiten Male, ohne daß es zu einer Ent
ſcheidung kam. Die Polizei hatte damals zwar einen Gewerk
ſchaftsumzug mit Muſik geſtattet, aber nur unter der Be-
dingung, daß er ſeinen Weg durch die Ludwig-Wucherer-,
Händel- und Gartenſtraße nehme. Jnsbeſondere ſollte die be
antragte Bernburger Straße nicht berührt werden.
Ferner hatte die Polizei die Bedingung geſtellt, daß die Fahnen,
die mitgeführt werden ſollen, der Polizei vorher vorgewieſen
werden. Die vom Genoſſen Koenen, als zweiten Vorſitzenden
des Gewerkſchaftskartells gegen das polizeiliche Verbot des
beantragten Umzugs durch die Stadt eingereichte Klage be-
ſchäftigte geſtern, am 7. April, zum zweiten Male das Ober-
verwaltungsgericht. Es war das erſtemal Beweis beſchloſſen
worden darüber, wie ſich Sonntags die Verkehrsverhältniſſe in
den namentlich von der Polizei beanſtandeten Straßen:
Albrechtſtraße, Bernburgerſtraße und Mühlweg geſtalteten.
Die Polizeiverwaltung war um eine amtliche Auskunft erſucht
worden. Sie hatte nun ſo unglaubliche Zahlen beigebracht,
daß Genoſſe Rechtsanwalt Wolfgang Heine in der neuen
Verhandlung am Montag ſagen konnte, wenn die Zahlen rich-
tig wären, dann müßten Sonntag nachmittags ſämtliche
Hallenſer, einſchließlich der Wickelkinder, unterwegs ſein. Jm
übrigen kritiſierte der Anwalt auf Grund genauer Jnforma-
tionen die Angaben der Polizeiverwaltung über die örtlichen
Verhältniſſe. Auch verwies der Anwalt darauf, daß man hier
doch eigentlich die Gegenpartei um Auskunft erſucht habe, wenn
auch formell der Oberpräſident der Beklagte wäre. Es müßte
verlangt werden, daß die Polizeiverwaltung mindeſtens die
Unterlagen für ihre Zahlen angebe. Man müßte doch wiſſen,
wie ihre Umfrage ſich geſtaltet habe.

Das Oberverwaltungsgericht kam noch zu keiner Entſchei-
dung. Es beſchloß, die Polizeiverwaltung aufzufordern, zu den
von den ihren abweichenden Angaben des Klägers über die
Verkehrsfrequenz Stellung zu nehmen und ſich zu äußern, in
wieweit ſie ihre eignen Angaben aufrechterhalte. Dann wird
ein neuer Termin ſtattfinden. Selbſtverſtändlich werden
wir dann zu gegebener Zeit die unglaublichen Zahlen der
Polizei, die Genoſſen Heine zu der Bemerkung von den Wickel
kindern reizte, der Oeffentlichkeit zur Erheiterung preisgeben.
Wir ſind nur geſpannt, was die Polizei jetzt noch bringen

K

m

S e

J

S S
e
S e

z



Die Dienſtmädchen, Aufwartehalten Mittwoch, den 9. l, abends 9 Uhr, e
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Kon
zerthaus, Karlſtraße 14, eine öffentli uſammenkunftab. Frau Auguſte Heuni ehe h t. 4—

oten Fre en Es n r

um zahkreichen
der Veranſtaltung gebeten. Namentlich werden die auf

geklärten Arbeiter, die Familienangehörige haben, die dem „die
nenden Stande angehören, gedeten, dieſe auf die Verſammlun
d eiſen. Gerade dieſe Perſonen ſind der Organiſation
ie ſerngeblieben.

ung, daß der„Studentiſche Unterrichtskurſe.“ Die Befür
w. Rückgang der Teilnehmerzahl der Kurſe im vorigen
Sommer auch das Winter-Semeſter e nen würde, iſt
lücklicherweiſe nicht eingetroffen. Von 300 im Sommer iſt dieJadt der Anmeldungen in dieſem Semeſter auf 504 geſtiegen.

Dieſes erfreuliche Reſultat iſt, abgeſehen davon, daß im Winter
die Beteiligung ſtärker zu ſein pflegt als im Sommer, doch vor
allem wohl der energiſchen r gegle der Ferienkommiſſion

v die darauf ſah, daß die verſandken Unterrichts
pläne duch wirklich in die Hände der Arbeiter gelangten, waszu Beginn des vorigen Sommers nicht immer der Fan war.
ind ſo ſind denn auch die Vorbereitungen für das nächſte

Semeſter mit größter Sorgfalt zu betreiben, denn wenn auch
dieſes verfloſſene Semeſter einen großen Fortſchritt gegenüber
dem Sommer bedeutet, gegenüber dem vorigen Winter, wo die
Zahl der Anmeldungen 600 betrug, bleibt er doch erheblich
zurück. Auch iſt zu hoffen, daß die Beteiligung der Studieren
den wo erehe wird, es machte zu Beginn des Semeſters
Mühe, für jeden angekündigten Kurſus einen Leiter zu be
kommen, ein ſog. Helfer, der für manchen Kurſus, z. B. Rech
nen, überaus wichtig iſt, fand ſich für keinen Kurſus.

Die auf alle Abende der Woche verteilten Kurſe betrugen 86
im vorigen Semeſter 32), und zwar 26 Männerkurſe und 10

Frauenkurſe. Die Unterrichtsgebiete waren: u in vier
Stufen, Rechn en in drei Stufen, Frangöſiſch Mathematik in
zwei Stufen, ferner Stenographie (Stolze-Schrey), Schön
ſchteiben, Buch ührung, Engliſch, Griechiſch (nur für Schrift-
etzer) Geſundheitslehre und ſchließlich für Männer- und

Frauenkurſe zuſammen Geſang.
Wie bisher lag der Schwerpunkt des Unterrichts in der deut

ſchen Sprachlehre und im Rechnen und es iſt in der Folgezeit
ſtets darauf zu achten, daß die Kurſe ihrem Hauptziel, den Ar
beitern Elementarkenntniſſe zu vermitteln, treu bleiben. Als
wichtige Neuerung in dieſer Richtung iſt zu bezeichnen, daß
vom nächſten Semeſter an für die fremdſprachlichen Kurſe ſowie
für Mathematik ein Nachweis der erforderlichen Vorkenntniſſeim Deutſchen bezw. im Rechnen verlangt wird.

Unter den Lehrkräften (31 Studenten und 7 Studentinnen)
war die Zahl der Korporierten und Nichtinkorporierten etwa
gleich groß. Die größte Zahl der Studierenden gehörte der
philofophiſchen Fakultät an, an zweiter Stelle kamen dann die
Iheſſesen, außerdem beteiligten ſich je ein Mediziner und

uriſt.
Die Hörerzahl in den Männerkurſen betrug 261. Sie

verteilten ſi auf 48 Berufe, von denen beſonders zu nennen
ſind: Schloſſer mit 35, Bahnbeamte mit 35, Schriftſetzer und
Drucker mit 28, Arbeiter mit 16, Schmiede mit 12, Dreher mit
12, Tiſchler mit 10, Militär mit 10, Poſtbeamte mit 8, Schreiber
und Bureaugehilfen mit 2 Anmeldungen. Einen Kurſus hatten
belegt 159, zwei 92, drei 9 und vier 1 Hörer, ſodaß von den 261
Hörern 8374 Anmeldungen vorlagen.

Die Hörerzahl in den Frauenkurſen r 102. 34 Hörerin-
en gaben keinen Beruf an, die übrigen verteilten ſich auf 19 Be
rufe, von denen beſonders zu nennen ſind: Kontoriſtinnen mit
25, Buchhalterinnen mit 13, Verkäuferinnen mit 11, Schneide-
rinnen mit 11, Weißnäherinnen mit 5, Stenotypiſtinnen mit 4,
Hausfrauen mit 3 Anmeldungen. Einen Kurſus hatten belegt
50, zwei 20 und drei 4 Hörerinnen, ſo daß von 102 Hörerinnen
130 Anmeldungen vorlagen.

An außerordentlichen Veranſtaltungen ſind neben den Ver-
anftaltungen einzelner Kursleiter mit ihren Hörern zwei Vor-
träge für alle Kurſe zu nennen, 3 Beſichtigungen des Muſeums
in der Moritzburg und eine Beſichtigung der Ausſtellung des
Kunſtvereins.

er Beginn der Kurſe iſt auf Montag, 28. April, feſtgeſetzt.
Am Sonntag, 20. April, findet ein orientierender Vortrag ſtatt,
auf den zurzeit aufmerkſam gemacht werden wird.

Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft ZoologiſcherGarten. Die 12. rdeniſiche Generalverſammlung der

Zoologtſcher Garten fand am vergangenen Sonnabend, abends
6 Uhr im Reſtaurant des Zoologiſchen Gartens ſtatt. Die Be
teiligung war eine ſchwache, was wohl darauf zurückzuführen
iſt, daß das Beſitzintereſſe der Aktionäre ſeit dem Verkauf des

artens an die Stadtgemeinde nicht mehr in dem Maße aus-
geprägt iſt, wie früher. Der gedruckte Geſchäftsbericht iſt vor
einigen Tagen erſchienen. Wir werden daraus noch einen
Auszug bringen. Nachdem Herr Direktor Dr. Staudinger als
Vorſtand der Geſellſchaft Erläuterungen zu dem Geſchäfts-
bericht gegeben und Herr Bankier Ludwig Lehmann die Bilanz
ſowie die Verluſt- und Gewinnrechnung in ihren einzelnen
Poſitionen kommentiert hatte (woran ſich eine kurze Debatte
ſchloß), wurde die Bilanz und die Verluſt- und Gewinnrechnung
genehmigt und dem Vorſtand und Aufſichtsrat Entlaſtung er-
teilt. Die aus dem Aufſichtsrate turnusmäßig ausſcheidenden
Herren: Gutsbeſitzer H. Bardenwerper-Büſchdorf, Rechtsanwalt
Wolfgang Herzfeld und Bankier Ludwig Lehmann wurden ein
ſtimmig wiedergewählt.

Die öffentlichen unentgeltlichen Schutzpockenimpfungen
finden in dieſem Jahre ſtatt: in HalleTrotha am Mon-
m den 28. April, und Montag, den 1. September, nachmittags
4 Uhr, im Schulgebäude Petersberg Straße 90; in Halle
Giebichenſtein im Monat Mai an jedem Freitag, ſowie
n 5. und 12. September, nachmittags 4 Uhr, in der
Turnhalle der Schule Gr. Brunnenſtraße 5 (Eingang Frieden-
ſtraße); in Halle-Kröllwitz am Vonnerstag, den 8. Mai,
nachmittags 4 Uhr, im Schulgebäude Fre 19; in der
Altſtadt am Dienstag, den 29. April, in den Monaten Mai,
Juni und September jeden Dienstag, nachmittags 4 Uhr, in
der Turnhalle der Schule Taubenſtraße 13, ſowie Mittwoch, den
30. April, in den Monaten Mai, Juni und September jeden
Mittwoch, und Mittwoch, den 1. Oktober, nachmittags 4 Uhr, in
der Turnhalle des Dreyhauptſtraße 5. Jn den
Monaten Juli und An werden r Jmpfnn en nicht
vorgenommen. Der Jmpfung ſind die Kinder zu
unterziehen, die im Jahre 1912 oder früher geboren und
bisher überhaupt nicht oder zum erſten und zweiten Male er-
folglos qeimwvtt worden ſind oder krankheitshalber nicht geimpft
werden konnten.

Opfer einer böſen Unſitte. Jn der Kl. Ulrichſtraße trat am
heutigen Morgen eine anſcheinend auswärts wohnende Frau

auf eine e ſiek nieder vſtande, wieder zu erheben. Sie mußte von hilfs-
bereiten
getra wo ſie ſich erſt nach länaber Wer innere Sqwagsen re ſo daß ärztliche Hilfe in

Anſpruch genommen werden mußte.
Stadttheater. Heute abend zum Benefiz für den erſten

Kapellmeiſter Karl Ohneſorg 7Uhrbeginnend Sieg-
fried von Richard Wagner. Mittwoch zum 5. Male Film-
zauber. Für Donnerstag iſt eine intereſſante Erſtaufführung
angeſetzt: Jeſuiten, ein dreiaktiges Schauſpiel des Holländers
van Mens in de deu en Uebertragung von Elſe Otten. Wien der Titel Wo elt das zeitgemäße auſpiel die

eſuitenfrage, über die gerade in den letzten Wochen auch inDeutſchland viel geſchrieben und geſp n worden iſt. Die
Jnfzenie leitet Sieg. rzugskerrten der Literari
ſchen Geſellſchaft haben Gültigkeit. Freitag iſt das Benefiz
des beliebten Ehepaares Alice v. Boer Gruſelli und Frib
Grufelli. Eine der ſchönſten deutſchen Spielopern Die
luſtigen Weiber von Windſor de n die beiden Künſtler
für ihren Ehrenabend ausgewählt. Hoffentli ihnen ein
volles Haus beſchieden. Sonnabend zum dritten Male Opern-
novität Theodor Körner. Sonntag nachmittag Fremdenbor-
ſtellung bei ermäßigten Preiſen Eva (Das Fabrikmädel).

Straßenunfälle. An der Krukenberg- und Forſterſtraßen
Ecke überführ heute morgen in der achten Stunde ein Geſchirr
der Firma Roeder, Gr. Ulrichſtraße, einen Radfahrer, der
gerade im Begriff war, von der Forſterſtraße in die Kruken-
bergſtraße einzubiegen. Der Radler wurde gegen die Bord-
ſchwelle geſchleudert und erlitt ſtarke Perletzungen im Geſicht
und an den Händen, ſein Rad wurde von den Hufen der Pferde
völlig zertrümmert. ar dem Herz wurde heute vormittag
ein alter Jnvalide umge W wobei er Verletzungen amlinken Auge erlitt. Vom ruckereiperſonal des Volksblattes
wurde dem Verletzten ein Notberband angelegt. Ob der Jnva-
lide auch noch innere Verletzungen erlitten hat, muß erſt die
ärztliche Unterſuchung ergeben.

Straßenſperrung. Behufs Neupflaſterung wird die
Liebenauer Straße zwiſchen Ranniſchem Platz und Wolfſtraße
vom 9. d. Mts. ab bis auf weiteres für den Fahr- und Reit-
verkehr geſperrt.

Löbejün. Stadtverordneten ſitzung. Da der jetzige
Bürgermeiſter Beling in Lübbenau im Spreewald als Bürger
meiſter gewählt iſt und unſeren Ort in nächſter Zeit verläßt,
wurde die Neuausſchreibung der Stelle beſchloſſen. Als An-
fangsgehakt ſoll 3000 Mk. mit zwei Zulagen a 300 Mk. von 3 zu
3 Jahren gezahlt werden. Der Stadtverordnete Fuchs be
antragte die Stelle mit 2400 Mk. auszuſchreiben.
Regierung jedoch, bei der vorigen Ausſchreibung dieſen Satz
als ungenügend erachtet und deshalb die Zuſtimmung verſagt
hat, zog Herr Fuchs ſeinen Antrag zurück. Der Genoſſe Röber
beantragte hierauf die Zulagen wegzulaſſen, doch wurde dieſer
Vorſchlag abgelehnt und mit 5 gegen 4 Stimmen, wie oben be-
antragt, beſchloſſen. Hätten unſere anderen beiden Vertreter,
die man widerrechtlich vom Rathauſe fernhält, mit ab-
ſtimmen können, fo hätte der Stadt eine hübſche Summe er-
ſpart werden können. Außer dem Gehalt bezieht der Vürger-
meiſter noch 450 Mk. Nebeneinnahmen und Reiſeſpeſen. Die
Einwohnerzahl und die Steuerkraft unſerer Stadt 4gben aber
ſtändig zurück. Hierauf wurde der Bürgermeiſter Beling er-
mächtigt, in der Klage Roſt-Spangenberg, wegen Ungültigkeits-
erklärung ihrer Wahl als Stadtverordnete, ſeine Vertretung
auf ſeinen Amtsnachfolger oder einem Rechtsanwalt zu über

Allerlei.
Eiſenbahnunglück in Ungarn.

Der Schnellzug Budapeſt-Fiume iſt am Montag früh
in der Nähe von Ogulin mit einem Laſtzug zuſammengeſtoßen.
Beide Züge wurden ſchwer beſchädigt. Ein Schlafwagen, der
mit Paſſagieren voll beſetzt war, wurde, da er unter die Lokomo
tive des Laſtzuges kam, vollſtändig zertrümmert. Die beiden
Heizer, beide Lokomotivführer und der Zugführer des Schnell
zuges wurden getötet. Der Schnellzug, der zahlreiche Bade
gäſte von Budapeſt nach der ungariſchen Reviera führte, war
dicht beſetzt.

Budapeſt, 7. April. Bei dem Eiſenbahnzuſammenſtoß
auf der Strecke Budapeſt-Fiume ſind vier Perſonen ge-
tötet und fünf ſchwer verletzt worden; dies ſind ſämt-
lich Bahnbedienſtete. Von den Paſſagieren iſt niemand ver-
letzt. Der Verkehr iſt unterbrochen.

Die Pferdefleiſchvergiftungen in Solingen.
Bei vielen der an Fleiſchvergiftung erkrankten Perſonen, be

ſonders Kindern, ſtellte ſich jetzt ein Hautausſchlag des Geſichts
ein. An Magen- und Darmkatarrh leiden beſonders die älteren
Erkrankten. Man daß das Fleiſch, durch das die Ver-
iftung hervorgerufen wurde, nur von einem Pferde ſtammte.

Jn mediziniſchen (l) Kreiſen gert man Paratyphusbazillen für
die Urſache der Vergiftung.

Ein unverſtändliches Urteil.
Wenige Tage nach der Ermordung des Genoſſen Schuh

meier kam ein gewiſſer Freiberger aus München nach
Wien, der die Abſicht hatte, den Bruder des Mörders, den
chriſtlichſozialen Landtagsabgeordneten Kunſchack, zu er-
ſchießen. Freiberg wurde verhaftet und vor das Gericht ge-
ſtellt, das ihn wegen des Vergehens der gefährlichen Drohung
zu zwei Jahren ſchwerem Kerker verurteilte, ob-
gleich an ſeiner geſunden Vernunft mancher Zweifel mög-

i ich iſt.
Schweres Brandunglück.

Der Maurer Abrell in Markt Rottenbach kam beim
Brand ſeines Hauſes mit ſeinen drei Kindern im Alter von
6 bis 11 Jahren in den Flammen um.

Benſtein a. d. BVergſtraße, 7. April. Heute nacht gegen
3 Uhr brach in dem Hauſe des Wirts und Spediteurs Kraft in
der Bahnhofſtraße ein Feuer aus, das den größten Teil des
Gebäudes in Aſche legte. Der 28jährige Kutſcher Arnold erlitt
ſchwere Brandwunden und mußte ins Krankenhaus geſchafft
toerden. Bei den Aufräumungsarbeiten fand man die ver-
kohlte Leiche des 38 Jahre alten Fuhrmanns Leis, der dort ge
a iat hatte. Außerdem wird noch der Fuhrmann Rau ver-
mißt.
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Die Blockade wird beginnen.

London, 8. April. Aus amtlichen Kreiſen erfährt das
Reuterſche Bureau, daß jetzt vorgeſchlagen wird, binnen
drei Tagen die Blockade zu beginnen, falls Monte
negro ſich den Wünſchen der Mächte nicht fügt. Die Botſchafter
halten morgen ihre nächſte Sitzung ab.

Die Wirkung auf Frankreich!
Paris, 8. April. Die Autorité ſchreibt: Falls nach der

Rede des deutſchen Reichskanzlers das franzöſiſche Parlament
noch zögert, die uneingeſchränkte dreijährige Dienſtzeit zu be
willigen, dann würden ſich ſeine Mitglieder einfach des Hoch
verrats ſchuldig machen und die Todes ſtrafe verdienen.

Quittung.
Für Parteizwecke: Verſammlung Beeſenlaublingen 6,50 Mk.Von Aug. 7 Reiwand.10 Mk.

2 T pKontrollverſammlungen
im Kreiſe Wittenberg.

Kemberg (Schützenhaus): 11. April, 9 Uhr, für die Mann-
ſchaften der Spezialwaffen aus Ateritz, Bergwitz, Bietegaſt,
Dorna, Gaditz, Globig, Gnieſt, Gommlo, Kemberg, Klitzſchena,
Lammsdorf, Lubaſt, Merkwitz, Pannigkau, Rackith, Reuden,
Rötzſch, Rotta, Schnellin, Selbitz, Uthauſen, Wachsdorf
11. April, 11 Uhr, für die Erſatzreſerviſten aus den vorſtehend
aufgeführten Ortſchaften. 11. April, 1.380 Uhr, für die Mann
ſchaften der Provinzial-Jnfanterie aus den vorſtehend aufge
führten Ortſchaften.

Wittenberg (Hotel zur Reichspoſt): 12. April, 8 Uhr, für die
Reſerviſten der Provingial-Jnfanterie aus der Stadt Witten-
berg. 12. April, 11 Uhr, für die Landwehrleute 1. Aufgebots
der Provinzial-Jnfanterie aus der Stadt Wittenberg. 12. April,
3 Uhr, für die Reſerviſten der Spezialwaffen aus der Stadt
Wittenberg. 14. April, 8 Uhr, für die Mannſchaften der Land
wehr 1. Aufgebots der Spezialwaffen aus der Stadt Witten

14. April, 11 Uhr, für die Mannſchaften der rn ial
Jnfanterie (Reſerve und Landwehr 1) aus Abtsdorf, Apollens
dorf, Bleeſern, Boos, Dabrun, Euper, Eutzſch, Hohndorf, Klein
wittenberg, Labetz, Melzwig, Pieſteritz, Pratau, Reinsdorf,
Rothemark, Seegrehna, Teuchel, n Trajuhn, Weg
Zörnigall. 14. April, 8 Uhr, für die e der Erſag-
reſerve aus vorſtehend aufgeführten Fl aften. 15. April,
8 Uhr, für die Erſatzreſerviſten der Jahresklaſſen 1900 bis 1906
aus der Stadt Wittenberg. 165. April, 11 Uhr, für die Er
reſerviſten der Jahresklaſſen 1907 bis 1918 aus der Stadt
Wittenberg. 15. April, 3 Uhr, für die Mannſchaften der
waffen aus den vorſtehend aufgeführten ländlichen Ort
ſchaften.

Rudersdorf (Gaſthof Möbius): 16. April, 9 Uhr, für die
Mannſchaften aller Waffen einſchließlich der Erſatzreſerviſten
aus Berkau, Braunsdorf, Dobien, Grabo, Rudersdorf, Schmil-
kendorf, Straach.

Feldheim (Gaſthof Meske): 16. April, 3 Uhr, für die Mann
ſchaften aller Waffen einſchließlich der Erſatzreſerviſten aus
Danna, Eckmannsdorf, Feldheim, Kurzlipsdorf, Marzahna,
Schmögelsdorf, Schönefeld, Schwabeck.

Kropſtädt (Stadt Berlin): 17. April, 9 Uhr, für die Mann
War aller Waffen einſchließlich der Erſatzreſerviſten aus
Jahmo, Kerzendorf, Köpenick, Kropſtädt, Mochau, Weddin,
Wergzahna.

Zahna (Rathausſaal): 17. April, 254 Uhr, für die Mann
ſchaften der Spezialwaffen aus Jahmo, Blönsdorf, i
Klebitz, Leetza, Mellnsdorf, Ottmannsdorf, Rahnsdorf, v
Wüſtemark, Zallmsdorf. 18. April, 7.45 Uhr, für die Mann
ſchaften der Provinzial Infanterie aus vorſtehend aufgeführten
ländlichen Ortſchaften. 18. April, 9.30 Uhr, für die Erſatzreſer-
viſten aus den vorſtehend aufgeführten Ortſchaften.

Elſter (Anker): 18. April, 2.30 Uhr, für die Mannſchaften
aller Waffen einſchließlich der Erſatzreſerviſten aus Dietrichs
dorf, Elſter, Gallin, Gielsdorf, Jſerbegka, Külſo, Liſterfehrda,
Prühlitz und Wartenburg.

Pretzſch (Lokal 19. April, 9.45 Uhr, für dieMannſchaften der Provinzial-Jnfanterie, ohne die Unteroffi
ziere und Unteroffizier-Aſpiranten, da dieſelben nachmittags
1 Uhr zu erſcheinen haben, aus Bleddin, n Greudnitz,
Kleinzerbſt, Merſchwitz. Pretzſch mit Domäne, Prieſitz, Proſch
witz, Sachau, Trebitz, Wörblitz. 19, April, 1 Uhr, für die Mann
ſchaften der Fetrwaſſeg ſowie für die Erſatzreſerviſten aus
vorſtehend aufgeführten ländlichen Ortſchaften.

Anmerkung: Sämtliche Unteroffiziere und Unteroffizier
Aſpiranten aller Waffen des u Pretzſch haben nur
zur KontrollVerſammlung am 19. 4. 18, nachmittags 1 Uhr,
zu erſcheinen.

Schmiedeberg (Schützenhaus): 21. April, s Uhr, für die
Mannſchaften der Provinzial-Jnfanterie aus Dahlenberg,
Großwig, Großkorgau, Kleinkorgau, rig Meuro, Moſchwig,
Oeſterritz, Ogkeln, Patzſchwig, Reinharz, Schmiedeberg, Scholis,
Splau, Sackwitz. 21. April, 11 Uhr, für die Mannſchaften der
Spezialwaffen und Erſatzreſerve aus den vorſtehend aufge
führten Ortſchaften.
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Deutſcher Reichstag.
188. Sihung vom 7. April, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: v. Bethmann Hollweg, v. Heeringen,Kühn, v. Jagow, Lisco, v. Schorlemer, hre hrus d gen

Die Wehrvorlage.
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg: Nach dem einmütigen

Urteil unſerer wehen Autoritäten iſt die Wehrvorlage notwendig, um durch die Verſtärkung unſerer Wehrmacht die Satet
Deutſchlands ſichern. Wir nützen gegenwärtig die Wehrfähigkeit, unſerer Bevölkerung nicht voll aus. Trotz er Verſtärkung,
die wir h und noch im vorigen Jahre vorgenommen haben,
hat die Entwickelung unſeres Heeres mit dem Wachstum der Be
völkerung nicht Schritt gehalten. Sollte uns jetzt ein Krieg auf-
genötigt werden, ſo können und werden wir ihn ſchlagen im Ver-
trauen auf die Tapferkeit unſeres Heeres. (Lebhafter e bei
den bürgerlichen Parteien.) Aber die Frage iſt nur die: Können
wir uns weiterhin den Luxus geſtatten, auf Tauſende von aus-
gebildeten Soldaten zu verzichten, die wir haben könnten, jetzt aber
nicht einſtellen? (Sehr richtig! Kein Menſch weiß, ob
und wann uns ein Krieg beſchieden ſein wird, aber ſoviel iſt
ſicher: Kein europäiſcher Krieg wird entbrennen, in den nicht auch

wir verwickelt werden und dann werden wir um unſere Exiſtenz
kämpfen haben. Wer will die Verantwortung dafür tragen,

aß wir bei einem Ringen auf Leben und Tod nicht ſo ſtark ſind,
wie wir ſtark ſein können. (Sehr richtig! bei den bürgerlichen
Parteien.)

Seit Beginn des Balkankrieges waren die Großmächte be
ſtrebt, den Krieg zu lokaliſieren. Und doch hat monatelang eine
Spannung beſtanden und Oeſterreich und Rußland haben zu
außergewöhnlichen militäriſchen Maßnahmen gegriffen. Wieder-

holt hat es des ganzen Verantwortlichkeitsgefühls der intereſſier-
ten Kabinette bedurft, um den Meinungsverſchiedenheiten und
Intereſſengegenſätzen die Schärfe zu nehmen, dje zu einem gewalt-

men Ausbruch hätte führen können. Europa wird dem engliſchen
Niniſter des Auswärtigen Dank wiſſen für den Geiſt der Ver

ſöhnlichkeit, mit dem er die Londoner BVotſchafterbeſprechungen
leitete. Deutſchland nimmt an dieſem Dank umſo innigeren An-

teil, als es ſich mit den Zielen der engliſchen Politik eins weiß
und treu zu ſeinem Bundesgenoſſen ſtehend in demſelben Sinne
gearbeitet hat. (Bravo! bei der Volkspartei.) Jetzt gilt es, die
Entſchließungen der Großmächte zur Geltung zu bringen, und wir
werden auf das Energiſchſte dabei mitwirken. Gegenüber dem
r Widerſtand von Montenegro (Große Heiterkeit

den Sozialdemokraten) kommt es darauf an, daß das bisherige
S der Großmächte auch weiterhin ſtandhält. Die

oner Beſchlüſſe müſſen ſchleunigſt durchgeführt werden, dann
wird ſich auch für die noch ungelöſten Fragen eine friedliche Er
ledigung finden. An die Stelle der europäiſchen Türkei mit ihrem
paſſiv gewordenen ſtaatlichen Leben ſind Staaten getreten, die eine
ganz außergewöhnliche aktive Lebenskraft dokumentieren. (Sehr
richtigl) Wir alle haben ein Intereſſe daran, daß die Balkan-
ſtaaten einer Epoche langer Friedenszeit entgegengehen, die ſie in
wirtſchaftliche Zuſammenhänge mit ihren Nachbarn und Europa
e t. Fann werden auch ſie ein Faktor des europäiſchen

ens ſein.
Trotzdem bleibt das eine unzweifelhaft: ſollte es einmal zu

einem Furchen Zuſammenſtoß zwiſchen Slawen und Germanen
kommen, dann jſſt es für uns ein Nachteil, daß an die Stelle der
Türkei jetzt zum Teil ſlawiſche Staaten getreten ſind. Aus
Verſchiebung der militärpolitiſchen Situation müſſen wir jetzt die
Konſequenzen ziehen. Jch ar das nicht, weil ich dieſen Zuſammen-
ſtoß für unausbleiblich halte, aber manche Publiziſten vertreten
dieſe Theſe und dieſe in die Ohren fallenden Schlagwörter düngen
den Boden, auf dem mißleitete Volksleidenſchaften in die Keime

ießen. (Zuſtimmung.) Mit Rußland ſtehen wir in freund
chaftlichen Beziehungen. (Beifall rechts.) Sie aufrecht zu er-halten, habe i von vornherein für meine Aufgabe angeſehen und

ich habe den Eindruck, daß meine Beſtrebungen nicht unerwidert
blieben ſind. (Erneuter Beifall rechts.) Deutſchland und Ruß-fand brauchen ſich nicht ins Gehege zu kommen, aber die Siege

27 Balkanſlawen haben die panſlawiſtiſche Strömung mächtig
gefördert.

Unſere Beziehungen zur franzöſiſchen Regierung ſind gut, und
ich habe allen Grund, zu glauben, daß die gegenwärtige franzöſiſche
Regierung in nachbarlichem Frieden mit uns zu leben wünſcht.
Ob und welchen Wechſel die Zukunft bringen mach, weiß niemand.

m a zu der Zeit vor 25 Jahren ſind, wie ich glaube, die
ncen dafuür, daß die Kabinette der Großmächte den Mittelpunkt

kriegeriſcher Abſichten bilden, nicht geſtiegen, ſondern geſunken.
(Sehr richtig! links.) Von den Dimenſionen eines Weltbrandes,
von dem Slend und der Zerſtörung, die er über die Völker bringen
würde, macht ſich kein Menſch eine Vorſtellung. Alle bisherigen
Kriege werden wahrſcheinlich ein Kinderſpiel dagegen ſein. (Sehr
richtigl) Kein verankwortungsvoller Staatsmann wird geſonnen
ein, die Lunte leichtfertig ans Pulver zu legen. Die Neigung

bazu hat abgenommen, zugenommen aber hat die Macht der öffent-
lichen Meinung und innerhalb dieſer der Druck derer, die ſich am
lauteſten gebärden. Das pflegen, je demokratiſcher die Einrichtun

n ſind, in leidenſchaftlich erregten Zeiten nicht Majoritäten, ſonFern Minoritäten zu ſein. (Sehr richtig! rechts.) Jch glaube nicht,

daß das Volk der en in ſeiner Geſamtheit zum Kriegezen Aber weite franzöſiſche Kreiſe, nicht nur die Chauviniſten,

glauben, uns wenn nicht überlegen, ſo doch zum mindeſten gewachſen
ſein, im Vertrauen auf die Güte der eigenen Armee, auf dasBundnis mit Rußland, vielleicht auch in der Hoffnung auf England

Man pocht auf die Ueberlegenheit der franzöſiſchen Artillerie, den
Vorſprung der franzöſiſchen Fliegerkunſt und die beſſere Ausbil-
dung des franzöſiſchen Feldſoldaten. Der Anſchluß der Balkan-pagken und der r ElſaßLothringens wird im voraus ange-
nommen. Als Bismard 1887 das Septennat forderte, beſtand der
Dreibund, aber noch kein und keine Tripleentente. Die
Gruppierung der Nächte beſtimmt die Situation. Feſt ſteht der
Dreibund wie je. (Lebhafter Beifall.) Er dient der Welt, die Probe
t er abgelegt. Trotzdem bleibt Deutſchland auch mit dem Drei-

nd wie kein anderes Land eingekeilt zwiſchen Slawen und Fran f
Der Kriegsminiſter wird Jhnen in der Kommiſſion einlade dec kker die militäriſche Stärke unſerer Nachbarn

machen. Uns leitet nicht der Gedanke des Wettrüſtens oder der
rage de nomdre (Zahlenwut) Widerſpruch bei den Sozialdemo-
kraten). Mit unſeren ruſſiſchen Nachbarn können wir doch niemals
um die Wette rüſten. Aber wir werden en zahlenmäßig nachweiſen,
welch außerordentliche militäriſche Anſtrengungen unſere Nachbarn
machen. Jn Rußland vollgzieht ſich mit einer ſtaunenswerten öko
nomiſchen Entwickelung die Reorganiſation der Armee. Frank
reich ſtellt ſeit langem den letzten Man ein, und wenn es jetzt
auf die dreijährige Dienſtzeit zurückgrei ſo liegt darin für unskeine errele Frankreich will en ſo ſtark machen, als es
vermag. Da hieße es geradezu, das ickſal herausfordern, woll
ten wir ſagen: wenn ein Krieg kommt, u wir ſtark genug. Wir
machen Ihnen die Vorlage nicht, weil wir Krieg ſondern weil wirren und wenn Krieg kommt, Sieger bleiben wollen.
Sei bei den bürgerlichen Parteien.) Wir werden niemals der

eiten der alten Flottenhetze, die immer wieder

ſ werden. Die e egen der engliſchen

enfried i dſchaften ſind politiſche Geſcafte, und Geh re unter ſtarken Part-
U hat für das Schiffeverhältnis auf einChurqhiangereg bei de ßen Schwierigkei roblemsber man n de weit Regierung an uns mit

en, 86

Halle (Saale), Mittwoch den 9. 1913
Vorſchlägen herankreten wird. Aber ſchon die Ausſprache dieſes
Gedankens bedeutet einen gro en Fortſchritt.

die iehungen
ider Länder vergiftete, für immer der Ve it öfü er h angehören

iehungen zwiſ beiden Ländern zurzeit gut ſind, kann ich nureſtätigen und freue mich, es tun zu an W wir Buen
was h für England gefordert hat, frei und ſtark ſein, nicht
um andere zu nterdrigen,
wenn es nottut, unſer Wort mit dem gan icht unſerer
Stärke für den allgemeinen Frieden in die Wagſchale werfen zukönnen. Wir wollen einer ungewiſſen Zukunft u gutem Gewiſſen

entgegengehen. (Beifall bei den bürgerli Parteien.) Jch färbe
nicht n und ich färbe nicht ſchwarz, beim Reichstag liegt jetzt
die Entſcheidung. Er wird vor der Größe der Forderungen nicht
gurüs ſhre ren de

ei jeder deutſchen Militärvorlage hat es geheißen: jetztkommt der Krieg und bisher iſt der Friede erhalten Wiehe
Trotz der unge uren Aufwendungen für unſere Rüſtung haben
wir uns wirtſ ftlich noch nie ſo ſtaxk wie heute gefühlt. Die
Weltgeſchichte kennt kein Volk, das zugrunde gegangen wäre, weil
es ſich in ſeiner Wehrhaftmachung erſchöpft hätte, wohl aber viele,
die verkommen ſind, weil ſie über Wohlleben und Luxus ihre
Wehrhaftigkeit r haben. (Lebhafte Zuſtimmung
rechts, Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.) Ein Volk, das nicht
reich sepug z ſein glaubt, um ſeine Rüſtung inſtandzuhalten,
zeigt nur, daß es ſeine Rolle ausgeſpielt hat. (Sehr richtig! rechts.)
Bedroht uns jemand Haus und Hof, dann ſtehen wir bereit bis
auf den letzten Mann! (Lebhafter Beifall rechts, im Zentrum,
bei den Nationalliberalen. Ziſchen bei den Sozialdemokraten.

Kriegsminiſter v. Heeringen: Die Verſtärkung unſerer
Rüſtung ſoll nicht einer akuten ne begegnen. Nicht in der
überwiegenden Zahl iſt die Ueberlegenheit einer Armee zu ſuchen,
ſondern in der guten Organiſation, Ausbildung und Führung.
Aber ſchließlich kommt auch der ziffernmäßige Vergleich unſerer
Wehrvorlage in Betracht. Jm Kriegsfalle müßte die Ergänzung
des deutſchen Heeres ganz erheblich auf ältere Jahrgänge zurück-
greifen und damit würden wir unſere Truppen quantitativ wie
qualitativ ſchwächen. Zwingend iſt das Bedürfnis nach Verſtärkung des
Grenzſchutzes, das Luftfahrweſen iſt aus dem Stadium vorfichtigen
Taſtens herausgetreten, daher fordert die Vorlage eine ganz be
deutende Verſtärkung der Luftſtreitkräfte. Der größte Teil der
Ergänzung unſerer Friedensſtärke an Mannſchaften und Pferden
ſoll dazu verwandt werden, die Etats der einzelnen Waffen zu er-
höhen. Eine ſolche Erweiterung unſerer Friedensarmee verlangt
eine entſprechende Verſtärkung an Offizieren und Unteroffizieren
und als logiſche Folge davon eine ebenſo ausreichende Verſtärkung
unſerer materiellen Streitkräfte. Die Wehrvorlage iſt keine Be
drohung unſerer Nachbarn, ſie will nichts anderes ſein als eine
ſtarke Bürgſchaft für den Frieden und die Weiterentwickelung von
Deutſchlands Arbeit, Handel und Jnduſtrie. Beifall rechts und
im Zentrum.)

Abg. Haaſe (Soz.)
Die Heeresvorlage fordert vom Volke ungeheure Opfer. Sie

überſteigt alles, was jemals in Friedenszeiten einem Volk von
einer Regierung zugemutet worden iſt. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten.) Angeſichts einer ſolchen enormen Vermehrung
der perſönlichen und finangiellen Laſten hätte man erwarten
können, daß die m für ſo ungewöhnliche Maßregeln auch
außergewöhnliche ründe beibringen würde. Aber was der
Kriegsminiſter vorgetragen hat, iſt im Grunde nichts anderes als
allgemeine Redewendungen, mit denen auch jede andere Militär
vorlage hätte begründet werden können und mit denen auch frühere
Militärvorlagen begründet worden ſind. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten.) Jn der Kommiſſion ſoll wohl der Schleier erſt
geluüftet werden. Der Reichskanzler hat immer und immer wieder
von der Veränderung der politiſchen Lage infolge des türkiſchen
Krieges geſprochen und von den Volksſtimmungen in Frankreich
und Rußland. Aber ſind denn dieſe Volksſtimmungen etwas
Neues? (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Wußte der
Reichskanzler das nicht ſchon ebenſogut im borvorigen und vorigen
Jahre? Der Reichskanzler hat auch heute wieder betont, daß
unſere Beziehungen zu England ſehr gut ſeien. Beide Regierun-
gen haben, wie wir vernommen haben, im Einvernehmen gehandelt
und einen Weltkrieg verhindert. Die Wolken des Mißtrauens dies
ſeits und jenſeits des Kanals vergiehen ſich, das Vertrauen ſteigt,
wurde geſagt. Sehr intereſſant war, daß der Kanzler auch zu
geſtand, daß ein Freijahr in den Marinebauten, das Churchill ein

elegt wiſſen will, einen Fortſchritt bedeuten würde. (Hört! hört!hei den Sogzialdemokraten.) Meine Partei hat immer wieder dar

auf gedrungen, daß die Regierung mit England Verhandlungen
anknüpfen und Vorſchläge zu einer Verſtändigung machen ſollte.
Wir wurden als Utopiſten verſpottet und heute muß derſelbe
Reichskangzler, der ſich an dieſem Spott beteiligte, zugeben daß das,
was in der Richtung unſerer Forderungen liegt, als Fortſchritt
zu bezeichnen iſt. Die Zwangsvorſtellung, daß der Krieg mit Eng-
land unvermeidlich iſt, ſchwindet immer mehr, und auch die
Legende eines Geheimabkommens zwiſchen England und Frankreich
iſt von Grey vor dem engliſchen lament gründlich zerſtört

worden. tBei früheren Rüſtungsvorlagen hieß es immer: wir würden
unſere Rüſtung einſchränken können, wenn ſich eine Entſpannung
zwiſchen England und Deutſchland herbeiführen ließe. (Hört! hört
bei den Sozialdemokraten.) Dieſer Zuſtand iſt heute eingetreten.
Man müßte alſo logiſcherweiſe eine Einſchränkung der Rüſtung
erwarten. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.)
Statt deſſen erhalten wir eine Heeresvorlage von einer Maßloſig-
keit ohnegleichen. Der Militarismus hat eben ſeine eigene Logik.
(Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Der Kanzler führt uns
die große Gefahr eines Zuſammenſtoßes zwiſchen der ſlawiſchen
und der germaniſchen Welt vor Augen, um ſeine Vorlage zu be
gründen. Hört man ihn, a müßte man glauben, die Balkanvölker
hätten ein germaniſches Volk niedergeſchlagen und nicht das os-
maniſche Reich. All den Prophezeiungen, daß die Balkanvölker mit
den anderen Slawen gegen uns vorgehen könnten, ſtehen wir ſtkep-
tiſch gegenüber. Zunächſt ſteht nur das eine feſt: Der Sieg im
Balkankriege hat für die Balkanbvölker ſelbſt erſchreckende Verluſte
an Gut und Blut mit ſich gebracht. Es wird viele Jahre er
ordern, um die Völker erſt wieder zu kräftigen; ſie ſcheiden alſo

zunächſt als Machtfaktor aus. Und mit keinem Worte iſt erwähnt
worden, daß Rumänien, der treueſte Freund des Dreibundes, geſtärkt
daſteht. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Dazu kommt,
daß die Reibungen zwiſchen Bulgaren und Griechen nicht aufgehörthaben, und daß die latenten Differenzen über die n
Beute zwiſchen Serben und Bulgaren nun akut werden. (Hört!
hört!)) Wie kann man da gegenwärtig von dem Balkanbund als
einem neuen Staatengebilde ſprechen, das ſein Gewicht in die
Wagſchale gegen den Dreibund werfen könnte. Und weiter: *nddenn die Orſechen Slawen? Glaubt der Reichskanzler wirrtich,

daß ſie bei einem Kampf zwiſchen Germanen und Slawen, der ja
eine rein phantaſtiſche Vorſtellung iſt, begeiſtert auf die Seite der
Slawen treten würden Auch iſt durchaus nicht ausgemacht, daß
der Balkanbund, wenn er ſich wirklich zu einem einheitlichen
Staatengebilde entwickelt, in Gegenſatz zum Dreibund tritt. So
weit das Deutſche Reich in Betracht kommt, wird das bon ſeiner
Politik abhängen, und wenn Oeſterreich die Verſuche unterläßt,
die Serben wirtſchaftlich zu erwürgen, ſo iſt die Gefahr einerernſtlichen Verwickelung zwiſchen Oeſterreich und Serbien beſeitigt

Das deutſche Volk würde es in ſeiner überwältigenden Mehrheit

in den Kampf zu ziehen. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozial

S
er, daß die Be wahr bei den

24. Jahrg.

Man hal behauptet: wir müßlken unſer erſtärken,rankreich die dreijährige Denn einfü v We
geht Falſchmüngerei. Ohne m Heeresvorlage würden die

enoſen nie an die dreijährige zeit gedacht haben.Sozialdemokraten.) e Propaganda der e

llſtändie Hetzer für die dreijähri Dienſtzeit hatte voiasko gemacht. Erſt als unſere Seerebrorlsge in der „Poſt“ an

gekündigt wurde, bekamen die franzöſiſchen Chauviniſten Waſſer
ondern um uns frei zu entfalten und auf ihre Mühlen. Gewiß, gibt es in Frankreich Chauviniſten;

Reichskanzler hat nur vergeſſen, hinzuzufügen: wie bei uns(Schr wahr! bei den Slremn eeer s W
Die Arbeiterklaſſe in Frankreich iſt genau iedki nntwie die deutſche. Mit einer Entſchiedenkeit. tie uſgt kehr

werden kann, hat die ſogialdemokratiſche Partei, haben die Gewerr
ſchaften in Paris und ganz Frankreich eine Verſtändigung mit
Deutſchland (Abg. v. Gamp: Was hat das genutzt
Der Erfolg hat ſich ſchon darin gezeigt, daß die Einführung der
dreijährigen Dienſtzeit hinausgeſchoben worden iſt, und daß der
Widerſtand gegen ſie immer größere Fortſchritte macht. ört!hört! bei den Sozialdemokraten.) Am T. März iſt in Leuten

und Frankreich ein gemeinſames Manifeſt der Sozialdemokratie
in Millionen von Exemplaren verbreitet worden. Der Reichs
kangler ſagt: die Macht der öffentlichen Meinung habe zugenommen,
aber gerade in demokratiſchen Ländern könne eine Minderheit die
Maſſen in den Krieg hineintreiben und die Regierung mit ſich
fortreißen. Er ſollte aber nicht lediglich von einer franzöſiſchen
Minderheit ſprechen. Wie iſt es denn bei uns? Die Militär
vorlage iſt ein Produkt der Agitation des Wehrvereins und der
alldeutſchen Blätter. Der Reichskanzler iſt dieſer kleinen Minder
heit unterlegen. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Er ſollte
alſo nicht an demokratiſche Länder denken, ſondern an ſich ſelbſt,
an unſer Reich und ſich ſtark machen gegen ſolche Hetzen. (Sehr
gut! bei den Sozialdemokraten.) Nur ein paar Zitate als Beweis
dafür, wie die Chauviniſtenſtrömungen in Frankreich von deutſcher
Seite geſtärkt wurden. Jn einem alldeufſchen Blatt hat jüngſt
geſtanden: h die eine oder andere Weiſe muß mit Frankreich
abgerechnet werden.“ (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Jn
einem anderen Blatte hieß es: „Frankreich muß ſo völlig nieder
geworfen werden, daß es uns nie wieder in den Weg treten kann.
(Lebhaftes Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Dazu halte
man ſich die Brandartikel der „Kölniſchen Zeitung“ vor Augen.
Dann braucht man ſich nicht zu wundern, daß aufgeregte Krei
in Frankreich an einen deutſchen Ueberfall glauben. Die auf
geregten Gemüter haben ſich nun einigermaßen beruhigt, und gwar
im weſentlichen durch das verſtändige Verhalten der Bevölke
von Elſaß-Lothringen. Alle Parteien haben dort ausgeſprochen,
daß ſie keinen Krieg wollen. Die wuchtige Kundgebung der ſozia
liſtiſchen Fraktion des Elſaß-lothringiſchen Landtages hat auf die
Revanchepolitiker in Frankreich abkühlend gewirkt, wie die chevale-
reske Art der franzöſiſchen Behörden in Luneville gezeigt hat.
Niemals war die Situation zu einer Verſtändigung mit Frankreich
ſo günſtig wie jetzt. Von dort droht uns alſo kein Angriffskrieg.
Mit England iſt r Verhältnis faſt intim. Wozu dann die
Heeresvorlage? Soll etwa wegen Skutari ein Weltkrieg ent
brennen? Die europäiſchen Regierungen würden ſich vor der Welt
geſchichte bis auf die Knochen blamieren, und es würde ein frivoles
und unverantwortliches Unterfangen ſein, einerLappalie einen Weltkrieg herbeizuführen. S wahr! bei

a vuch unſere Beziehungen zu Rußland ſind nach dem Reichs
kanzler gute. Die Bedeutung der h Strömungen in
Rußland hat der Kanzler ganz gewaltig übertrieben. Aber
abgeſehen davon, entwickelt ſich Rußland nach Oſten und nicht
Weſten. Es treibt ir Oſtaſien eine Raubpolitik. Die rufſiſchen
Arbeiter aber denken an keinen Krieg, ſie wollen zunächſt mit dem
den Regime aufräumen. (Sehr richtigl! bei den tal
demokraten.) Aus dem blutgedüngten Boden Rußlands ſen
täglich neue Streiter geger den Abſolutismus, und dieſe Kämpfer
laſſen ſich nicht durch auswärtige Abenteuer von ihren Freiheits-

edanken abbringen. (Beifall bei den Sozialdemokraten.) Würde
ußland einen Krieg wagen, es würde ihm ebenſo gehen wie beim

Kriege mit Japan, und eine Revolution würde heraufbeſchworen,
deren Folgen nicht abzuſehen ſind. (Sehr wahr! bei den Sozial
demokraten.) Auch eine Verſchiebung der Machtverhältniſſe durch
den Balkankrieg allein kann nicht der Grund für die Vorlage ſein.
Man will W ſchaffen für imperialiſtiſche Eroberungs-
politik. (Sehr wahr! bei den h Deshalb kannvon einer friedlichen Tendenz der Vorlage keine Rede ſein. Heute
at der Reichskanzler geſagt, die Regierung handle unverantwort
ich, wenn ſie nicht bis zum äußerſten für den Krieg rüſte. Jm

vorigen Jahre aber hat derſelbe Reichskanzler erklärt, Deutſchland
ſei ſchon damals kriegsbereit geweſen. Auch der Kriegsminiſter hat
nach der Annahme der damaligen Heeresvorlage geſagt, damit ſei
die Sicherheit des Reiches garantiert. Weshalb dann auf einmal
dieſe wahnwitzigen Opfer? Noch im Dezember 1912 ve rte die

Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, daß nur ein Nachtra mit
ſagen en für Luftſchiffe und Fluggeuge kommen wü (Hörtl
ört!) mals hatte ſich die Verſchiebung der Verhältniſſe auf

dem Balkan ſchon vollzogen. Deshalb kann dieſe Verſchiebung nichtdie wahre Urſache ſein. Die n iſt auch ber Hetze der
Panzerplattenpreſſe bis zum Anfang dieſes hres entgegen
getreten, bis ſie dieſer J erlag und bis der Reichskanzler und
der Kriegsminiſter vor dem Wehrverein und dem Generalſtab die
Segel ſtreichen mußten. Da wurden auf einmal gewaltige Mehr8 en für notwendig erklärt, nachdem auch die höchſte Stelle
ie Entſcheidung zugunſten des Generalſtabes geſtellt hatte. Jſt

das auch alles richtig, dann fallen alle Ausführungen des
kanzlers in nichts zuſammen. Und daß es richtig iſt, zeigt diDürftigkeit der vom Kriegsminiſter vorgetragenen Cründe Sehr

richt bei den s
Noch nie hat in einem Parlament ein Kriegsminiſter eine

ſolche Vorlage ſo nichtsſagend zu begründen verſucht kein Wort
davon, warum noch vor wenigen Monaten dieſe Forderungen für
die Sicherheit des Reiches nicht notwendig waren. Am 22. Fe
bruar 1911 hat er die damalige Vorlage als den Niederſchlag aus
jahrelangen Erfahrungen, als letzte r abſehbare
Zeit hingeſtellt. Jetzt aber fordert er alles, was Wehrverein
in ſeinen Treibereien verlangt. Wenn ſich die Volk
nicht von unverantwortlichen Politikern ins Schlepptau nehmen
laſſen will, muß ſie ein energiſches Nein ſprechen. (Sehr richtig
b. d. Sogz.) Das Zentrumsblatt „Germania“ ſchrieb
Januar, daß kein Menſch in Deutſchland ſich eine
z eigen machen könnte. Die „Kölniſche Vo h
ie Jnhaltsangabe der Vorlage in der „Poſt“ als ſch ver

wirrte Phantaſie. Was wird Herr Spahn nachher ſagen Und
was für Worte früher die Freiſinnigen gegenüber Militär
vorlagen von viel geringerem Umfang! Von den Nationalliberalenhinter denen die r ehniſchen Großunternehmex ſtehen, die die

fite aus dieſer Vorlage ziehen werden, erwarten wir ja
anderes, als daß ſie ſie annehmen. Jeder Gegner des Jmperi
mus aber muß ſie verwerfen.

Alle militärpflichtigen jungen Leute ſollen Mann für Nam
aus der Luft des ſelbſtändigen Denkens in die dumpfe Kaſfernen-
atmoſphäre geſteckt werden. Hat doch die Kreuzzeitung am
30. März die Erziehung in der Armee das ſtärkſte Gegengew
gegen die revolutionären Strömungen im Volke genannt.
läuft ſchließlich darauf hinaus, daß man das Heer als Jnſtrun
z Niederhaltung der vorwärts und gaufwärtsſtreben

die Räder. Sord laſſe gebraucht. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokr Sande neab; der Schwache kommt immer unter aähr Baufeiertag ablehnen, für die Machtgelüſte einer öſterreichiſchen Preſtigepolitik es ſich nur um unſere Bandesverteidigung dann b t n
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wir Sozialdemokraten haben mit freudigſter Bewunderung in
dieſem Jahr an die große Volkserhebung von 1813 gedacht. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Aber die Sieger über den frem
den Eroberer waren nicht militariftiſch geſchult. Wäre es damals

nach der Regierung und den Junkern gegangen, dann wäre die
große Befreiungstat niemals Wirklichkeit geworden. Widerſpruch

rechts.) Das hat doch der damalige Kriegsminiſter v. Boyen feſt
geſtellt; die Adligen beteiligten ſich nicht ſelbſt an den Kriegshand-

lungen und fürchteten die Rache der eigenen Landsleute ebenſo wie
Die Napoleons. So wandte ſich damals ein preußiſcher Kriegs

miniſter gegen den Adel (Abg. Ledebour: Das kommt jetzt nicht
mehr vor!) Er wurde ja auch deshalb in die Wüſte geſchickt. (Heiter

Jeit.) Nur ein bis zwei Monate militäriſcher Ausbildung hatten
damals die jungen Preußen, haben ſpäter die nordamerikaniſchen
Freiheitskämpfer genoſſen und über die militäriſchen Leiſtungen
der Schweizer Miliz haben ſich der Kaiſer und auch das „Militür
wochenblatt“ höchſt lobend ausgeſprochen. Dieſe Miliz wird aber

„in 173 bis 198 Tagen ausgebildet. Generalleutnant v. Pohlmann
hat einmal geſagt, er könne in 16 Monaten jeden Soldaten voll
kommen felddienſtfähig ausbilden. (Hört! hört! bei den Sozial
demokraten.) Und ein preußiſcher Kriegsminiſter erwiderte ihm,
daß er es ſchon in 8 bis 10 Monaten könne, freilich ſchrieb er nach
her, daß die nötige Disziplin nur in langiähriger Dienſtzeit zu
erlangen ſei. (Stürmiſches Hört! hört! bei den Sozialdemokrates.)
Damit war der Gehorſam gemeint, mit dem es gegen den inneren
Feind gehen und auf Vater und Mutter geſchoſſen werden ſoll.
(Großer Lärm rechts und im Zentrum.) Das Wort vom Schießen
auf Vater und Mutter hat ſich tief eingepflanzt in die Bruſt des

z deutſchen Arbeiters. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemo-
kraten.) Die Einjährig-Freiwilligen beweiſen, daß eine kürzere
Dienſtzeit genügt; ſind ſie denn von vornherein für den Mililär-
dienſt geeigneter als z. B. unſere Bauernſöhne, die mit den Pfer-
den aufwachſen? Was heute gegen die einjährige Dienſtzeit vorge-

C.

bracht wird, iſt ſeinerzeit auch Wegen die zweijährige vorgebracht
Beſitzenden auch drei Jahre in der

Kaſerne dienen müſſen, dann würden Sie ſelbſt für die Verkürzung
der Dienſtzeit eintreten. Die geplante dreijährige Dienſtzeit in
Frankreich kennt keine Ausnahmen, entſpricht alſo der Ge

Bilden Sie ſchon die Jugend militäriſch aus, freilich

r

T

worden. Würden die Söhne der

rechtigkeit.

nicht zum Paradedienſt, dann können Sie die Dienſtzeit verkürzen.
Freilich, der brutale Terrorismus der preußiſchen Regierung gegen
die eitel gend führt nicht zum Ziel. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokraten.)

Vi dent Dove: Der iſchen Regierung dürfen Sienicht h Terrorismus rege
A Haaſe (fortfahrend): Das Wettrüſten muß ſchließlich

über ſich ſelbſt hinaus treiben und in das Milizſyſtem umſchlagen.
Schließlich werden Jhnen die Mittel ausgehen. Glauben Sie denn,
daß der Wehrbeitrag mit Begeiſterung gezahlt wird? Auf den
Rauſch folgt der Kahenjammer. Windthorſt und Prinz Wilhelm
von Preußen, der ſpätere Kaiſer, ſowie eine Reihe von Kriegs
miniſtern haben ausgeſprochen, daß die Heranziehung aller waffen-
fähigen Mannſchaften unerſchwingliche Koſten verurſachen würde.
Wenn man dem Volke ſo ungeheure Laſten auferlegt, müßten doch
auch Gegenleiſtungen geboten werden. Aber nichts davon Keine
Herabſetzung der Dienſtzeit, keine Aenderung des Militärgerichts-
weſens, das eine Scheidewand zwiſchen Zivil und Militär aufrichtet
und deſſen Urteile immer mehr dem Volksempfinden widerſtreiten,
keine Beſeitigung. all des überflüſſigen koſtſpieligen Krams!
Deutſchland gibt jetzt ſchon für Heer und Flotte jährlich 1,57 Milli-
arden Mark aus. England 1,47 Milliarden Mark und Frankreich
1,24 Milliarden Mark. Sogar die „Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitun
erklärte, daß die Rüſtungslaſten auf das höchſte Maß geſtiegen ſind.
Und dazu nun noch eine Milliarde einmaliger Ausgaben und 186
Millionen jährlich mehr! Niemals iſt ein falſcherer Satz aufgeſtellt
er als der, daß wer Frieden haben wolle, zum Krieg rüſten
müſſe!

Der Zentrumsführer Reichenſperger hat ausgeführt, daß, wenn man
den Krieg nicht wolle, man nicht rüſten dürfe, und wenn man den
Frieden wolle, man den Frieden bereiten ſoll. Die Rüſtungen er-
zeugen Mißtrauen, das Mißtrauen wieder Rüſtungen. Nicht wegen,
ſondern trotz der Rüſtungen iſt es möglich geweſen, den Krieg noch
hintanzuhalten. Welches Volk meinte der Reichskanzler, als er
von Wohlleben und Luxus ſprach? Das deutſche etwa, das unter
der furchtbaren Teuerung leidet?! Nicht bloß die phyſiſche Tüchtig-
keit, ſondern die kulturelle Tüchtigkeit muß den Maßſtab für die
moraliſchen Kräfte eines Volkes bilden; dann aber iſt dieſe Vor-

in Shhlag in das Geſicht des Volkes der Dichter und Denkert

en men et et er wichtiger
aten, ſo ie Na en Sie das Vol tüchtig durch beſſeren Arbeiterſche

v

urch Verbeſſerung des Wohnungsgeſetzes, durch Wien derd ozialen Zuſtände, u W wird es den heimatli
B zu ſchützen in der ſein. Vor 100 Jahren i
der deutſchen Nation zu: „Wir wollen ein wahrhaftes Rei
Rechtes, wie es noch nie in der Welt erſchienen iſt, mit aller

erblicken, für Freiheit, begründet auf Gleichheit alles en, wasan Wenn dieſe Gedanken uns erfüllen, dann
werden wir uns nicht ſtark machen, um übereinander herzufallen,
ſondern dann wird unſer ganzes Streben ſein, die Ziviliſation zu

den Frieden und die Freiheit der Völker. (Stürmiſcher
ifall bei den Sozialdemokraten.)
Abg. Dr. Spahn (Z.) faſt unverſtändlich hätte vom Kriegsminiſter eine eingehendere Begründung erwartet. Das Bündnis

mit Rußland und mit England ſtärkt die Kriegsluſt in Frankreich.
Des Reſchskanzlers Bemerkungen über den Ausfall der Türkei aus
dem europäiſchen Kräfteverhältnis ſind richtig. An den Uebergang
ur Miliz können wir allein ohne die anderen großen Staaten nichtdenten (Die weitere Rede bleibt unverftändlich.)

Abg. v. Liebert Rp.) beglückwünſcht den zu
dieſer Vorlage und bedauert, daß ſie nicht gf Zeit der Marokko-
kriſe gekommen iſt; ſie iſt getragen von der Volksſtimmung. (Große
Heiterkeit bei den Sozialdemokraten, denen der Redner daß
er ſie nicht zum deutſchen Volke rechne! Gelächter. ie ſtellen
ſich nur die Sozialdemokraten zur Jahrhundertfeier! Napoleon
war ein Blutſauger und Ausbeuter, den Abg. Wendel in einem
Frankfurter Vortrag verherrlicht hat. Sogar rbeiter ſchließen ſichdem hegrverein an. Jm Jntereſſe der Deutſchen gegen die Slawen
akzeptieren wir begeiſtert die Vorlage. Beifall rec ts.)

Abg. Behrens (Wirtſch. Vg.) ſchließt ſich an. Die Vorlage führe

Wie
des

Be
ſterung für Freiheit des Bürgers, die wir in der alten Welt

gegen ihn für unwahr, wofür allerdings
ſitzenden mildernde Umſtän

die allgeme. ne Wehrpflicht durch.
Lieberts Behauptung

m Reichsverbandsvor
zukommen. (Heiterkeit.)

Dienstag 1, Uhr Weiterberatung. Schluß. 624 Uhr.

Abg. Wendel (Soz.) erklärt perſönli

Aus der Provinz.
Die indirekte Steuerlaſt der Provinz Sachſen.

Die Naturgeſetze von Vererbung und Anpaſſung haben in
unverkennbarer Weiſe die Entwicklung der direkten Beſteue-
rung beeinflußt. Unter der Wirkung dieſer beiden Faktoren
hat ſich in Deutſchland in den letzten Jahrzehnten ein homo-
genes Syſtem der direkten Beſteuerung herausgebildet. Allge-
mein hat die Perſonalbeſteuerung über die Ertragsſteuern ge-
ſiegt. Dabei iſt es merkwürdig, daß die Steuergeſetze der ein-
zelnen Staaten meiſt nur geringfügige Abweichungen zeigen.
Sowohl die leitenden Grundgedanken, als auch die ſteuertech-
niſchen Einzelheiten kehren überall in formeller Gleichheit
wieder. Die typiſchen Fortſchritte eines Staates werden mit
Sicherheit baldigſt von den anderen Staaten übernommen. Es
iſt, als ob eine gewiſſe Geſetzmäßigkeit darüber waltet.

Leider haben wir von dieſem Entwicklungs- und Anpaſſungs-
prozeſſe bei der indirekten Beſteuerung gar nichts zu
ſpüren. Jhre wiſſenſchaftliche Grundlage iſt ſo unſicher, daß

micht einmal eine allgemein gültige Definition des Begriffes
möglich iſt. Der bekannte Kollegſcherz von der Hundeſteuer,
wonach dieſe Steuer „darum“ als indirekte Steuer anzuſprechen
iſt, weil ſie nicht direkt vom Hund, ſondern von ſeinem Herrn
bezahlt wird, kennzeichnet die Hilfsloſigkeit der Steuerlehrer
in dieſer Frage am treffendſten. Ein tieferer ſteuerpolitiſcher
Sinn oder irgend welche Logik liegt der indirekten Beſteuerung
überhaupt nicht zugrunde, und wer ſich z. B. in den Charakter,
der Salz- und Zuckerſteuer vertieft, dem erſcheint das Durch

i halten gerade dieſer beiden Verbrauchs- und Lebensmittel-
ſteuern ſo ungeheuerlich, daß man ſich wundern muß, derartige
Steuerarten heute noch in modernen Staaten vorzufinden. Es
iſt noch viel zu wenig bekannt, wie ſchwer die breiten Volks
maſſen, alſo gerade die minderleiſtungsfähigen Kreiſe, von den
indirekten Verbrauchs- und Verkehrsſteuern betroffen werden,
und am meiſten wird man bedauern müſſen, daß es das Reich
iſt, welches ſeine Steuerwirtſchaft ganz auf die rückſtändigſte
und ungerechtigſte Beſteuerung aufgebaut hat. Nun droht dem
Verzehr und Verkehr abermals die Gefahr indirekter
Beſteuerung durch das Reich. Wir wollen an der Pro-

vinz Sachſen zeigen, welche enormen Summen auf dieſem in-
direkten Wege bereits heute aus der Bevölkerung heraus-
gepreßt werden.

Die unverſtändigſte indirekte Steuer iſt die Salzſteuer.
Sie belaſtet jedes Pfund Salz mit 6 Pf. Auf den Kopf werden
jährlich 16 Pfund verbraucht, ſo daß die jährliche Steuerlaſt
pro Perſon 1 Mk. beträgt. Ein Arbeiter mit 5 Kindern hat
alſo jährlich allein 7 Mk. Salgſteuer zu zahlen, das iſt mit-
unter viel mehr, als ſeine Einkommenſteuer beträgt. Die Pro-

vinz Sachſen leiſtet 5,7 Mill. Mk. Salzſteuer. Da hier für aus-
wärts mit produziert wird, fließt allerdings ein Teil wieder
zurück. Das gleiche gilt für den Zucker, den die Wiſſenſchaft
nicht mehr als Genußmittel, ſondern als vorzügliches Nah-
rungsmittel anſieht. Die Zuckerſteuer verteuert das Pfund
um 7 Pf. Da der jährliche Verbrauch pro Kopf 1414 Kilo-
gramm iſt, beträgt die Belaſtung auf die Perſon jährlich 2 Mk.
Auf unſere Provinz als Hauptproduzent von Zucker kommen
faſt 40 Millionen Mark Steuern, die wie beim Salz
zum Teil zurückerſtattet werden. Das Bi er liefert in der
Provinz Sachſen, abgeſehen von der vielfach noch vorhandenen
Gemeindebeſteuerung, an Brauſteuer uſw. 6,4 Mill. Mk., und
der Tabak 6,38 Mill. Mk. Es kamen alſo allein auf die vier
Objekte Salz, Zucker, Bier und Tabak aus der provinzſäch-
ſiſchen Bevölkerung über 58 Millionen Mark indirekte Reichs-
ſteuern.

Für ſämtliche indirekte Reichsſteuern, alſo auch für die
Leuchtmittel, Zündwaren uſw. beträgt die durchſchnittliche
Kopfbelaſtung etwas über 10 Mk. Dazu kommt noch faſt genau
derſelbe Satz an Zöllen brutto 11 Mk.). Eine Familie mit
5 Kindern hat demnach dem Reiche eine alljährliche ſtille
Abgabe von 150 Mk. zu leiſten, und zwar der kleine Mann
mit 900 Mk. Einkommen genau ſo wie der Millionär. Das
charakteriſiert den rohen Charakter der indirekten Steuern am
ſchlagendſten und erklärt den Widerwillen, den die Mehrzahl
der modernen Volkswirte gegen dieſe Steuerform hat. Gerade
die Salzſteuer zeigt in ihren Einzelbeſtimmungen, wie ihr
förmlich die Aufgabe aufgedrängt wird, die Nahrung zu
verteuern; für die landwirtſchaftliche oder gewerbliche Ver-
wendung des Salzes beſtehen Steuerbefreiungen, aber aus-
drücklich nicht für ſolche Gewerbe, die Nahrungs- und Genuß-
mittel bereiten. Etwas widerſinnigeres läßt ſich kaum denken.

Das Deutſche Reich iſt ein Bundesſtaat. Die Gliedſtaaten
ſind auf eigene Finanzwirtſchaft und Finanzgewalt ange-
wieſen. Es machte große Schwierigkeiten, das Finanzweſen
des Reiches und der Gliedſtaaten ſo zu regeln, daß die Exiſtenz
beider Faktoren nicht gefährdet wird. Mit rückſichtsloſer Kon-
ſequenz verfolgte Bismarck das Ziel, die Bundesſtaaten ſowohl
vor neuen Steuern, als vor ungemeſſenen Reichsumlagen
(Matrikularbeiträge) zu ſichern. Obwohl die Reichsverfaſſung
ebenſo indirekte wie auch direkte Steuern zuläßt, wurde von

Anfang an der Grundſatz durchgehalten, dem Reiche die in-
direkten Steuern (Zölle, Verbrauchs- und Stempelſteuern), den
Gliedſtaaten die direkten zuzuweiſen. 1906 wurde dieſe Praxis
durch Einführung der Reichserbſchaftsſteuer durchbrochen, und
die Steuertheoretiker definierten ſie „in ſteuertechniſchem
Sinne“ einfach als indirekte Steuer. Ebenſo erging es der
Tantiemeſteuer, bei der es ſich doch offenbar um die Beſteue-
rung eines ſpeziellen Einkommens handelt. So wurde der
Wirrwarr der direkten und indirekten Steuern immer mehr
vergrößert. Mag man zur indirekten Steuer ſtehen wie man
will, mag man ſelbſt einen Unterſchied zwiſchen Luxusſteuern
(auf Tabak, Sekt, Bier, Branntwein) und Steuern auf not-
wendige Lebens- und Verkehrsmittel machen. Das eine ſteht
feſt, daß es ſehr unangebracht iſt, dem kleinen Steuerzahler
andauernd vorzurechnen, wie er nur wenig oder gar keine Ein-
kommenſteuer zahle. Er zahlt übergenug nach der andern, der
indirekten Methode. Es iſt eine durchaus falſche Anſicht Bis-
marcks, wenn er ſagte: „Wer dahin ſtrebt, daß in der Bevölke-
rung Zufriedenheit herrſcht, der wird mehr für die indirekten
Steuern ſein.“ Denn das iſt ja das gemeinſte der indirekten
Steuer, daß man ſie nicht ſofort greifbar fühlt. Wenn heute
wieder neue derartige Laſten drohen, wenn ſogar ein Staats-
rechtslehrer wie Laband die Anregung nicht ſcheute, die
Stempelſteuern „rationeller“ auszugeſtalten und ſie noch auf
„Quittungen, Zeitungen und andere Objekte“ auszudehnen, ſo
ſollte das Anlaß genug ſein, das Problem der indirekten
Steuern der ſchärfſten Kritik zu unterziehen.

Lützen. Schadenfeuer. Sonntag abend ſtand hier das
Seitengebäude des Gaſthofes Stadt Berlin in Flammen. Es
brante vollſtändig nieder. Mit ihm wurden eine große Menge
Heu und die Warenniederlage des im Nachbargrundſtücke ſich
befindlichen Eiſenwarengeſchäfts von Mittwoch vernichtet. Die
Entſtehung des Schadenfeuers iſt unbekannt.

Querfurt. Achtung, Landtagswähler! Am 10.,
11. und 12. April liegen während der gewöhnlichen Dienſt-
ſtunden im Stadtſekretariate die Urwählerliſten zur Einſicht
aus. Für diejenigen, welche nicht imſtande ſind, die Wähler-
liſte ſelbſt einzuſehen, wird der Genoſſe Behrend dasſelbe be-
ſorgen. Es iſt Pflicht eines jeden einzelnen Wählers, ſich ſo-
fort in eine beim Genoſſen Behrend im Konſumverein aus-
liegende Liſte einzuzeichnen. Es iſt auch Pflicht eines jeden
Wählers, ſich ſein weniges Recht auch wirklich zu ſichern.

Mücheln. Sind das die Erfolge der Fürſorge-
erziehung? Der Fürſorgezögling Heinrich Dünnhaupt
aus Schönebeck war zum Bäckermeiſter Naumann in Mücheln
in die Lehre gebracht worden. Dort rückte ex aus, nächtigte in
einer Feldſcheune und kehrte an einigen Morgen zum Lehr-
meiſter zurück und ſtahl aus der Ladenkaſſe Geldbeträge ſowie
Brot und Wurſtwaren. Die Naumburger Strafkammer ver-
urteilte den Jungen zu ſechs Monaten Gefängnis. Ob er von
dort „gebeſſert“ zurückkehren wird?

Laucha. Großfeuer. Sonnabend nachmittag brannte
der neue Zuckerboden der hieſigen Zuckerfabrik, auf welchem
26 000 Zentner Zucker lagerten. Der Schaden ſoll einige hun
derttauſend Mark betragen, iſt aber durch Verſicherung gedeckt.

Delitzſch. Proteſt gegen den Rüſtungswahn. Am Sorkn-
abend fand auch hier eine Volksverſammlung ſtatt. Da über das
zeitgemäße Thema: Die neue Militärvorlage, eine wirkliche Kriegs
gefahr! geſprochen wurde, hatte es ſich die Arbeiterſchaft nicht
nehmen laſſen, recht zahlreich zu erſcheinen. Der Referent, Reichs-
tagsabgeordneter Gen. Raute-Eilenburg, fand lebhaften Beifall.
Nach einer kurzen Diskuſſion erreichte die gut verlaufene Ver
ſammlung ihr Ende.

Düben. Neue Jnduſtrie? Mit dem Kohlenabbau in
der Hüfnermark und dem angrenzenden Gelände wird wahr-
ſcheinlich in nächſter Zeit begonnen werden. Jn den letzten
Tagen ſind wieder Verträge mit den in Frage kommenden
Feldbeſitzern geſchloſſen worden. Wie verlautet, beabſichtigt
eine Elektrizitäts- Geſellſchaft die Kohle zur Erzeugung von
Elektrizität zu verwerten und in der Nähe eine neue Kraft
ſtation zu erbauen.

Helfta. Die „Wunderglocken“ von Helfta. Die
älteſte Glocke Deutſchlands, die ſich in der hieſigen St. Georgs
kirche befindet, die ſogenannte Wunderglocke, iſt jetzt „außer
Betrieb“ geſetzt worden. Die Glocke hat einen größten Durch-
meſſer von 1,09 und eine Geſamthöhe von 1,90 Metern. Die
Jnſchriften (Spiegelſchrift) beſtehen aus einem Gemiſch von
römiſchen und frühgotiſchen Schriftzeichen. Nach Prof. Dr.
Größler lauten ſie auf deutſch: „Sei gegrüßt Maria du
Gnadenreiche, der Herr iſt mit dir. Jm Jahre 1234 bin ich ge
ſtiftet worden,“ und: „Jeſus von Nazareth, König der Juden.
Aus ſo viel Zentnern bin ich 18.“ Jm Mittelalter und zu Be
ginn der Neuzeit ſchrieb man den Jnſchriften geheime Kraft
zu; Kranke und Gebrechkiche ſollten durch ihr Berühren ge
heilt werden. (1) Damals war die Glocke das Wallfahrtsziel
vieler Tauſende, die ſogar aus Frankreich und Spanien nach
Helfta pilgerten. Vor kurzem nun erhielt die Glocke einen 70
Zentimeter langen Riß. Die Reparaturen, die von den erſten
deutſchen Glockengießern vorgenommen wurden, erwieſen ſich
als umſonſt: die Glocke hat ihren Ton nicht wieder erlangt.
Die Gemeinde hat deshalb eine neue Glocke anfertigen laſſen.
Das Schickſal der alten „Wunderglocke“ ſteht noch nicht feſt.

Hettſtedt. Selbſtmord. Mit einem Jagdgewehr erſchoſſen
hat ſich am Sonnabend in ſeiner Wohnung der 70fährige
frühere Getreidehändler Richard Baluſchek. Da der Verſtor-

bene in den beſten Verhältniſſen lebte, ſo mag nur ſein krank
hafter Zuſtand die Urſache zu der bedauernswerten Tat ge
weſen ſein.

Leimbach. Unglück im Schacht. Auf dem r
ſchacht verunglückte der 26 jährige Häuer Guſtav Ge u bei der
Bohrarbeit, indem er auf einen ſitzengebliebenen Schuß kam. An
Kopf und Armen ſchwer verletzt, wurde der Verunglückte nach An
legung eines Notverbandes in die Halleſche Augenklinik überführt.

Sangerhauſen. Die Urwählerliſde für die Land
tagswahl liegt nur noch bis morgen, Mittwoch, im Zim
mer 3 des Rathauſes innerhalb der Dienſtſtunden zu jeder-
manns Einſicht öffentlich aus. Wer die Liſte noch nicht auf
ihre Richtigkeit hin geprüft hat, beeile ſich, wenn er ſich nicht
der Gefahr ausſetzen will, ſeines Wahlrechts verluſtig zu gehen.

Kölleda. Die Eröffnung des Stadtbades ſoll im
Mai oder Juni erfolgen. Nach den in der letzten Stadtver-
ordneten-Sitzung genehmigten Betriebsbeſtimmungen wird das
Bad geöffnet ſein Mittwochs und Sonnabends von vormittags
8 Uhr bis abends 169 Uhr, ſowie Sonntags von 7 bis 12 Uhr.
Die Dauer eines Bades mit Aus- und Ankleiden ſoll im
Brauſebad 20, im Wannenbad 40 Minuten nicht überſchreiten.
Es koſten ein Brauſebad 15 Pf., Wannenbad 1. Klaſſe 60 Pf.,
Dutzend 6 Mk. Wannenbad 2. Klaſſe 40 Pf., Dutzend 4 Mk.
Schulbrauſebad 5 Pf., Dampf- und mediziniſche Bäder nach
beſonderem Tarif.

Naumburg. Ein geſtürzter Sittenwächter. Vor der
hieſigen Strafkammer hatte ſich der Lehrer Harniſch wegen
einer ganzen Anzahl unſittlicher Verfehlungen an größeren Schul
mädchen zu verantworten. Der Angeklagte bekannte ſich ſchuldig,
daß er ſich ſeit 1908 ſowohl in den Schul-, wie auch in den
Nachſitzeſtunden an acht größeren Mädchen vergangen habe, ebenſo
wurde er von einer jetzt verheirateten Frau ſchon aus früherer
Zeit belaſtet. Harniſch wurde zu drei Jahren Gefängnis
verurteilt. Der Staatsanwaltsantrag lautete auf zwei Jahre
Zuchthaus. Wegen ſeines Pflichteifers auf dem Gebiete war der
geweſene „Sittenwächter“ oben gut angeſchrieben.

Zeitz Jns Gefängnis wegen Landratsbelei-digung. Der politiſche Redakteur des Volksboten, Genoſſe
Stroinsky mußte am Montag auf zwei Monate ins Gefäng-
nis wandern, weil er den Weißenfelſer Landrat beleidigt haben
ſoll. Er hat ſich im vorigen Jahre energiſch für die Jntereſſen
der Naundorfer Einwohner ins Zeug gelegt, und dafür muß er
nun die ſchönſte Zeit des Jahres hinter ſchwediſchen Gardinen
verbringen. Auch wir hoffen, daß unſer Genoſſe die vielſeitigen
Gefahren der Gefängnisluft ohne dauernde Geſundheitsſchädi-
gungen überſteht, damit er nach der „Beſſerungszeit“ im
Kampfe für die Befreiung des Proletariats wiederum wie ſeit
her ſeinen Mann ſtellen kann.

Vereine und Verſammlungen
Merſeburg. Heute, Dienstag, abends 249 Uhr, Frauen

Diskuſſionsabend in der Kaiſer-Wilhelmshalle,

Soziales.
Säuglingsfürſorge.

Um der ungeheuer umfangreichen Sterblichkeit der Säug-
linge mit Erfolg entgegenzutreten, will die Stadt Dortmund
ein Säuglingsheim errichten. Namentlich die Zahl der im
erſten Lebensjahre geſtorbenen unehelichen Kinder iſt
dort un verhältnismäßig hoch. Es ſtarben im Jahre 1911 40,12
Prozent der unehelich geborenen Kinder im erſten Lebensjahre.
Bei den ehelich geborenen Kindern war das Sterblichkeitsver
hältnis im Jahre 1911 18,01 Proz. Das neue Säuglingsheim
ſoll im eigenen ſtädtiſchen Gebäude untergebracht werden und

„vornehmlich zur Behandlung, Pflege und
Wartung armer und kranker ſowie unehelich
geborener Kinderbeſtimmt“ ſein. Es ſoll 100 Betten
enthalten, wovon 70 für Säuglinge beſtimmt ſind. Jm ganzen
wird die Anlage 300 000 Mk. koſten, worin die Grunderwerbs-
koſten noch nicht einbegriffen ſind. Eins iſt an der Geſchichte
merkwürdig: Es waren die Sozialdemokraten, die ſeit
ihrem Eintritt in das Stadtparlament nachdrücklichſt eine
ſyſtematiſche und zweckentſprechende Bekämpfung der Säug-
lingsſterblichkeit forderte. Jetzt wird dieſem Verlangen Rech-
nung getragen aus Anlaß des Regierungs jubi-
läums Wilhelms II.

Verſammlungsberichte.
Handlungsgehilfen. 52 der durch Kollegen Sa eröffneten

Monatsverſammlung ſprach Kollege Möller in beifällig auf
genommener Weiſe über Das Weſen der Börſe. Kollege Sanow
exſuchte die Mitglieder, ſich in einer ausliegenden Liſte zur
Teilnahme an den demnächſt beginnenden Kurſen in Rechnen,
Stengraphie und r einzuzeichnen. Gegen die
Konkurrenzklauſel wurde an den Reichstag eine Eingabe abzu
ſenden beſchloſſen. Sodann wurde über die Art der Ein
kaſſierung der Beiträge für das geplante Kihge-
noſſenſchaftliche Verſicherungsunternehmen Volksfürſorge be-
raten. Nach einer von den Kollegen Gelhaar, Möller und
Friedrich geführten Debatte beſchloß die Verſammlung ein
emg dem zweiten Vorſchlage, der bezirksweiſe gegliedertenJnkaſſoorganiſation, beizutreten. Zum Schluſſe hat Kon e F.

ging es rer recht 32 Merſeburg.a u r gutbe en Verſammlung ein gemütliches Vveiſarnmenſein ſtatt. a
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